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1 

1. Einleitung 

1.1. Einführung in die Thematik 

Albanien, ist ein kleines Land in Südost Europa, das sich erst nach der Wende, – d.h. nach dem 

Sturz der kommunistischen Regierung in den Jahren 1989 / 1990, – zu einer freien Marktwirt-

schaft entwickelt hat. Seither hat sich das Land rasant entwickelt und viele ausländische, vor al-

lem italienische Unternehmen, haben das große Potenzial (u.a. hoch qualifizierte Arbeitskräfte 

bei sehr niedrigem Lohnniveau) dieses Landes entdeckt.  

Seit der Wende 1989 / 1990 konnte Albanien kaum Fortschritte in der Anpassung der rechtlichen 

Rahmenbedingungen an die angestrebte freie Marktwirtschaft aufzeigen. Grundsätzlich erwies 

sich die Festigung der Rechtsstaatlichkeit in Albanien als sehr schwierig in der Umsetzung, was 

auch in der Gegenwart an Aktualität nicht verloren hat. Erst vor vier Jahren festigte sich die 

Rechtsstaatlichkeit in Albanien durch zahlreiche gesetzliche Neuerungen. Hintergrund der letzten 

Neuerungswelle, die den gesamten Rechtskader betroffen hat, sind die EU-Beitrittsbestrebungen 

Albaniens. Durch die Unterzeichnung des „Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen“ am 

12.6.2006 hat sich Albanien u.a. zu Anpassungen an die europäischen Standards im Rechts- und 

Wirtschaftsbereich verpflichtet.
1
 Die darauffolgenden Reformen haben zu einer kompletten Neu-

erung der Gesetze, u.a. in den Bereichen des Handelsrechts und der Rechnungslegung, geführt 

und erfüllen mittlerweile europäische Anforderungen. Albanien hat im April 2009 auch einen 

Antrag
2
 auf die Mitgliedschaft in der EU gestellt und die Verhandlungen um einen möglichen 

Kandidatenstatus hängen stark von weiteren Reformen in vielen Bereichen ab. Die albanischen 

Rechnungslegungsbestimmungen, die im Zuge dieser Neuerungswelle ebenfalls von Grund auf 

erneuert werden mussten, sind im Rechnungslegungsgesetz und in die Verordnung über die 14 

nationalen Bilanzierungsstandards zu finden.  

In den letzten Jahren gab es auch zahlreiche Investitionen aus dem deutschsprachigen Raum 

(Deutschland, Österreich, Schweiz) in Albanien, wie z.B. STRABAG oder Siemens AG. Das zu-

nehmende Interesse deutschsprachiger Unternehmen am albanischen Markt, der als emerging 

market angesehen wird, macht Auseinandersetzungen mit den Unterschieden in den entsprechen-

                                                           
1
 Quelle: http://www.consilium.europa.eu/policies/agreements/search-the-agreements-

database?lang=en&command=details&id=297&lang=en&aid=2006040&doclang=en Stand: 4.3.2012. 
2
 Quelle: http://www.keshilliministrave.al/?fq=brenda&m=news&lid=10893&gj=gj2 Stand: 4.3.2012. 

http://www.consilium.europa.eu/policies/agreements/search-the-agreements-database?lang=en&command=details&id=297&lang=en&aid=2006040&doclang=en
http://www.consilium.europa.eu/policies/agreements/search-the-agreements-database?lang=en&command=details&id=297&lang=en&aid=2006040&doclang=en
http://www.keshilliministrave.al/?fq=brenda&m=news&lid=10893&gj=gj2
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den Gesetzeslagen unumgänglich. Österreich ist bereits mit 50 Unternehmen vor Ort, was ein be-

sonders großes Interesse Österreichs an Albanien zeigt.
3
 

Die albanischen Rechnungslegungsbestimmungen, die SKK („Standardet Kontabël Kombëtar“
4
), 

orientieren sich sehr stark an den IAS und IFRS. Als kapitalmarktorientiertes System der Finanz-

berichterstattung zielen diese darauf ab, ein möglicht getreues Bild der Finanz-, Vermögens- und 

Ertragslage des Unternehmens darzustellen, um dem Eigenkapitalgeber alle wichtigen Informati-

onen vor Auge zu führen. Dies soll internationalen Investoren die bereits bestehende Rechtssi-

cherheit in Albanien vorweisen, um ausländische Investitionen im Land attraktiv zu machen. 

Weiters, gewährleistet die Anwendung dieser Bilanzierungsstandards eine erhöhte Vergleichbar-

keit albanischer Unternehmen mit anderen Unternehmen weltweit. 

Die albanischen Bilanzierungsbestimmungen bestehen aus 14 Standards, von denen in dieser Ar-

beit zwölf behandelt werden, da die übrigen zwei Standards die Konzernrechnungslegung betref-

fen. Diese Ausarbeitung setzt sich allerdings nur mit dem Jahresabschluss auseinander. Die Re-

formen der Rechnungslegungsbestimmungen bedeuten eine drastische Umstellung der Bilanzie-

rungspraxis in Albanien, die vor der Umstellung im Unterschied zum heutigen Stand bei weitem 

nicht so umfangreich waren. Auch der fair value Ansatz hatte keine Anwendung und wurde in 

Albanien erst neu entdeckt. Ein weiteres Kennzeichen der entstandenen Rechnungslegungsbe-

stimmungen in Albanien ist die Genauigkeit der Bestimmungen. Es gibt zwar Wahlrechte, jedoch 

hat der Gesetzgeber versucht, durch genaue Beschreibungen der meisten Vorgehensweisen der 

Bilanzierung bzw. Rechnungslegung, sehr wenig Interpretationsspielraum zu lassen.  

Das zunehmende Interesse Österreichs an Albanien und das Fehlen einer vergleichbaren wissen-

schaftlichen Arbeit, die einen Vergleich zwischen den beiden Rechnungslegungsbestimmungen 

zum Thema hat, waren Motivation für die Erstellung dieser Arbeit. 

1.2. Zielsetzung und Aufbau der Arbeit  

Die folgende Arbeit befasst sich mit dem Vergleich der Rechnungslegungsbestimmungen zwi-

schen Albanien und Österreich. Die gesamte Ausarbeitung behandelt nur den Jahresabschluss, 

somit werden die konzernrelevanten Bestimmungen bzw. Standards nicht in die Ausarbeitung mit 

einbezogen. Die albanischen Rechnungslegungsbestimmungen, die sowohl den Jahresabschluss 

                                                           
3
 Quelle: http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID=290860&DstID=0&BrID=49 Stand: 

15.10.2011. 
4
 Zum Begriff „Standardet Kontabël Kombëtar“: die dt. Übersetzung lautet die nationalen Bilanzierungsstandards. 

http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID=290860&DstID=0&BrID=49
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als auch den Konzernabschluss betreffen, werden nur aus Sicht des Jahresabschlusses erörtert und 

der Terminus „Jahresabschluss“ wird stellvertretend für alle Abschlüsse verwendet.  

Ziel dieser Arbeit ist es, einen Überblick über die albanischen Rechnungslegungsbestimmungen 

zu geben und v.a. die Unterschiede zwischen den Rechnungslegungssystemen beider Länder her-

auszufinden. In erster Linie werden die zwölf albanischen nationalen Bilanzierungsstandards, die 

sich mit dem Jahresabschluss beschäftigen, dargestellt und daraufhin wird auf die österreichi-

schen Bestimmungen hingewiesen, die eine andere bilanzielle Behandlung als die albanischen 

Bestimmungen vorschreiben. Rechnungslegungsbestimmungen, die in beiden Rechnungsle-

gungssystemen identisch sind, werden nicht genauer untersucht. Zu Themenbereichen (wie z.B. 

Behandlung von Leasingverträgen), die im UGB nicht geregelt werden, wird kein Vergleich zu 

den albanischen Bestimmungen vorgenommen. Bei Auftreten solcher Fälle wird in der Ausarbei-

tung auf die mangelnde Vergleichbarkeit hingewiesen. 

Da alle albanischen Gesetze und Verordnungen, die in diese Arbeit erörtert werden, erst seit we-

nigen Jahren in Kraft getreten sind; und da keine zusätzliche Literatur wie Monografien und 

Kommentare über diese Gesetze und Verordnungen in Albanien publiziert wurden, konnte der 

Verfasser dieser Arbeit sich während der ganzen Ausarbeitung nur auf die Gesetzestexte stützen, 

die trotz der Bemühungen des Gesetzgebers natürlich Raum für Interpretation lassen. Ein prakti-

scher Vergleich anhand von Bilanzbeispielen wurde nicht vorgenommen, da einerseits die albani-

schen Rechnungslegungsbestimmungen sehr umfangreich sind, andererseits kaum Quellen für die 

praktische Anwendung der albanischen Rechnungslegungsbestimmungen zu finden sind. 

Am Ende dieser Ausarbeitung soll der Leser erstens einen Überblick des albanischen Rechnungs-

legungssystems bekommen. Zweitens sollen ihm die Unterschiede in der Bilanzierung zwischen 

den beiden Ländern vor Augen geführt werden.  

Die folgende Arbeit wird in 15 Kapitel gegliedert. Der Hauptteil der Ausarbeitung besteht aus 

den zwölf Kapiteln in denen die zwölf albanischen nationalen Bilanzierungsstandards erörtert 

werden. In jedem Kapitel wird grundsätzlich auf den Ansatz, Erstbewertung, Folgebewertung 

und auf den Ausweis und die Anhangsangaben eingegangen. Am Ende jedes Kapitels werden die 

wichtigsten Bestimmungen und Unterschiede zwischen den Rechnungslegungssystemen zusam-

mengefasst.  



4 

Die ersten zwei Kapitel geben eine kurze Einführung in die Thematik und Zielsetzung der Arbeit. 

Sie stellen die Entwicklung der rechtlichen Rahmenbedingungen in Albanien, die zur Entwick-

lung der freien Marktwirtschaft beigetragen haben, dar. 

Die darauffolgenden zwölf Kapitel befassen sich jeweils mit einem SKK und den dazugehörigen 

österreichischen Regelungen. 

Im Anschluss folgt im letzten Abschnitt die Schlussbetrachtung der Ausarbeitung.  
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2. Überblick über die rechtlichen Rahmenbedingungen 

Albanien hat im Vergleich zu Österreich eine sehr junge Rechtsordnung, die sich vor allem nach 

der Wende, dem Sturz der kommunistischen Regierung in den Jahren 1989 / 1990, entwickelt 

hat. Gesetzliche Regelungen in vielen Wirtschaftsbereichen haben erst die Entwicklung der freien 

Marktwirtschaft (bis dahin gab es nur staatlich zentralisierte Betriebe) möglich gemacht. In den 

letzten 20 Jahren hat der albanische Gesetzgeber eine Vielzahl an Gesetzen verabschiedet und 

zahlreiche Novellierungen der zuvor verabschiedeten Gesetze durchgeführt. Einige der wichtigs-

ten Gesetze, die für die Entwicklung der freien Marktwirtschaft von besonderer Bedeutung sind, 

werden hier kurz erwähnt.  

Ligji Nr. 7850 „Per Kodin Civil te Republikes se Shqiperise“ datë 29.7.1994, kundgemacht im 

Bundesgesetzblatt Nr. 11 auf Seite 491. Es ist das albanische Pendant zum österreichischen All-

gemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch (ABGB). Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts wird als ein-

zige Gesellschaftsform im Kodi Civil geregelt.  

Ein weiteres sehr wichtiges Gesetz ist Ligji Nr. 9901 „Për Tregtarët dhe Shoqëritë Tregtare“ 

datë 14.4.2008, kundgemacht im BGBl. Nr. 60 auf Seite 2631. Es handelt sich hierbei um das 

albanische Gegenstück zum österreichischen Unternehmensgesetzbuch (UGB). In diesem Gesetz 

findet man die gesetzlichen Bestimmungen, die die / den eingetragene(n) Unternehmer(In), die 

offene Gesellschaft, die Kommanditgesellschaft, die Gesellschaft mit beschränkter Haftung und 

letztlich die Aktiengesellschaft, regeln. Weiters stehen den inländischen und ausländischen Ge-

sellschaften die Eröffnung von Zweigniederlassungen und Repräsentanzen offen. Denen stehen 

die bereits erwähnten Gesellschaftsformen zur Verfügung. In Albanien gibt es kein Aktiengesetz 

oder GmbH-Gesetz. Anders als in Österreich gibt es in Albanien nicht die Form der stillen Ge-

sellschaft.  

Im Ligji „Për Tregtarët dhe Shoqëritë Tregtare“ gibt es konträr zu Österreich keine Größenklas-

sen und größenabhängige Erleichterungen bezüglich der Bilanzierungsvorschriften für kleine und 

mittelgroße Kapitalgesellschaften.  

Ligji Nr. 9723 „Për Qendrën Kombëtare të Regjistrimit”, datë 3.5.2007, kundgemacht im BGBl. 

Nr. 60 auf der Seite 1604, ist das albanische Pendant zum österreichischen Firmenbuchgesetz 

(FBG). Dieses Gesetz bestimmt wer das Handelsregister, das das albanische Pendant zum öster-
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reichischen Firmenbuch ist, führt und v.a. welche anmeldungspflichtigen Angaben in das Han-

delsregister einzutragen sind.  

Sehr wichtig für die Rechnungslegung sind die folgenden Gesetze, Verordnungen und Richtli-

nien. Ligji Nr. 9228 „Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare“ të ndryshuar, datë 29.4.2004, 

kundgemacht im BGBl. Nr. 35 auf Seite 2712, regelt die grundsätzlichsten Buchhaltungs- und 

Bilanzierungsbestimmungen. Im Weiteren wird dieses Gesetz Ligji „Për Kontabilitetin dhe 

Pasqyrat Financiare“ oder „Për Kontabilitetin“ bezeichnet.  

Urdhër Nr.4292 „Për Shpalljen e Standardeve Kontabël dhe Zbatimin e Detyrueshem të Tyre“, 

datë 15.6.2006, kundgemacht im BGBl. Nr. 115 auf der Seite 4487, beinhaltet die 14 Nationalen 

Buchhaltungs- und Bilanzierungsstandards. 

Vendimi Nr. 783, „Për Përcaktimin e Standardeve dhe të Rregullave Kontabël“, datë 

22.11.2006, kundgemacht im BGBl. Nr. 137 auf Seite 5371, enthält u.a. die allgemeinen Grunds-

ätze der Buchhaltung und Bilanzierung, bestimmt die Kontenklassen und regelt nahezu den ge-

samten Kontenrahmen. 

Vendim Nr. 742 „Për Kriteret e Përzgjedhjes së Njësive Ekonomike, që duhet të zbatojnë Stan-

dardet Ndërkombëtare të Kontabilitetit“, datë 07.11.2007, kundgemacht im BGBl. Nr. 154 auf 

Seite 4501, regelt die Schwellenwerte, ab dem die betroffenen Gesellschaften und Rechtssubjekte 

die Internationalen Buchhaltungs- und Bilanzierungsstandards anwenden müssen.  

Ligji Nr. 10042 „Për disa Ndryshime e Shtesa në Ligjin Nr. 8957, datë 17.10.2002 “Për 

Ndërmarrjet e vogla e të mesme” të ndryshuar“, datë 22.12.2008, kundgemacht im BGBl. Nr. 

199 auf Seite 10840, regelt die Schwellenwerte für die Mikro-, Klein- und Mittelbetriebe.  
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3. Grundlagen der Abschlüsse 

3.1. Allgemeines 

Wie bereits in der Einleitung erwähnt, gelten die Bestimmungen der 12 SKK für alle Abschlüsse. 

Diese werden aber nur aus Sicht des Jahresabschlusses erörtert und der Terminus „Jahresab-

schluss“ wird stellvertretend für alle Abschlüsse verwendet. 

Ligji „Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare“ enthält die Grundprinzipien für das Aufstel-

len des Jahresabschlusses. Dieses Gesetz muss von allen wirtschaftlichen Einheiten, die auf Ge-

winnerzielung gerichtet sind (auch Finanzinstituten und Muttergesellschaften), und unabhängig 

von ihrer rechtlichen (Gesellschafts-)Form angewendet werden. Die weiteren Gebilde, die nicht 

auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind, unterliegen diesem Gesetz, falls besondere Gesetze nichts 

Abweichendes bestimmen.
5
 In Österreich unterliegen nicht alle Gesellschaftsformen der Rech-

nungslegungspflicht. Eine GesbR wird erst rechnungslegungspflichtig und muss ins Firmenbuch 

als OG oder KG eingetragen werden, wenn sie die Schwellenwerte des § 189 Abs. 1 Z 2 UGB 

überschreitet.
6
 

Alle wirtschaftlichen Einheiten, die dem Ligji „Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare“ un-

terliegen, müssen ihren Jahresabschluss nach den Regeln der Standardet Kontabël Kombëtar
7
 

(SKK) aufstellen.
8
  

Dem Ligji „Për Kontabilitetin“ unterliegen nicht:
9
 

a) Mikrounternehmen; 

b) Börsennotierte Unternehmen (und deren Tochtergesellschaften), die auf einen geregelten 

Wertpapiermarkt eingetragen sind und einen konsolidierten Abschluss aufstellen; 

c) Banken und ähnliche Finanzinstitute, Versicherungsgesellschaften und Rückversiche-

rungsgesellschaften; 

d) Andere große nicht börsennotierte Unternehmen, die auf zwei aufeinanderfolgenden Jah-

ren die nachfolgenden zwei Schwellenwerte
10

 überschreiten: 

                                                           
5
 Vgl. § 1 f. Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare. 

6
 Vgl. § 8 Abs. 3 UGB i.V.m. § 189 Abs. 1 Z 2 UGB. 

7
 Zum Begriff „Standardet Kontabël Kombëtar“: die dt. Übersetzung lautet die nationalen Bilanzierungsstandards. 

8
 Vgl. § 4 Punkt 1 Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare. 

9
 Vgl. § 4 Punkt 2 und 3 Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare. 
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i) Umsatz über 1.250.000.000 lekë
11

 (ca. 9.615.385 €)
12

; 

ii) Durchschnittliche Arbeitsnehmerzahl von über 100 Arbeitsnehmer im Jahr.  

Der Jahresabschluss besteht aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung (GuV), der Eigen-

kapitalveränderungsrechnung, der Kapitalflussrechnung und dem Anhang.
13

 In Österreich wird 

zwischen dem Jahresabschluss von Kapitalgesellschaften, der aus der Bilanz, der GuV und dem 

Anhang besteht, und dem Jahresabschluss von nicht Kapitalgesellschaften, der nur aus der Bilanz 

und der GuV besteht, unterschieden.
14

 

Jede rechnungslegungspflichtige Einheit erstellt ein Mal jährlich den Jahresabschluss und muss 

dafür mindestens ein Mal im Jahr eine Inventur durchführen. Alle vorhandenen Vermögenswerte, 

Schulden und das Eigenkapital sind zu bewerten und zu inventarisieren. Die Bestandsaufnahme 

wird nach den von der Geschäftsführung beschlossenen Verfahren, die ein möglichst getreues 

Bild der vorhandenen Vermögenswerte und Schulden geben sollen, durchgeführt.
15

 Das § 192 

UGB sieht i.d.R. eine körperliche Bestandsaufnahme vor, erlaubt aber auch weitere den GoB ent-

sprechende Verfahren. 

Der Jahresabschluss wird in albanischer Sprache verfasst und die Summen in albanischer Wäh-

rung (lekë) ausgedrückt. Die Jahresabschlüsse der wirtschaftlichen Einheiten werden in den zu-

ständigen Gerichten, bei denen sie angemeldet sind, spätestens einen Monat nach dem Tag der 

Feststellung des Jahresabschlusses, eingereicht.
16

 Der österreichische Gesetzgeber bestimmt eine 

Aufstellungsfrist von neun Monaten für Personengesellschaften und fünf Monaten für Kapitalge-

sellschaften.
17

  

Alle Bücher und Belege eines Geschäftsjahres werden für zehn Jahre nach dem Abschluss des 

betreffenden Geschäftsjahres aufbewahrt, es sei denn ein normativer Akt (eine Verordnung, ein 

                                                                                                                                                                                            
10

 Vgl. § 2 Për Kriteret e Përzgjedhjes së Njësive Ekonomike, që duhet të zbatojnë Standardet Ndërkombëtare të 

Kontabilitetit. 
11

 Die albanische Währungseinheit. 
12

 Die Berechnung erfolgte mit einem Durchschnittskurs von 130 lekë / €. 
13

 Vgl. § 12 Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare. 
14

 Vgl. §§ 193 Abs. 4 und 222 Abs. 1 UGB. 
15

 Vgl. § 7 Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare. 
16

 Vgl. §§ 8, 15 und 16 Punkt 1 Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare. 
17

 Vgl. §§ 193 Abs. 2 und 222 Abs. 1 UGB. 



9 

Erlass etc.) sieht eine längere Aufbewahrungsfrist vor.
18

 Der österreichische Gesetzgeber sieht 

dagegen eine Aufbewahrungsfrist von grds. nur sieben Jahren vor.
19

  

Standardet Kontabël Kombëtar werden von dem Këshilli Kombëtar i Kontabilitetit
20

 (KKK) vor-

bereitet und aufgestellt. Aufgabe des KKK ist es u.a. neue SKK, angelehnt an internationalen Bi-

lanzierungsstandards (IAS / IFRS), vorzubereiten, die bereits bestehenden SKK zu verbessern 

und etwaige in der Praxis auftretende Bilanzierungsprobleme zu lösen. Alle Bilanzierungsprob-

leme, die nicht explizit von den 14 SKK behandelt werden, müssen dem KKK berichtet werden. 

Es müssen die vorgeschlagenen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, die ein möglichst ge-

treues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie die Veränderung in der Vermögens- 

und Finanzlage wiedergeben, angewandt werden. Falls die SKK keine spezifische Bilanzierungs- 

und/oder Bewertungsmethode bestimmen; aber eine solche in den IAS / IFRS Standards vorge-

schrieben ist, wird den wirtschaftlichen Einheiten die Anwendung der in den IAS / IFRS vorge-

schriebenen Methoden empfohlen. Eine willkürliche Anwendung der SKK und der IAS / IFRS 

Standards ist nicht erlaubt. In Fällen, wo weder in den SKK noch in den IAS / IFRS spezifische 

Bilanzierungs- und / oder Bewertungsmethoden vorgeschrieben werden, müssen die wirtschaftli-

chen Einheiten geeignete Bilanzierungs- und / oder Bewertungsmethoden anwenden, die der in-

ternationalen Praxis für den ungeregelten Bereich oder den Definitionen von Vermögenswerten, 

Schulden und Eigenkapital sowie den Erträgen und Aufwendungen entsprechen.
21

 In Österreich 

wird das Rechnungslegungsgesetz nach den Regeln der Auslegung
22

 interpretiert um Lösungen 

für nicht geregelte Bilanzierungsfälle zu finden. Zudem lehnt sich die Praxis auch an die österrei-

chischen GoB
23

 und beachtet die Stellungnahmen des AFRAC und der WKO.  

Der albanische Kontenrahmen ist in die Klassen 0 bis 9 und innerhalb jeder Kontenklasse in 

Gruppen mit zwei Ziffern (z.B. 10-19, 20-29, 30-39 usw.) aufgeteilt. Die Klasse 0 ist freigehalten 

für unternehmensspezifische Bedürfnisse. Die Klassen 1 bis 5 sind Bilanzkonten und Klassen 6 

und 7 sind GuV-Konten. In der Klasse 1 sind das Eigenkapital, andere Eigenmittel (z.B. Rück-

stellungen und Rücklagen) und Fremdkapital (z.B. Schuldverschreibungen, Darlehen und Bank-

verbindlichkeiten) zu finden. Klasse 2 umfasst die Konten des Anlagevermögens. Klasse 3 ent-

                                                           
18

 Vgl. § 17 Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare. 
19

 Vgl. § 212 Abs. 1 UGB. 
20

 Zum Begriff „Këshilli Kombëtar i Kontabilitetit„: die dt. Übersetzung lautet das nationale Bilanzierungskomitee. 
21

 Vgl. § 19 Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare i.V.m. SKK 1.2 und 1.73 f. 
22

 Vgl. § 6 f. ABGB. 
23

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S 36. Ähnlich bereits Geist (1997), § 189 HGB, Rz. 23; Schauer (1999), A.IV., 

S. 3.  
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hält Konten des Inventurbestands und der unfertigen Erzeugnissen und somit das Sachumlauf-

vermögen. Klasse 4 beinhaltet die Konten, die in Verbindung mit Dritten stehen. Diese Konten-

klasse umfasst sowohl Forderungen als auch Verbindlichkeiten. Klasse 5 umfasst Finanzkonten 

(Finanzinstrumente des Umlaufvermögens) verschiedener Art, beginnend von den Konten Bank 

und Kassa über geleistete Anzahlungen und andere Finanzinstrumente. Klasse 6 enthält alle Ar-

ten von Aufwandskonten und die Klasse 7 umfasst alle Arten von Ertragskonten. Klasse 8 ist für 

Sonderposten vorbehalten, wo v.a. die Konten über Haftungsverhältnisse und über gemietete Ge-

genstände außerhalb der Bilanz sowie Eröffnungs- und Schlussbilanzkonten zu finden sind. Klas-

se 9 ist dem internen (analytischen) Rechnungswesen gewidmet, falls das Unternehmen diese au-

ßerhalb der allgemeinen Buchführung führt.
24

 Für einen besseren Einblick über die Unterschiede 

in den Kontenklassen beider Länder, folgt eine Gegenüberstellung in tabellarischer Form. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
24

 Vgl. Vendimi „Për Përcaktimin e Standardeve dhe të Rregullave Kontabël“ S. 17 – 31. 
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 Albanien Österreich
25

 

Klasse 0 Frei 
Anlagevermögen und Aufwendungen für das 

Ingangsetzen und Erweitern eines Betriebes 

Klasse 1 
Eigenkapital, andere Eigenmittel und 

Fremdkapital 
Vorräte 

Klasse 2 Anlagevermögen 
Sonstiges Umlaufvermögen, Rechnungsab-

grenzungsposten 

Klasse 3 Inventurbestand und unfertige Erzeugnisse 
Rückstellungen, Verbindlichkeiten und 

Rechnungsabgrenzungsposten 

Klasse 4 Rechnungen mit Dritten Betriebliche Erträge 

Klasse 5 Finanzinstrumente (Finanzkonten) 
Materialaufwand und sonstige bezogene 

Herstellungsleistungen 

Klasse 6 Aufwendungen Personalaufwand 

Klasse 7 Erträge 
Abschreibungen und sonstige betriebliche 

Aufwendungen 

Klasse 8 Sonderposten 

Finanzerträge und Finanzaufwendungen, a.o. 

Erträge und a.o. Aufwendungen, Steuern 

vom Einkommen und vom Ertrag, Rückla-

genbewegung 

Klasse 9 Internes (analytisches) Rechnungswesen 

Eigenkapital, unversteuerte Rücklagen, Ein-

lagen Stiller Gesellschafter, Abschluss von 

Evidenzkonten 

Tabelle 1: Vergleich der Kontenrahmen zwischen Albanien und Österreich 

 

 

                                                           
25

 Vgl. Grünberger (2009), S. 170 f. 
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Vendimi Nr. 783 „Për Përcaktimin e Standardeve dhe të Rregullave Kontabël“ beinhaltet einen 

allgemeinen für alle wirtschaftlichen Einheiten verbindlichen Kontenrahmen. Die wirtschaftli-

chen Einheiten verwenden grds. die von ihnen benötigten Konten. Sie können ihren Kontenplan 

detaillierter gestalten und in diesem auch Konten aufnehmen, die von dem allgemeinen Konten-

rahmen nicht vorgesehen sind. Die Nummerierung und die Bezeichnung der Konten müssen mit 

denen des allgemeinen Kontenrahmens übereinstimmen. Falls es Geschäftsvorfälle gibt, die nicht 

in den vom allgemeinen Kontenrahmen vorgesehenen Konten aufgenommen werden können, 

müssen neue Konten nach den Regeln der geltenden Gesetze gebilligt werden.
26

 Im Gegensatz 

dazu ist der ÖKW-Kontenrahmen nur eine Empfehlung.
27

 

3.2. Zielsetzung der Abschlüsse 

Der Jahresabschluss nach albanischem Recht verfolgt das Ziel, ein möglichst getreues Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie des Cashflows eines Unternehmens zu geben, was 

der Zielsetzung der IAS / IFRS entspricht.
28

 Das UGB macht eine Unterscheidung in der Zielset-

zung, je nachdem ob es sich um eine Personen- oder um eine Kapitalgesellschaft handelt. Der 

Jahresabschluss einer Personengesellschaft muss „ein möglichst getreues Bild der Vermögens- 

und Ertragslage“
29

 geben, während die Zielsetzung des Jahresabschlusses einer Kapitalgesell-

schaft um das möglichst getreue Bild der Finanzlage erweitert wird.
30

  

Der auf Grundlage der SKK aufgestellte Jahresabschluss dient nur dem Informationszweck des 

Jahresabschlusslesers.
31

 Der nach den UGB Bestimmungen aufgestellte Jahresabschluss hat da-

gegen neben der Informationsfunktion auch eine Erhaltungsfunktion, eine Ausschüttungsbemes-

sungsfunktion und eine Steuerbemessungsfunktion (Stichwort – Maßgeblichkeitsprinzip).
32

 

Die Zielsetzung des Jahresabschlusses kann nur erreicht werden, wenn:
33

 

a) der Jahresabschluss den richtigen und vollständigen Inhalt des wirtschaftlichen Gesche-

hens wiedergibt; 

                                                           
26

 Vgl. Vendimi „Për Përcaktimin e Standardeve dhe të Rregullave Kontabël“, S. 18. 
27

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 75. Ähnlich bereits Seicht (2002), S. 10 und S. 410. 
28

 Vgl. SKK 1.5. 
29

 § 195 UGB. 
30

 Vgl. Altenburger (1993), § 222 HGB, S. 202; Nowotny (2011), § 195 UGB, Rz. 30. 
31

 Vgl. SKK 1.5. 
32

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 17 – 19. So auch Auer (2000), S. 7; Seicht (2002), S. 712; Butollo / Schmidt-

Karall / Prachner (2006), S. 1. 
33

 Vgl. SKK 1.6. 
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b) die Erstellung des Jahresabschlusses auf hinreichend genaue Schätzungen (falls diese nö-

tig sind) beruht; 

c) der Anhang und die sonstigen erläuternden Angaben des Jahresabschlusses ausreichend 

detailliert vorbereitet sind, um den Adressatengruppen einen Überblick der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage sowie des Cashflows eines Unternehmens geben zu können, da-

mit diese vernünftige Schlüsse daraus ziehen können.  

Ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie des Cashflows eines 

Unternehmens ist nur möglich, wenn die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (Bilanzie-

rung) und alle 14 SKK richtig angewandt werden und wenn die Aktiva, Passiva, das Eigenkapi-

tal, die Aufwendungen und Erträge die Ansatz- und Bewertungskriterien der SKK erfüllen. In 

Fällen, wo die korrekte Anwendung eines SKK nicht zu einem möglichst getreuen Bild der Ver-

mögens-, Finanz- und Ertragslage führt, wird die wirtschaftliche Einheit (mit Zustimmung des 

KKK) andere Ansatz- und Bewertungsmethoden, die zu einem möglichst getreuen führen, an-

wenden (müssen). Das Prinzip der Bilanzwahrheit ist somit als ein Overriding principle konzi-

piert. Das Unternehmen muss im Anhang die Nichtanwendung des entsprechenden SKK erör-

tern.
34

 In Österreich ist eine Abweichung von den Einzelbestimmungen grds. verboten.
35

 

3.3. Grundannahmen der Abschlüsse  

Damit der Jahresabschluss seine Zielsetzungen erfüllt, muss er u.a. den Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Buchführung (GoB) (Bilanzierung) entsprechen. Keine dieser GoB hat aber Vorrang ge-

genüber spezifischer Anforderungen der jeweiligen SKK.
36

 

Um seine Zielsetzungen zu erreichen, wird der Jahresabschluss nach dem Grundsatz der Periodi-

sierung aufgestellt. Gemäß diesem Grundsatz werden die Auswirkungen von Geschäftsvorfällen 

und anderen Ereignissen bei ihrem Auftreten erfasst und nicht wenn Zahlungsmittel und / oder 

Zahlungsmitteläquivalente ein- und abfließen. Sie werden im Jahresabschluss der Periode ausge-

wiesen, der sie zuzurechnen sind. Alle nach dem Grundsatz der Periodisierung erstellten Jahres-

abschlüsse bieten den verschiedenen Adressatengruppen nicht nur Angaben über vergangene Ge-

schäftsvorfälle, sondern auch über künftige Zahlungsverpflichtungen sowie Ressourcen, die in 

                                                           
34

 Vgl. § 9 Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare i.V.m. SKK 1.7 f. 
35

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 34 f. Gleiches auch Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 5; 

Fraberger / Petritz / Walter-Gruber (2010), § 222 UGB, Rz. 16; Nowotny (2011), § 195 UGB, Rz. 31. 
36

 Vgl. SKK 1.34. 
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der Zukunft zu Zahlungsmittelzuflüssen führen werden. Stehen Aufwendungen realisierten Erträ-

gen gegenüber, werden sie in der GuV in der gleichen Berichtsperiode wie die betreffenden Er-

träge ausgewiesen. Führen entstandene Aufwendungen erst in anderen Berichtsperioden zu wirt-

schaftlichem Nutzen, werden sie in der Periode erfasst, in der der damit verbundene wirtschaftli-

che Nutzten realisiert wird. Entsteht wirtschaftlicher Nutzen über einige Jahre hinweg und kann 

der Zusammenhang mit diesen Erträgen nur indirekt ermittelt werden, so werden die Aufwen-

dungen indirekt durch vernünftige Verteilungsverfahren erfasst (z.B. Abschreibungsaufwand). 

Aufwendungen, die keinen künftigen wirtschaftlichen Nutzen bewirken, werden unverzüglich in 

der GuV erfasst.
37

 

Der Jahresabschluss wird unter der Annahme der Unternehmensfortführung erstellt. Das bedeu-

tet, dass die Wirtschaftstätigkeit des Unternehmens fortgeführt wird und weder die Absicht noch 

die Notwendigkeit besteht die Unternehmung zu beenden. Falls der Jahresabschluss nicht unter 

dieser Annahme aufgestellt wird, muss das angewandte Rechnungslegungsprinzip, auf dem der 

Jahresabschluss basiert, im Anhang erläutert werden. Das Management der Wirtschaftseinheit hat 

bei der Erstellung des Jahresabschlusses nicht nur die aktuelle Lage, sondern auch eine Einschät-

zung über die Entwicklung und den weiteren Fortbestand des Unternehmens für mindestens wei-

tere 12 Monate nach dem Abschlussstichtag zu bewerten.
38

 Der österreichische Gesetzgeber ver-

zichtet bewusst auf die genaue Festlegung eines Zeitrahmens, innerhalb dessen die Prämisse der 

Unternehmensfortführung geprüft wird, weil die going-concern Prämisse vom individuellen Fall 

abhängig ist.
39

 

Die Vermögenswerte und Schulden, sowie die Erträge und Aufwendungen dürfen nicht mitei-

nander saldiert werden, außer die Saldierung wird von einem SKK gefordert oder erlaubt. Es ist 

wichtig, dass sowohl die Vermögenswerte und Schulden als auch die Erträge und Aufwendungen 

gesondert dargestellt werden. Saldierungen vermindern grds. die Fähigkeit des Jahresabschlussle-

sers, die Geschäftsvorfälle zu verstehen und die künftigen Cashflows des Unternehmens abzu-

schätzen, es sei denn, die Saldierung spiegelt den wirtschaftlichen Gehalt eines Geschäftsvorfal-

les oder eines Ereignisses besser wider.
40

 

                                                           
37

 Vgl. SKK 1.35 – 37. 
38

 Vgl. SKK 1.40 f. 
39

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 48 f. So auch Bertl / Fraberger (1994a), S. 123; Fraberger / Petritz (2010), § 

201 UGB, Rz. 39 f. 
40

 Vgl. SKK 1.42 f. 
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3.4. Qualitative Anforderungen an die Abschlüsse 

Qualitative Anforderungen steigern die Nützlichkeit der im Jahresabschluss enthaltenen Informa-

tion für die Adressaten. Die vier wichtigsten qualitativen Anforderungen sind Verständlichkeit, 

Relevanz, Verlässlichkeit und Vergleichbarkeit.
41

 Der Jahresabschluss nach UGB ist einerseits an 

die GoB und andererseits an die Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, 

(Finanz-), und Ertragslage gebunden.
42

 

Der Information eines Jahresabschlusses muss so dargestellt werden, dass sie einerseits informa-

tiv für den Jahresabschlussleser ist, der über ausreichende Kenntnisse in Finanzierung und Rech-

nungslegung verfügt und andererseits keine Missverständnisse und Zweideutigkeiten über den 

Inhalt der dargestellten Information entstehen lässt. Da der Jahresabschluss für einen breiten Ad-

ressatenkreis (Aktionär(Innen), Arbeitnehmer(Innen), öffentliche Hand, Lieferanten, Banken, 

usw.) aufgestellt wird, sollten die darin enthaltenen Informationen so aufschlussreich und ver-

ständlich wie möglich sein. Benützte Terminologie im Jahresabschluss sollte durchgehend unter-

nehmensneutral und einheitlich bleiben.
43

 

Der Jahresabschluss beinhaltet alle wesentlichen Angaben, die die Vermögen-, Finanz- und Er-

tragslage eines Unternehmens beeinflussen. Die Information wird dann als wesentlich bezeichnet, 

wenn ihr Weglassen oder ihre fehlerhafte Darstellung die wirtschaftliche Entscheidung des Jah-

resabschlusslesers beeinflussen würde. Während der Erstellung des Jahresabschlusses muss fort-

während auf die Anforderung der Wesentlichkeit geachtet werden, da eine Überfüllung des Jah-

resabschlusses mit zu detaillierten Informationen der Verständlichkeit schadet.
44

 Das UGB regelt 

die Kriterien der Relevanz und Wesentlichkeit nicht explizit. Sie sind aber Ausfluss von anderen 

GoB.
45

  

„Um nützlich zu sein, muss die Information verlässlich sein. Die Information trägt das Merkmal 

der Verlässlichkeit, wenn sie neutral ist und keine wesentlichen Fehler enthält sowie wenn sich 

die Adressaten darauf verlassen können, dass sie glaubwürdig darstellt, was sie vorgibt darzustel-

len oder was vernünftigerweise inhaltlich von ihr erwartet werden kann. […]“.
46

 Das UGB for-

                                                           
41

 Vgl. SKK 1.44.  
42

 Vgl. §§ 195 i.V.m. 222 UGB. 
43

 Vgl. SKK 1.45 f. 
44

 Vgl. SKK 1.48 f.  
45

 Vgl. Auer (2000), S. 15 f.; Fraberger / Petritz / Walter-Gruber (2010), § 195 UGB, Rz. 14; Nowotny (2011), § 195 

UGB, Rz. 14. 
46

 SKK 1.55. 
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dert nicht explizit eine glaubwürdige Darstellung der Information, aber dies kann als ein Ausfluss 

des Grundsatzes der Bilanzwahrheit (Richtigkeitsgrundsatz) gesehen werden. 

Für die Aufnahme der Geschäftsvorfälle im Jahresabschluss ist der wirtschaftliche Gehalt der 

Transaktionen von Bedeutung. Grundsätzlich stimmt der wirtschaftliche Gehalt mit der rechtli-

chen Gestaltung überein, dies muss aber nicht zwangsläufig immer der Fall sein(z.B. bei dem Fi-

nanzierungsleasing). Deswegen ist der wirtschaftliche Gehalt von größter Wichtigkeit bei der 

Aufnahme in den Jahresabschluss.
47

 Das UGB regelt diese Anforderung nicht explizit (nicht po-

sitivierte GoB).
48

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses muss ein gewisses Maß an Sorgfalt und Vorsicht bei 

den erforderlichen Schätzungen geübt werden, um eine Überschätzung der Vermögenswerte und 

Erträge bzw. eine Unterschätzung der Schulden und Aufwendungen zu vermeiden. Das Vor-

sichtsprinzip rechtfertigt aber nicht eine bewusste Unterschätzung der Vermögenswerte und Er-

träge bzw. eine Überschätzung der Schulden und Aufwendungen.
49

 In Österreich hat das Vor-

sichtsprinzip einen höheren Stellenwert (übergeordnetes Prinzip) als in Albanien und findet Aus-

prägung u.a. ebenso im Realisationsprinzip für den Gewinn, im Imparitätsprinzip für den Ver-

lustausweis und in der Berücksichtigung von Wertminderungen, unabhängig vom Bilanzergeb-

nis.
50

  

Der Jahresabschluss muss vollständig sein, d.h. alle erforderlichen Informationen beinhalten, um 

ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens darzu-

stellen.
51

 

Das Management soll bei der Erstellung des Jahresabschlusses dieselben Bilanzierungs- und Be-

wertungsmethoden, dieselbe Gliederung und Formblätter über die Jahre verwenden.
52

 Für Öster-

reich gilt dasselbe mit der Ausnahme, dass die Bilanzierungsmethoden dem Stetigkeitsgebot 

nicht unterliegen.
53

 Diese Stetigkeit in den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, in Gliede-

                                                           
47

 Vgl. SKK 1.57 – 58. 
48

 Vgl. Fraberger / Petritz / Walter-Gruber (2010), § 195 UGB, Rz. 14; Nowotny (2011), § 195 UGB, Rz. 14. 
49

 Vgl. SKK 1.60 f. 
50

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 53 – 55. Ähnliches auch Schauer (1999), A.IV., S. 24 f.; Auer (2000), S. 19 

f.; Krejci (2008), S. 184; Urnik / Urtz (2011), § 201 UGB, Rz. 54. 
51

 Vgl. SKK 1.62 f. 
52

 Vgl. SKK 1.64. 
53

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 45. Gleiches auch Altenburger (1993), § 201 HGB, S. 83 und § 236 HGB, S. 

398; Bertl / Fraberger (1994b), S. 156; Gassner / Lahodny-Karner (1998), § 201 Abs, 2 Z 1 HGB, § 201 Abs, 2 

letzter Satz HGB, Tz. 7 und 10; Auer (2000), S. 24; IWP / RL 1 (2010), Rz. 6 – 9.  
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rung und Formblätter ermöglicht erstens die Vergleichbarkeit der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage des Unternehmens über die Zeit. Zweitens, erleichtert sie die Vergleichbarkeit der Jah-

resabschlüsse verschiedener Unternehmen.
54

 Eine Abweichung von der Gliederung oder der an-

gewandten Formblätter ist nur möglich, wenn:
55

 

a) diese Abweichung von neuen oder überarbeiteten SKK-s gefordert wird; 

b) die neue Gliederung eine verbesserte und umfassendere Darstellung der Vermögens-, Fi-

nanz-, Ertragslage und der Cashflow der wirtschaftlichen Einheit ermöglicht (z.B. bei Un-

ternehmensumstellungen). 

Die vergleichenden Informationen der Vorperiode müssen nicht nur für alle im Jahresabschluss 

enthaltenen Summen, sondern auch für die beschreibenden Angaben (v.a. im Anhang), wenn dies 

für ein besseres Verständnis der Geschäftsvorfälle und anderen Ereignissen nötig ist, angegeben 

werden.
56

  

Falls die Notwendigkeit zur Änderung der Gliederung der Informationen besteht, müssen auch 

die vergleichenden Informationen der früheren Berichtsperioden geändert werden, damit diese 

mit der neuen Gliederung übereinstimmen.
57

 Die Darstellung der Durchbrechung der formellen 

Stetigkeit ist im UGB offen gelassen. Eine verbale Erläuterung im Anhang ist ausreichend aber 

die Auswirkung der Durchbrechung kann auch durch die Anpassung der Vorjahreszahlen ersicht-

lich gemacht werden.
58

 

3.5. Auswahl und Änderung von Bilanzierungs- und Bewertungsmethode 

Die anzuwendenden Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden müssen den GoB Rechnung tra-

gen. Die Anwendung ungeeigneter Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden kann nicht durch 

Beschreibungen und Erklärungen richtig gestellt werden.
59

 Die albanische Regelung gibt den 

auch in IAS 1.18 niedergeschriebenen international anerkannten Rechnungslegungsgrundsatz wi-

der. Der österreichische Gesetzgeber folgt nicht diesem Grundsatz und bestimmt in § 222 Abs. 2 

letzter Satz UGB, dass weitere Angaben im Anhang zu machen sind, falls ein getreues Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage aus besonderen Gründen und Umständen nicht möglich ist. 

                                                           
54

 Vgl. SKK 1.65 Satz 1. 
55

 Vgl. SKK 1.67. 
56

 Vgl. SKK 1.68. 
57

 Vgl. SKK 1.69. 
58

 Vgl. Hofians (2011), § 223 UGB, Rz. 7. 
59

 Vgl. SKK 1.70 f. 
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In Fällen, wo der wirtschaftlichen Einheit durch die SKK ein Wahlrecht zwischen verschiedenen 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zugesprochen wird, muss die wirtschaftliche Einheit 

die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden im Anhang erläutern.
60

 

Nachdem eine geeignete Bilanzierungs- und Bewertungsmethode gewählt wurde, muss diese 

über die Jahre beibehalten werden.
61

 Eine Änderung der einst gewählten Methode ist nur erlaubt, 

wenn:
62

 

a) die Änderung von neuen oder überarbeiteten SKK bzw. vom Ligji „Për Kontabilitetin“ 

gefordert wird; 

b) die neue Bilanzierungs- und Bewertungsmethode eine objektivere Darstellung der Ver-

mögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens ermöglicht. 

Das österreichische Gesetz erlaubt eine Abweichung vom Stetigkeitsgebot nur bei Vorliegen von 

besonderen Umständen.
63

 Diese besonderen Umstände umfassen einen erweiterten Anwendungs-

bereich als das albanische Recht vorgibt. Hier wird v.a. auf die Richtlinie des Instituts Österrei-

chischer Wirtschaftsprüfer zum „Grundsatz der Bewertungsstetigkeit (§ 201 Abs 2 Z 1 UGB) und 

zur Berichterstattung bei der Änderung der Bilanzierung- und Bewertungsmethoden (§ 236 

UGB)“, vom Juli 2010 verwiesen. 

Die Änderung einer Bilanzierungs- und Bewertungsmethode muss retrospektiv auf den Beginn 

der frühesten ausgewiesenen Periode durchgeführt werden, sodass die neue Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethode so angewendet wird, als sei sie immer verwendet worden. Die vergleichen-

den Informationen für frühere Perioden werden angepasst und dargestellt, sodass diese die neue 

Bilanzierungs- oder Bewertungsmethode widerspiegeln. Der Eröffnungsbilanzwert der einbehal-

tenen Gewinne wird angepasst, um die Änderungen für eine oder mehrere frühere Perioden wi-

derzuspiegeln.
64

 Eine retrospektive Änderung wird nicht durchgeführt, wenn: 

a) die Änderung mit der erstmaligen Anwendung eines neuen SKK erfolgt und in diesem 

spezifische Übergangsvorschriften vorgeschrieben werden, oder 

b) der auf frühere Perioden anfallende Anpassungsbetrag nicht verlässlich bestimmt werden 

kann.
65

 

                                                           
60

 Vgl. SKK 1.72. 
61

 Vgl. SKK 1.75 Satz 1. 
62

 Vgl. SKK 1.75 Satz 2. 
63

 Vgl. § 201 Abs. 2 letzter Satz UGB. 
64

 Vgl. SKK 1.76 f. 
65

 Vgl. SKK 1.76. 
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Wenn es praktisch unmöglich ist die Auswirkungen der Änderung einer Bilanzierungsmethode 

auf die Vergleichsinformationen zu bestimmen, wird eine retrospektive Anpassung nur ab dem 

Beginn der bestehenden Berichtsperiode durchgeführt. Die Anpassung der früheren Berichtsperi-

oden wird durch die Anpassung des Eröffnungsbilanzwertes der einbehaltenen Gewinne wieder-

gegeben. Die SKK können aber bestimmen, ob die Änderung einer Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethode nur prospektiv durchzuführen ist.
66

 Gemäß § 236 Z 1 UGB sind im Anhang insbe-

sondere anzugeben: „Änderungen der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden; diese sind zu 

begründen und ihr Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ist gesondert darzustel-

len". Bei der Änderung von Bilanzierungsmethoden ist eine Berichterstattung ausreichend, da 

wie bereits erwähnt, die Bilanzierungsmethoden nicht dem Stetigkeitsgebot unterliegen. Liegt die 

Änderung einer Bewertungsmethode vor, müssen für die jeweiligen Bilanzposten eine Begrün-

dung für die Abweichung sowie die Beschreibung der Abweichung der Bewertungsmethode zum 

Vorjahr im Anhang angegeben werden.
67

 „Der Einfluss von Änderungen der Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ist gesondert darzustellen. 

Dies erfordert in der Regel zahlenmäßige Angaben über die Auswirkungen, da sonst die Höhe 

des Einflusses auf die Vermögens-, Finanz- und insbesondere auf die Ertragslage nicht ausrei-

chend erkennbar ist.“
68

 

Einige Posten des Jahresabschlusses sind mit Ungewissheiten verbundenen und können nicht 

präzise bewertet, sondern nur geschätzt werden. Schätzungen spielen eine wichtige Rolle bei der 

Erstellung des Jahresabschlusses (z.B. Schätzung der Nutzungsdauer oder Restnutzungsdauer bei 

Überalterung von Anlagevermögen, Schätzung der Rückstellungen, usw.). Sie erfolgen immer 

auf der Grundlage der letzten verfügbaren Informationen. Obwohl eine Schätzung überarbei-

tungsbedürftig sein kann, erfolgt eine Änderung der Schätzung erst dann, wenn die Umstände, 

auf deren Grundlage die Schätzung erfolgt ist, sich ändern oder neue Informationen bekannt wer-

den.
69

 Die Änderung einer Schätzung wird in Österreich in gleicher Weise behandelt, obwohl das 

UGB keine explizite Bestimmung enthält, in der Berichtsperiode berücksichtigt in der diese 

durchgeführt wird und nicht rückwirkend auf frühere Perioden.
70

 Manchmal ist es schwierig zu 

unterscheiden, ob eine Bilanzierungs- und / oder Bewertungsmethode oder eine Schätzung ver-

                                                           
66

 Vgl. SKK 1.78 f. 
67

 Vgl. IWP / RL 1 (2010), Rz. 41 f. 
68

 IWP / RL 1 (2010), Rz. 43. 
69

 Vgl. SKK 1.80 – 82. 
70

 Vgl. SKK 1.83 i.V.m. Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 25. 
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ändert wird. In diesem Fall wird die Änderung als Änderung einer Schätzung behandelt und in 

der Berichtsperiode berücksichtigt, in der diese durchgeführt wird.
71

  

Fehler sind fehlende Berichterstattung über Geschäftsvorfälle und anderen Ereignissen oder feh-

lerhafte Angaben im Jahresabschluss, von einer oder mehreren Berichtsperioden, die durch die 

Nichtnutzung oder Missbrauch von verfügbaren und verlässlichen Informationen seitens des Ma-

nagements, während der Erstellung des Jahresabschlusses entstehen. Ein Fehler ist nicht mit der 

Änderung einer Schätzung gleichzusetzen. Die Änderung einer Schätzung stützt sich auf ausrei-

chende und zuverlässige Informationen, sowie auf deren Änderung über die Zeit. Fehler sind cha-

rakterisiert durch die Tatsache, dass obwohl das Management über ausreichende und verlässliche 

Informationen für die korrekte Erstellung des Jahresabschlusses verfügt, diese verfügbare Infor-

mation jedoch nicht korrekt anwendet.
72

  

Grundlegende Fehler werden durch zwei Methoden berichtigt:
73

 

a) Retrospektive Berichtigung: Der Betrag der Berichtigung eines grundlegenden Fehlers 

aus früheren Perioden ist durch eine Anpassung des Eröffnungsbilanzwertes der einbehal-

tenen Gewinne zu berücksichtigen. Die vergleichenden Informationen sind anzupassen, 

wenn es durchführbar und wirtschaftlich vertretbar ist.  

b) Die Berichtigung eines grundlegenden Fehlers wird im Ergebnis (Nettogewinn bzw. Net-

toverlust) der Berichtsperiode berücksichtigt. Allerdings werden ergänzende Informatio-

nen angegeben, um das Ergebnis der Berichtsperiode und früherer Perioden so darzustel-

len, als sei der grundlegende Fehler in der Periode berichtigt worden, in der er gemacht 

worden ist.  

Die Berichtigung von grundlegenden Fehlern wird in der österreichischen Rechnungslegungspra-

xis grds. nur pro futuro vorgenommen.
74

  

Fehler, die nicht grundlegend sind, müssen in der bestehenden Berichtsperiode aber nie retro-

spektiv berichtigt werden.
75

  

                                                           
71

 Vgl. SKK 1.84. 
72

 Vgl. SKK 1.85 – 87. 
73

 Vgl. SKK 1.88. 
74

 Vgl. Gelter / Nowotny (2005), S. 101. Ähnliches auch Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 25. 
75

 Vgl. SKK 1.89. 
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3.6. Behandlung der Ereignisse nach dem Abschluss  

Die Bilanzierung von Ereignissen nach dem Bilanzstichtag hängt davon ab, ob diese Ereignisse 

Gegebenheiten betreffen, die vor dem Bilanzstichtag bekannt waren oder nicht. Ein Unternehmen 

hat in seiner Bilanz oder in seiner GuV erfasste Beträge anzupassen und damit berücksichti-

gungspflichtige Ereignisse nach dem Bilanzstichtag abzubilden, wenn diese Hinweise Gegeben-

heiten betreffen, die bereits vor dem Bilanzstichtag bekannt waren. Ein Unternehmen darf die in 

der Bilanz bzw. in der GuV erfassten Beträge nicht anpassen, um Ereignisse nach dem Bilanz-

stichtag abzubilden, die Gegebenheiten betreffen, die erst nach dem Bilanzstichtag eingetreten 

sind. Diese Ereignisse werden im Anhang und in den sonstigen erläuternden Angaben erläutert.
76

 

3.7. Anhangsangaben 

Die wirtschaftliche Einheit muss im Anhang und in den sonstigen erläuternden Angaben einen 

Überblick über die wichtigsten angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden geben.
77

 

Falls eine Änderung der Gliederung, der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und / oder der 

bilanziellen Information vorgenommen wurde, muss im Anhang Folgendes erläutert werden:
78

 

a) Beschreibung der Änderung und Änderungsgrund; 

b) Auswirkung der Änderung auf die Bilanz- und auf GuV-Posten; 

c) Falls keine retrospektive Änderungen vorgenommen wurden, müssen die gegenwärtige 

Situation, die Auswirkungen der neuen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und die 

früheren Jahresabschlüsse, die von dieser Änderung betroffen sind, erklärt und beschrie-

ben werden. 

Das UGB sieht folgende Anhangsangaben vor: 

a) Angabe und Begründung, wenn die einmal gewählte Form der Darstellung nicht beibehal-

ten wird;
79

 

b) Angabe und Erläuterung, wenn die Vorjahresbeträge nicht vergleichbar sind oder der 

Vorjahresbetrag angepasst sind;
80

 

c) Erläuterung der auf die Bilanz und auf die GuV angewandte Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden, unter Beachtung der Generalklausel;
81

 

                                                           
76

 Vgl. SKK 1.92 – 96. 
77

 Vgl. SKK 1.97. 
78

 Vgl. SKK 1.98. 
79

 Vgl. § 223 Abs. 1 UGB. 
80

 Vgl. § 223 Abs. 2 UGB. 
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d) Abweichungen von den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden unter Be-

gründung und gesonderter Darstellung des Einflusses auf die Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage.
82

 

In jenen Fällen, in denen aufgrund der Darstellung eines möglichst getreuen Bildes der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage die Anordnungen eines SKK nicht befolgt wurden, muss im An-

hang die SKK genannt werden sowie die Gründe des Nichteinhaltens und die Auswirkungen der 

Nichtbefolgung auf die Bilanz- und auf die GuV-Posten.
83

 Das UGB sieht erläuternde Anhangs-

angaben nur dann vor, wenn ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge nicht gegeben werden kann.
84

  

In Fällen, wo ein grundlegender Fehler entdeckt wird, muss im Anhang die Fehlerart und seine 

Auswirkung auf die Bilanz- und GuV-Posten erläutert werden.
85

 

In den erläuternden Angaben müssen die Ereignisse nach dem Abschlussstichtag, sowie deren 

mögliche Auswirkung auf die Jahresabschlussposten der folgenden Berichtsperiode erläutert 

werden. Falls Unsicherheit über den Fortbestand der Unternehmenstätigkeit besteht, muss im 

Anhang angegeben werden, die Faktoren diese Unsicherheit begründen. Wenn der Jahresab-

schluss nicht unter der Annahme der Unternehmensfortführung aufgestellt wurde, muss das an-

gewandte Rechnungslegungsprinzip sowie die Wahl dessen im Anhang erklärt werden.
86

 

3.8. Zusammenfassung  

In den vorherigen Abschnitten wurde ein Überblick über die Grundlagen der Abschüsse gegeben. 

In dieser Zusammenfassung werden nochmals die wichtigsten albanischen Bestimmungen als 

auch die Unterschiede zwischen den albanischen und österreichischen gesetzlichen Bestimmun-

gen resümiert. 

Es wurde festgehalten, dass Ligji „Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare“ auf alle wirt-

schaftlichen Einheiten, die auf Gewinnerzielung gerichtet sind, unabhängig von ihrer Gesell-

schaftsform, angewandt wird. In Österreich dagegen unterliegen nicht alle Gesellschaftsformen 

der Rechnungslegungspflicht.  

                                                                                                                                                                                            
81

 Vgl. § 236 UGB. 
82

 Vgl. § 236 Z 1 UGB. 
83

 Vgl. SKK 1.99. 
84

 Vgl. § 222 Abs. 2 letzter Satz UGB. 
85

 Vgl. SKK 1.100. 
86

 Vgl. SKK 1.101 f. 
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Wichtige Unterschiede betreffen die Aufbewahrungspflicht, die Kontenrahmen oder die Lösung 

von Bilanzierungsproblemen, wenn die SKK nichts Explizites vorschreiben. 

Der albanische Jahresabschluss besteht nicht nur aus der Bilanz, der GuV und Anhang, sondern 

auch aus der Kapitalflussrechnung und aus der Eigenkapitalveränderungsrechnung. 

Der Jahresabschluss dient nur den Informationszwecken der Adressaten des Jahresabschlusses. 

Der nach dem UGB aufgestellte Jahresabschluss dient dagegen der Informationsfunktion, der Er-

haltungsfunktion, der Ausschüttungsbemessungsfunktion und der Steuerbemessungsfunktion. 

SKK 1 schreibt eine Abweichung von der Einzelnorm, wenn die korrekte Anwendung bestimm-

ter Normen eines SKK nicht zu einem möglichst getreuen Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage, führt. In Österreich andererseits ist eine Abweichung von den Einzelbestimmungen 

verboten. 

Der Jahresabschluss muss nach beiden Rechnungslegungssystemen den GoB entsprechen. Auch 

in diesem Bereich gibt es kleine Unterschiede zwischen den beiden Gesetzen v.a. sind einige 

GoB nicht im UGB explizit festgehalten. Hervorzuheben ist, dass das Vorsichtsprinzip in Albani-

en keinen hohen Stellenwert hat. 

Der SKK 1 schreibt grds. eine retrospektive Anpassung der früheren Berichtsperioden bei Durch-

brechung der materiellen und formellen Stetigkeit. Die österreichische Rechnungslegungspraxis 

sieht in diesen Fällen in erster Linie erweiterte Anhangsangaben und auch die Anpassung der 

Vorjahreszahlen vor.  

Weitere wichtige Unterschiede betreffen die Umstände, unter denen eine Abweichung von den 

einst gewählten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden möglich ist; die Berichtigung von we-

sentlichen Fehlern und die Anhangsangaben.  

Von Wichtigkeit ist, dass Ligji „Për Tregtarët dhe Shoqëritë Tregtare“ keine Größenklassen und 

größenabhängige Erleichterungen bezüglich der Bilanzierungsvorschriften für kleine und mittel-

große Kapitalgesellschaften vorsieht und dass es keine gesetzlichen Aufstellungsfristen vor-

schreibt.  
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4. Die Bestandteile der Abschlüsse 

4.1. Allgemeines 

Der Jahresabschluss besteht aus der Bilanz, der GuV, der Eigenkapitalveränderungsrechnung, der 

Kapitalflussrechnung und dem Anhang. Das SKK 2 beinhaltet die allgemeinen Anforderungen 

über die Darstellung der Bestandteile des Jahresabschlusses und die Art der Informationen, die 

im Anhang dargestellt werden. Das KKK kann darüber hinaus weitere Anforderungen im Bezug 

auf die Informationen, die in den jeweiligen Bestandteilen des Jahresabschlusses veröffentlicht 

werden sollen, beschließen.
87

 Der österreichische Jahresabschluss und die darin enthaltene In-

formation müssen den GoB und der Generalnorm entsprechen.
88

 

Der Jahresabschluss muss von den übrigen Informationen, die das Unternehmen zur Verfügung 

stellt, eindeutig als solcher identifizierbar sein. Die Bestandteile des Jahresabschlusses müssen 

klar voneinander getrennt sein. Im Jahresabschluss muss ersichtlich sein, ob es sich um einen 

Jahresabschluss oder Konzernabschluss handelt. Weiters muss die Rundung der dargestellten Be-

träge, der Name des Unternehmens, sonstige Angaben zur Identifizierung, die Berichtsperiode 

deutlich sichtbar sein und wenn nötig auch in wiederholende Weise.
89

 

Das Geschäftsjahr beträgt grds.zwölf Monate. Wenn der Jahresabschluss aber eine längere oder 

kürzere Periode darstellt, müssen zusätzlich der Grund dieser Abweichung und die Tatsache, dass 

die Vergleichsbeträge der GuV, der Eigenkapitalveränderungsrechnung, der Kapitalflussrech-

nung und des Anhangs nicht vollständig vergleichbar sind, erklärt werden.
90

 In Österreich darf 

das Geschäftsjahr zwölf Monate nicht übersteigen.
91

 

4.2. Bilanz  

Die Bilanz beinhaltet Informationen über die Vermögens- und Finanzlage der wirtschaftlichen 

Einheit und besteht aus den Aktiva, Passiva und dem Eigenkapital.
92

 Alle albanischen rechnungs-

legungspflichtigen Unternehmen müssen die Bilanzformblätter anwenden, die im Anhang 1 des 

                                                           
87

 Vgl. SKK 2.6 f. 
88

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 32. 
89

 Vgl. SKK 2.8 – 10. 
90

 Vgl. SKK 2.11. 
91

 Vgl. § 193 Abs. 3 UGB.  
92

 Vgl. SKK 2.12. 
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SKK 2 zu finden sind.
93

 In Abschnitt 16.1. ist das vorgeschriebene Bilanzformat dargestellt. In 

Österreich wird zwischen Personen- und Kapitalgesellschaften unterschieden. Gemäß § 198 Abs. 

1 UGB werden in der Bilanz von Einzelunternehmern(Innen) und Personengesellschaften nur die 

Hauptgruppen wie u.a. Anlage-, Umlaufvermögen, Eigenkapital, Rückstellungen, Verbindlich-

keiten und Rechnungsabgrenzungsposten festgelegt. Die Kapitalgesellschaften müssen die Min-

destgliederung von § 224 UGB beachten.
94

  

Die Bezeichnungen der Bilanzposten sind zu beachten. Die Unternehmen dürfen Zusatzposten 

oder Unterposten hinzufügen, falls dies der Bilanzklarheit und der Lesbarkeit dient. Die Unter-

posten der Bilanz (diejenigen Posten, die in kursiver Schrift dargestellt sind) können auch im 

Anhang und nicht in der Bilanz dargestellt werden. Nicht wesentliche Posten können gruppiert 

dargestellt werden.
95

 Das UGB schreibt grds. dasselbe vor. 

Eine wirtschaftliche Einheit darf andere Bilanzformblätter, als die vom Gesetzgeber vorgeschrie-

benen, verwenden, wenn dieses aufgrund der Branche, in der das Unternehmen tätig ist (z.B. 

Leasingunternehmen, Unternehmen der öffentlichen Hand), ein getreues Bild der Vermögens- 

und Finanzlage des Unternehmens ermöglicht.
96

 Kapitalgesellschaften, die den § 224 UGB be-

achten müssen, dürfen „die Gliederung und Bezeichnung der mit arabischen Zahlen versehenen 

Posten der Bilanz wegen Besonderheiten der Kapitalgesellschaft“
97

 ändern. Das UGB sieht wei-

ter vor, dass das Bundesministerium für Justiz verbindliche Formblätter durch Verordnungen 

festlegen kann.
98

  

Als Umlaufvermögen gelten:
99

 

a) Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalenten, es sei denn, sie können nicht innerhalb 

von zwölf Monaten genutzt werden 

b) Vermögenswerte, die im gewöhnlichen Verlauf des Geschäftszyklus verbraucht bzw. rea-

lisiert werden; 

c) Vermögenswerte, die primär für Handelszwecke gehalten werden 

                                                           
93

 Vgl. SKK 2.13. 
94

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 76. Ähnliches auch Köglberger (1998), § 224 Abs. 1 HGB, Tz. 2; Krejci 

(2008), S. 188; Grünberger (2009), S. 23; Hirschler / Sulz / Schaffer (2010), § 224 UGB, Rz. 2; Hofians (2011), § 

224 UGB, Rz. 1. 
95

 Vgl. SKK 2.13 i.V.m. Anhang 1 des SKK 2. 
96

 Vgl. SKK 2.15 f. 
97

 § 223 Abs. 8 Satz 1 UGB. 
98

 Vgl. § 223 Abs. 8 Satz 2 UGB. 
99

 Vgl. SKK 2.19. 
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d) Vermögenswerte, die innerhalb von zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag realisiert 

werden. 

Alle anderen Vermögenswerte gelten als Anlagevermögen.
100

 

Kurzfristige Schulden sind solche, die innerhalb von zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag ge-

tilgt werden. Alle anderen Schulden werden als langfristig eingestuft.
101

 

Die Aktiv- und Passivposten der Bilanz dürfen grds. nicht saldiert werden (Saldierungsverbot), es 

sei denn, das Unternehmen hat ein Rechtsanspruch zur Verrechnung von aktiven und passiven 

Beträgen und beabsichtigt diesen Anspruch durchzusetzen.
102

 Das UGB verlangt für die Saldie-

rung von Aktiva und Passiva keine Durchsetzungsabsicht. 

4.3. Gewinn- und Verlustrechnung 

Die GuV dient als Instrument der Darstellung der Ertragslage einer wirtschaftlichen Einheit. Sie 

ist so aufgestellt, das sie Information über die verschiedenen Bestandteile des Nettoergebnisses 

(Nettogewinn, Nettoverlust) gibt. Alle rechnungslegungspflichtigen Gesellschaften müssen eines 

von den zwei möglichen GuV-Formblättern anwenden, auffindbar in Anhang 2 des SKK 2.
103

 In 

den Abschnitten 16.2. und 16.3. sind die GuV-Formate nach dem Umsatz- und nach dem Ge-

samtkostenverfahren dargestellt. In Österreich ist wieder die Unterscheidung zwischen Personen- 

und Kapitalgesellschaften zu machen. Einzelunternehmer(Innen) und Personengesellschaften ha-

ben § 200 UGB zu beachten. Kapitalgesellschaften müssen zusätzlich noch die Gliederung von § 

231 UGB befolgen.
104

  

Die albanische Regelung über die Bezeichnung der GuV-Posten bzw. über die Verwendung von 

Unter- und Zusatzposten oder anderen Formblättern, erfolgt sinngemäß wie die Regelung für die 

Bilanzposten.  

Die wirtschaftliche Einheit kann die GuV nach dem Gesamtkostenverfahren oder nach dem Um-

satzkostenverfahren aufstellen. Die rechnungslegungspflichtige Einheit muss das Format wählen, 

das ein besseres Bild der wirtschaftlichen Tätigkeit, unter Bedachtnahme der internationalen Pra-

                                                           
100

 Vgl. SKK 2.19 letzter Satz. 
101

 Vgl. SKK 2.20. 
102

 Vgl. SKK 2.23. 
103

 Vgl. SKK 2.24 f. 
104

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 375. Gleiches auch Krejci (2008), S. 197 f.; Hirschler / Sulz / Schaffer 

(2010), § 200 UGB, Rz. 3; Hirschler / Sulz / Schaffer (2010), § 231 UGB, Rz. 7; Bergmann (2011), § 231 UGB, 

Rz. 1.  
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xis in der Branche, in der die wirtschaftliche Einheit tätig ist, wiedergibt.
105

 In Österreich sind 

beide GuV-Formate gleichwertig.
106

  

Wenn das Unternehmen vom Gesamt- zum Umsatzkostenverfahren übergeht und vice versa, 

müssen die Vergleichsinformationen des Vorjahres retrospektiv angepasst werden.
107

 Das UGB 

sieht hier ein Wahlrecht zwischen der Anpassung der Vorjahreszahlen und der Angabe und Er-

läuterung im Anhang vor.
108

  

Die rechnungslegungspflichtigen Einheiten müssen im Anhang detaillierte Beschreibungen über 

die Erträge und die Aufwendungen, die in den jeweiligen GuV-Posten enthalten sind, geben.
109

  

Die Erträge und Aufwendungen dürfen grds. nicht saldiert werden (Saldierungsverbot), es sei 

denn, es handelt sich um nicht aus der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit stammende Erträge und 

Aufwendungen (z.B. Erträge / Aufwendungen aus Währungsumrechnung, Veräußerung von An-

lagevermögen etc.) oder sie stammen aus einer Gruppe ähnlicher Geschäftsvorfälle oder, wenn 

die Erträge und die Aufwendungen getrennt betrachtet, unwesentlich sind.
110

 Das UGB vertritt 

dagegen eine eher strengere Auffassung des Saldierungsverbotes. 

4.4. Kapitalflussrechnung  

Die Kapitalflussrechnung ist gemäß den §§ 193 Abs. 4 bzw. 222 Abs. 1 Satz 1 UGB kein Be-

standteil des Jahresabschlusses. Insofern erfolgt in diesem Unterkapitel kein Vergleich zu den 

österreichischen Gesetzesbestimmungen.  

Die Kapitalflussrechnung zeigt die Ab- und Zuflüsse der Zahlungsmittel und Zahlungsmittel-

äquivalente innerhalb einer Berichtsperiode, geteilt nach dem Zweck dieser Ab- und Zuflüsse. 

Ziel der Kapitalflussrechnung ist die Beschreibung der Generierung und die Verwendung der 

Zahlungsmittel, die Finanzierungsquelle und die Änderungen im Zahlungsmittelstrom einer wirt-

schaftlichen Einheit. In Anhang 3 des SKK 2 sind die Kapitalflussrechnungsformate nach der di-

                                                           
105

 Vgl. SKK 2.27 f. 
106

 Vgl. Krejci (2008), S. 198. Ähnlich auch Hirschler / Sulz / Schaffer (2010), § 231 UGB, Rz. 38; Bergmann 

(2011), § 231 UGB, Rz. 18. 
107

 Vgl. SKK 2.28 Satz 2. 
108

 Vgl. § 223 Abs. 2 UGB. 
109

 Vgl. SKK 2.29. 
110

 Vgl. SKK 2.32 f. 
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rekten und indirekten Methode zu finden.
111

 In den Abschnitten 16.4. und 16.5. sind die Kapital-

flussrechnungsformate nach der direkten und indirekten Methode dargestellt 

Die Kapitalflussrechnung zeigt die Zahlungsmittelstrome aus der laufenden Geschäftstätigkeit, 

aus der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit. Für die Darstellung des Zahlungsmit-

telstroms aus der laufenden Geschäftstätigkeit kann die direkte bzw. die indirekte Methode ver-

wendet werden. Nach der direkten Methode werden die Hauptgruppen der Ab- und Zuflüsse der 

Zahlungsmittel als Bruttobeträge verzeichnet. Der Cashflow aus der Investitionstätigkeit ist nach 

der direkten Methode darzustellen. Die Hauptgruppen der Ab- und Zuflüsse können sowohl als 

Bruttobeträge und Nettobeträge gleichermaßen dargestellt werden. Für die Darstellung des Cash-

flows aus der Finanzierungstätigkeit ist die indirekte Methode anzuwenden. Alle Hauptgruppen 

der Ab- und Zuflüsse sind als Nettobeträge darzustellen.
112

 

Nicht zahlungswirksame Transaktionen aus dem Investitions- und Finanzierungsbereich (z.B. 

Erwerb von Vermögenswerten durch Finanzierungsleasing, Umwandlung von Schulden in Ei-

genkapital) werden in der Kapitalflussrechnung nicht berücksichtigt. Solche Geschäftsvorfälle 

werden im Anhang näher erläutert, damit der Abschlussleser über alle notwendigen Informatio-

nen über diese Investitions- und Finanzierungsvorfälle informiert wird.
113

  

4.5. Eigenkapitalveränderungsrechnung 

Die Eigenkapitalveränderungsrechnung ist gemäß UGB kein Bestandteil des Jahresabschlusses, 

was einen Vergleich zu den österreichischen Gesetzesbestimmungen erspart.  

Alle Änderungen in den Eigenkapitalposten während der Berichtsperiode, werden in der Eigen-

kapitalveränderungsrechnung erfasst.
114

  

Die Veränderung in dem Stammkapital einer Aktiengesellschaft und alle wichtige Veränderun-

gen in den Eigenkapitalposten, müssen im Anhang erläutert werden.
115

 

In Anhang 4 des SKK 2 ist das Eigenkapitalveränderungsrechnungsformat für konsolidierte und 

nicht konsolidierte Abschlüsse zu finden.
116

 In Abschnitt 16.6. ist das Eigenkapitalveränderungs-

rechnungsformat für nicht konsolidierte Abschlüsse dargestellt. 

                                                           
111

 Vgl. SKK 2.34 f. 
112

 Vgl. SKK 2.38 f. Satz 1, 2.41 Satz 1 und .42. 
113

 Vgl. SKK 2.43 f. 
114

 Vgl. SKK 2.45. 
115

 Vgl. SKK 2.48. 
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4.6. Anhang 

Der Anhang enthält erläuternde Informationen über die vier bereits erwähnten Bestandteile des 

Jahresabschlusses.  

Zu den allgemeinen Informationen (allgemeine Grundlagen), die der Anhang beinhalten muss, 

gehören:
117

 

a) Die angewandten Rechnungslegungsvorschriften (die albanischen SKK); 

b) Die Beschreibung der wichtigsten angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-

den; 

c) Zusatzinformation zu den wesentlichen Posten der vier anderen Bestandteilen (Haupt-

spiegeln) des Jahresabschlusses und deren Veränderungen während der Berichtsperiode; 

d) Sonstige Zusatzinformationen, die zur Erreichung eines möglichst getreuen Bildes der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens nötig sind (z.B. Transaktionen 

mit verbundenen Unternehmen, Informationen über Ereignisse nach dem Bilanzstichtag). 

Das österreichische UGB enthält gleichwertige Bestimmungen. 

Die Anhangsangaben sollten systematisch dargestellt werden, z.B. wie folgend:
118

 

a) Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden; 

b) Erläuternde Informationen zu den Posten der Hauptspiegeln; 

c) Sonstige erläuternde Informationen. 

Das UGB beinhaltet keine Empfehlung über eine mögliche Gliederung des Anhangs. 

Die wirtschaftlichen Einheiten können und sollen nicht isoliert von ihrer wirtschaftlichen Umge-

bung betrachtet werden. Stehen der zu analysierenden Einheit auch andere wirtschaftliche Partei-

en nahe, so kann ein besseres Verständnis der Beziehungen und der Verhältnisse mit den nahe-

stehenden Parteien, zu einem besseren Verständnis des Jahresabschlusses der betrachtenden Ein-

heit führen. 

Wirtschaftliche Einheiten werden als nahestehende Parteien angesehen, wenn eine Partei die An-

dere beherrscht oder einen maßgeblichen Einfluss ausübt. Ein maßgeblicher Einfluss besteht, so-

fern Einflussnahme in die Finanz- und die Geschäftsentscheidungen genommen werden kann. 

                                                                                                                                                                                            
116

 Vgl. SKK 2.47. 
117

 Vgl. SKK 2.49. 
118

 Vgl. SKK 2.50. 
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Die Parteien gelten auch als nahe stehend, wenn diese unter der gemeinsamen Beherrschung ei-

ner dritten Einheit stehen.
119

  

Beispiele für nahestehende Parteien sind:
120

 

a) Muttergesellschaft (und Personen, die über der Muttergesellschaft beherrschen oder einen 

maßgeblichen Einfluss über sie ausüben); 

b) Tochtergesellschaften; 

c) Anteile an assoziierten Unternehmen; 

d) Andere Unternehmen, die dem Konzernkreis gehören; 

e) Personen in Schlüsselpositionen (Aufsichtsratsmitglieder, Vorstandsmitglieder, Großakti-

onäre(Innen)), es sei denn, sie können die Beherrschung bzw. den maßgeblichen Einfluss 

über das Unternehmen tatsächlich nicht ausüben 

f) Die nahen Familienangehörigen der in Punkt e) erwähnten Personen, sowie die wirt-

schaftlichen Einheiten, die von diesen beherrscht oder unter deren maßgeblichen Einfluss 

stehen. 

Das UGB verweist in § 237 Z 8b auf die einschlägigen Bestimmungen der gemäß der EG Ver-

ordnung Nr. 1606 / 2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungsstandards.  

Einzig die Begriffsdefinition kann direkt von IAS 24 entnommen werden, jedoch nicht der Um-

fang der Offenlegung, der sich nach den EU-Richtlinien richtet.
121

 Die Begriffsdefinition umfasst 

einen zum Teil anderen Unternehmens- und Personenkreis
122

 als die albanische Regelung.  

Im Anhang müssen die folgenden Informationen über die nahestehenden Parteien bekanntge-

macht werden:
123

 

a) Name der wirtschaftlichen Einheit, die die berichtende Einheit beherrscht, sowie der Na-

me der Muttergesellschaft, die den größten Konzernkreis beherrscht; 

b) Art und Umfang der Geschäfte mit den nahestehenden Parteien während des Geschäfts-

jahres, sowie die Gesamtbezüge für die Geschäftsführungs- / Vorstandsmitglieder bzw. 

für die Verwaltungsrats- / Aufsichtsratsmitglieder; 

c) Betrag der ausstehenden Salden mit den nahestehenden Parteien am Bilanzstichtag; 

d) Die angewandten Preispolitiken mit den nahestehenden Parteien.  

                                                           
119

 Vgl. SKK 2.51. 
120

 Vgl. SKK 2.51. 
121

 Vgl. AFRAC (2009a), Rz. 11. 
122

 Näheres zum Unternehmens- und Personenkreis siehe AFRAC (2009a), Rz. 12. 
123

 Vgl. SKK 2.52. 
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Informationen über bestimmte Transaktionen mit nahestehenden Parteien müssen mindestens für 

die bereits oben genannten Gruppen von nahestehenden Parteien gegeben werden.
124

 

Das UGB schreibt teilweise einen anderen Umfang der Anhangsangaben
125

 über nahestehenden 

Parteien vor: 

a) Geschäfte mit nahestehenden Unternehmen und Personen; 

b) Angaben zum Wertumfang der Geschäfte; 

c) Art der Beziehung mit den nahestehenden Unternehmen und Personen; 

d) Weitere Angaben zu den Geschäften, falls sie für die Beurteilung der Finanzlage der Ge-

sellschaft notwendig sind und sofern die Geschäfte wesentlich und zu marktunüblichen 

Bedingungen abgeschlossen wurden. 

Weiters müssen österreichische Unternehmen noch folgende Angaben bekanntgeben: 

a) „Name und Sitz des Mutterunternehmens der Gesellschaft, das den Konzernabschluß für 

den größten Kreis von Unternehmen aufstellt, und ihres Mutterunternehmens, das den 

Konzernabschluß für den kleinsten Kreis von Unternehmen aufstellt, sowie im Fall der 

Offenlegung der von diesen Mutterunternehmen aufgestellten Konzernabschlüsse der Ort, 

wo diese erhältlich sind;“
126

 

b) Vorschüsse, Kredite unter Angabe der Zinsen und wesentlichen Bedingungen, zurückbe-

haltene Beträge und eingegangene Haftungsverhältnissen zugunsten der Vorstands- und 

Aufsichtsratsmitglieder;
127

 

c) Aufwendungen für Abfindungen und Pensionen für Personen in Schlüsselpositionen;
128

 

d) Bezüge der Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder;
129

 

e) Angabe über die Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder.
130

 

 

 

                                                           
124

 Vgl. SKK 2.53. 
125

 Vgl. § 237 Z 8b UGB. 
126

 § 237 Z 12 UGB. 
127

 Vgl. § 239 Abs. 1 Z 2 UGB. 
128

 Vgl. § 239 Abs. 1 Z 3 UGB. 
129

 Vgl. § 239 Abs. 1 Z 4 UGB.  
130

 Vgl. § 239 Abs. 2 UGB. 
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4.7. Zusammenfassung  

Die vorherigen Abschnitte haben ein Überblick über die allgemeinen Anforderungen über die 

Darstellung der Bestandteile des Jahresabschlusses gegeben. Der folgende Punkt fasst nochmals 

die wichtigsten Bestimmungen des albanischen SKK und die Unterschiede zwischen den albani-

schen und österreichischen gesetzlichen Bestimmungen zusammen. 

Der albanische Jahresabschluss besteht nicht nur aus der Bilanz, der GuV und dem Anhang, son-

dern auch aus der Kapitalflussrechnung und der Eigenkapitalveränderungsrechnung. 

Weitere Unterschiede gibt es in der Länge der Geschäftsperiode, der verpflichtenden Anwendung 

von Formblättern des Jahresabschlusses und in der Anwendung von weiteren branchenabhängi-

gen Formblättern. 

Die Aktiv- und Passivposten der Bilanz dürfen grds. nicht saldiert werden, außer das Unterneh-

men hat ein Rechtsanspruch zur Verrechnung von aktiven und passiven Beträgen und beabsich-

tigt diesen durchzusetzen. Das UGB verlangt dagegen für die Saldierung von aktiven und passi-

ven Beträgen keine Durchsetzungsabsicht. 

Einige wichtige Unterschiede betreffen auch die GuV. Nennenswert sind v.a. die Unterschiede 

betreffend die Entscheidung über die Verwendung des Gesamt- oder des Umsatzkostenverfah-

rens, die Saldierung von Erträgen und Aufwendungen sowie den Übergang vom Gesamt- zum 

Umsatzkostenverfahren. 

Die Kapitalflussrechnung und die Eigenkapitalveränderungsrechnung sind gemäß UGB keine 

Bestandteile des Jahresabschlusses. Deswegen wurde kein Vergleich zu den österreichischen Ge-

setzesbestimmungen ausgearbeitet. Die Kapitalflussrechnung zeigt die Ab- und Zuflüsse der Zah-

lungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente innerhalb einer Berichtsperiode, geteilt nach dem 

Zweck dieser Ab- und Zuflüsse. Alle Änderungen in den Eigenkapitalposten während der Be-

richtsperiode werden in der Eigenkapitalveränderungsrechnung erfasst. 

Der Anhang enthält erläuternde Informationen über die vier Bestandteile des Jahresabschlusses. 

Auch im Bereich der Anhangsangaben gibt es beachtliche Unterschiede zwischen den beiden 

Rechnungslegungssystemen.  
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5. Vorräte 

5.1. Ansatz und Erstbewertung 

Der SKK 4 wird auf alle Vorräte angewandt, mit Ausnahme von Finanzinstrumenten (SKK 3) 

und unfertigen Erzeugnissen im Rahmen von Fertigungsaufträgen (SKK 8).
131

  

Vorräte werden erstmals angesetzt, wenn diese von der wirtschaftlichen Einheit kontrolliert wer-

den, von ihnen künftiger wirtschaftlicher Nutzen erwartet wird und deren Anschaffungs- und 

Herstellungskosten verlässlich bewertet werden können. Die Vorräte werden mit den Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten angesetzt.
132

 Die Ansatzvoraussetzungen des Umlaufvermögens 

werden im UGB nicht explizit bestimmt, dennoch sollten die albanische Bestimmung in SKK 4 

grds. den österreichischen GoB entsprechen. Nach den österreichischen GoB ist ein Vermögens-

wert anzusetzen, wenn einerseits die selbstständige Verwertbarkeit und andererseits die Greifbar-

keit (Bewertbarkeit, entgeltlicher Erwerb) vorliegen.
133

 Weiters enthält das UGB explizite Best-

immungen über Einlagen, die mit dem beizulegenden Wert, soweit sich kein niedrigerer Wert aus 

der Nutzung im Unternehmen ergibt, anzusetzen sind. 
134

  

„Die Anschaffungs- und Herstellungskosten umfassen: die Kosten von allen Materialien, die mit 

der Produktion direkt verbunden sind, sowie die Kosten der Verarbeitung dieser Materialien zu 

Endprodukten. Die Direktkosten der Materialien enthalten außer dem Kaufpreis auch alle sonsti-

gen Kosten, die benötigt werden um die Vorräte im derzeitigen Zustand und Ort zu versetzen.“
135

 

Anders als in Österreich werden die nachträglichen Anschaffungskosten des SKK 4 nicht als Teil 

der Anschaffungskosten vorgeschrieben. 

Grundstücke und Bauten werden als zur Veräußerung gehaltenes Anlagevermögen umgebucht, 

wenn die wirtschaftliche Einheit entscheidet, dieses Anlagevermögen zu veräußern. Das umge-

buchte Anlagevermögen wird mit dem Buchwert oder dem beizulegenden Zeitwert angesetzt. 

Welcher Wert bei der Umbuchung maßgeblich ist, hängt von der Bewertungsmethode, die das 
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Unternehmen vor der Umbuchung für das Anlagevermögen angewandt hat, ab.
136

 Das UGB ent-

hält keine derartige Bestimmung. In der österreichischen Praxis wird eine Umbuchung vom An-

lage- zum Umlaufvermögen grds. nicht vorgenommen.  

Die Vorräte werden ausgebucht, wenn diese verkauft werden oder wenn diese für das Unterneh-

men keinen künftigen wirtschaftlichen Nutzen haben.
137

 In Österreich ist eine vergleichbare Be-

stimmung im UGB nicht zu finden, ungeachtet dessen entspricht die albanische Regelung grds. 

den österreichischen GoB. 

5.2. Folgebewertung 

5.2.1. Allgemeines  

Die Vorräte werden nach dem Ansatz mit dem niedrigeren Wert aus den Anschaffungs- und Her-

stellungskosten und dem Nettoveräußerungswert bewertet.
138

 Das Umlaufvermögen und somit 

auch die Vorräte werden mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten, gemindert um die au-

ßerplanmäßige Abschreibung, bewertet.
139

  

Vorräte, die grds. nicht in Märkten austauschbar sind oder für spezielle Projekte hergestellt wer-

den, sind mit dem Identitätspreisverfahren zu bewerten. Das Identitätspreisverfahren ist ungeeig-

net für homogene Güter, wie Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie Ersatzteile, die ständig ver-

braucht und mit schwankenden Preisen wiedergekauft werden. Für derartige Vorräte ist das ge-

wogene Durchschnittspreisverfahren oder das FIFO-Verfahren anzuwenden. Für Vorräte mit be-

sonderer Beschaffenheit und Verwendung können obig genannte Bewertungsverfahren nicht ge-

eignet sein. Für diese spezifischen Vorräte kann die wirtschaftliche Einheit weitere Bewertungs-

verfahren verwenden.
140

 Der SKK 4 geht nicht näher auf die weiteren Bewertungsverfahren ein. 

Denkbar wären ähnliche Verbrauchsfolgeverfahren wie das LIFO, HIFO, gleitende Durch-

schnittspreisverfahren, usw. Das UGB sieht in Form eines Wahlrechts u.a. die gleichen Bewer-

tungsvereinfachungsverfahren, wenn diese den GoB entsprechen, vor. 
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 Vgl. SKK 4.13. An dieser Stelle soll der Leser darauf hingewiesen werden, dass er in Abschnitt 8.3. eine andere 
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Gemäß § 209 Abs. 2 UGB ist das LIFO-Verfahren explizit als Bewertungsvereinfachungsverfah-

ren genannt. § 209 UGB sieht zusätzlich in Abs. 1 noch das Festwertverfahren als eine Ausnah-

me der Einzelbewertung vor.  

Im Unternehmen eigenproduzierte Vorräte werden mit den Herstellungskosten bewertet. Die 

Anwendung des Mindestansatzes ist nicht erlaubt, somit müssen die Gemeinkosten auf die pro-

duzierte Einheiten zugerechnet werden.
141

 Das § 203 Abs. 3 UGB sieht einen weiteren Anwen-

dungsbereich der Herstellungskosten (Herstellung, Erweiterung oder wesentliche Verbesserung) 

eines Vermögensgegenstandes und ein Wahlrecht zwischen dem Mindest- und dem Höchstansatz 

vor.  

Zu den Einzelkosten gehören u.a. Materialkosten, Materialabfälle, Löhne und andere Lohnne-

benkosten für das Produktionsabteilungspersonal wie z.B. u.a. Pensions- und Sozialversiche-

rungsbeiträge. Zu den Gemeinkosten gehören u.a. Materialgemeinkosten, Miete, Instandhaltung, 

Heizung und Beleuchtung, andere Aufwendungen und Steuern, die mit der Unternehmensführung 

verbunden sind, sowie Löhne von anderen Mitarbeitern, die nicht im unmittelbaren Zusammen-

hang mit der Produktion stehen und Löhne und andere Lohnnebenkosten (z.B. Sozialversiche-

rungsbeiträge) für das Aufsichtspersonal der Produktionsabteilung.
142

 Die Lohnnebenkosten der 

Leitung der Fertigungsabteilung sind in Österreich Teil der (fixen) Fertigungsgemeinkosten
143

 

und werden Teil der Herstellungskosten, nur wenn einerseits diese Gemeinkosten angemessen 

sind und andererseits das Wahlrecht ausgeübt wird, weil sie auch nicht unter den freiwilligen 

Leistungen des Unternehmens gemäß § 203 Abs. 3 UGB fallen. 

Von den Herstellungskosten sind die folgenden Aufwendungen ausgeschlossen:
144

 

a) Forschungsaufwendungen; 

b) Anormale Beträge für Schadensaufwendungen, Materialabfälle, gesetzliche oder vertrag-

lich Strafen und ähnliche Aufwendungen; 

c) Vertriebskosten; 

d) Allgemeine Verwaltungskosten. 
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In Österreich werden nicht alle Forschungsaufwendungen ausnahmslos von den Herstellungskos-

ten ausgeschlossen. Die auftragsbezogene Forschungsaufwendungen, die einem bestimmten Pro-

jekt oder Auftrag direkt zurechenbar sind, sind Teil der Herstellungskosten.
145

 

Die fixen Produktionsgemeinkosten werden auf Basis der durchschnittlichen Produktionskapazi-

tät während die variablen Produktionsgemeinkosten auf Basis der tatsächlichen Produktionskapa-

zität zu den Herstellungskosten zugerechnet werden. Die Gemeinkosten, die nicht auf die produ-

zierten Vorräte verteilt wurden, werden als Aufwand verbucht.
146

 

5.2.2. Wertminderung und Wertaufholung 

Eine wirtschaftliche Einheit muss an jedem Bilanzstichtag einen Werthaltigkeitstest der Vorräte 

durchführen. Wie bereits erwähnt, sind die Vorräte mit dem niedrigeren Wert aus den Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten und dem Nettoveräußerungswert zu bewerten. Der Nettoveräuße-

rungswert ist der Nettowert, den das Unternehmen aus dem Verkauf der Vorräte im ordentlichen 

Geschäftsgang erwartet.
147

 Die Vergleichswerte sind anders als in Albanien sowohl beschaf-

fungs- als auch absatzmarktorientiert, auch wenn im Gesetz nichts Explizites vorgeschrieben 

wird.
148

  

Die Wertminderungen werden erfolgswirksam behandelt.
149

 Die Wertminderung von Vorräten 

erfolgt grds. in Form von Einzelwertberichtigungen. Ist eine Einzelwertberichtigung nicht mög-

lich, erfolgt eine Gruppenwertminderung von ähnlichen oder mit einander zusammenhängenden 

Vorräten (z.B. die Vorräte gehören derselben Produktionslinie an oder haben ähnliche Zwecke 

oder Funktion).
150

  

„Die Wertminderung muss die geschätzten Kosten bis zur Fertigstellung und Verkauf der Pro-

dukte berücksichtigen, muss aber nicht den Gewinn, der in den späteren Produktionsphasen ent-

stehen wird, enthalten.“
151
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Für den Werthaltigkeitstest, d.h. für die Feststellung des erzielbaren Betrages und des Netto-

veräußerungswertes, werden alle werterhellenden Tatsachen bis zum Tag der Erstellung des Jah-

resabschlusses berücksichtigt. Wenn die Umstände, die früher zu einer Wertminderung der Vor-

räte geführt haben, nicht länger bestehen, wird der Betrag der Wertminderung rückgängig ge-

macht.
152

 Was die Wertaufholung betrifft, sieht das UGB grds. dieselbe Regelung (§ 208 Abs. 1 

i.V.m. § 207 UGB) vor. Gemäß § 208 Abs. 2 UGB kann aber eine Wertaufholung aus bestimm-

ten steuerlichen Gründen unterbleiben (Wertbeibehaltungswahlrecht). 

5.3. Ausweis und Angaben  

Die Vorräte werden in den für sie in der Bilanz vorgesehenen Posten ausgewiesen. Eine weitere 

Unterteilung kann im Anhang dargestellt werden.
153

 

Die Anschaffungs- und Herstellungskosten der Vorräte spiegeln sich in der GuV nach dem Ge-

samtkostenverfahren in den folgenden Posten wird:
154

 

a) „Bestandsveränderung an den fertigen und unfertigen Erzeugnissen“: Eine Bestandszu-

nahme wird als eine Aufwandsminderung und eine Bestandsabnahme wird entsprechend 

als eine Aufwandszunahme ausgewiesen; 

b) Als Teil von anderen GuV-Posten nach den verschiedenen Aufwandsarten (Abschreibung, 

Materialaufwand, Personalaufwand, usw.) aufgeteilt. 

In der GuV spiegeln sich, nach dem Umsatzkostenverfahren, die Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten der verkauften Vorräte auf dem Posten „Herstellungskosten der zur Erzielung der 

Umsatzerlöse erbrachten Leistungen“, wider. Die Anschaffungs- und Herstellungskosten von 

Vorräten, die für Vertriebs- und Verwaltungszwecke verwendet wurden, werden in den entspre-

chenden Postern erfasst.
155

 

„Im Anhang des Jahresabschlusses müssen die folgenden Angaben im Zusammenhang mit den 

Vorräten angegeben werden: 

a) die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, sowie die angewandten For-

meln für die Errechnung der Anschaffungs- und Herstellungskosten; 
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b) den Gesamtbuchwert der Vorräte und die Buchwerte in einer unternehmensspezifischen 

Untergliederung der berichtenden Einheit; 

c) den Betrag der Vorräte, die als Aufwand in der Berichtsperiode erfasst worden sind; 

d) den Betrag von Wertminderungen von Vorräten oder die Wertaufholung einer früher vor-

genommenen Wertminderung; 

e) den Buchwert der Vorräte, die als Sicherheit gegeben sind; 

f) den Buchwert der Vorräte, die in der Obhut Dritter sind; 

g) die Informationen über Vorräte (Betrag und, wenn möglich, die Berechnung des Wertes), 

die nicht in der Bilanz des berichtenden Einheit erfasst werden, sondern in ihre Obhut ste-

hen.“
156

 

Das UGB enthält z.T. andere Anhangsangaben, die das Umlaufvermögen und die Vorräte betref-

fen: 

a) Begründung und die Angebe des Betrages der aus steuerlichen Gründen unterbliebenen 

Zuschreibung;
157

 

b) Aufgliederung der Vorräte, falls dies nicht in der Bilanz vorgenommen wurde;
158

 

c) Die wichtigsten angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, die das Umlauf-

vermögen betreffen;
159

 

d) Abweichung von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, die das Umlaufvermögen und 

die Vorräte betreffen;
160

 

e) Gesamtbetrag der aktivierten Fremdkapitalzinsen gemäß § 203 Abs. 4 UGB;
161

 

f) „bei Inanspruchnahme von § 206 Abs. 3 der im Geschäftsjahr und der insgesamt über die 

Herstellungskosten hinaus angesetzte Betrag“
162

; 

g) Ausgewiesene Haftungsverhältnisse, die mit Pfand und sonstigen dinglichen Sicherheiten 

verbunden sind;
163

 

h) Bei der Anwendung von Bewertungsvereinfachungsverfahren gemäß § 209 Abs. 2 UGB, 

sind die Unterschiedsbeträge im Vergleich zu einer Bewertung mit dem letzten vor dem 
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Abschlussstichtag bekannten Börsenkurs bzw. Marktpreis, wenn dieser Unterschied er-

heblich ist, anzugeben.
164

  

5.4. Zusammenfassung 

In den vorherigen Abschnitten wurde ein Überblick über die Ansatz- und Bewertungsbestim-

mungen von Vorräten, sowie über die dazugehörigen Anhangsangaben, gegeben. Zusammenfas-

send wird nochmals auf die wichtigsten albanischen Bestimmungen und wichtigsten Unterschie-

de zwischen den albanischen und österreichischen gesetzlichen Bestimmungen hingewiesen. 

In Albanien werden die Vorräte mit den Anschaffungs- und Herstellungskosten angesetzt. Das 

UGB sieht darüber hinaus zusätzlich noch eine explizite Bestimmung über Einlagen vor. Weiters 

werden im SKK 4, anders als in Österreich, die nachträglichen Anschaffungskosten nicht als Teil 

der Anschaffungskosten vorgeschrieben. 

SKK 4 schreibt eine Umbuchungspflicht für zur Veräußerung gehaltenes Anlagevermögen. Das 

UGB sieht nichts dergleichen vor.  

Weitere Unterschiede betreffen den Nettoveräußerungswert und die anzuwendenden Bewer-

tungsverfahren. 

Wichtige Unterschiede sind auch bei den Herstellungskosten festzustellen. Diese betreffen v.a. 

den Anwendungsbereich der Herstellungskosten, den Mindest- und Höchstansatz, sowie die For-

schungsaufwendungen. 

Die albanischen Bestimmungen sehen eine Wertminderungs- und Wertaufholungspflicht vor. Das 

UGB dagegen sieht u.U. ein Unterbleiben der Wertaufholung vor.  

Weitere Unterschiede betreffen auch die Anhangsangaben. 
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6. Finanzinstrumente 

6.1. Ansatz und Erstbewertung 

Dieser Standard ist auf alle Arten von Finanzinstrumenten (Zahlungsmittel, kurz- und langfristige 

Kapitalanlagen, kurz- und langfristige Forderungen, Darlehen, Anleihen usw.) anzuwenden, aus-

genommen:
165

 

a) Beherrschte Einheiten und Anteile an assoziierten Unternehmen, die nach der Quotenkon-

solidierung oder nach der Equity-Methode bilanziert werden (SKK 14); 

b) Finanzvermögen / -verbindlichkeiten, die aus Leasinggeschäften stammen (SKK 7); 

c) Verbindlichkeiten, die aus Altersvorsorgepläne stammen; 

d) Eventualverbindlichkeiten, die aus Finanzgarantien stammen (SKK 6); 

e) Zum Teil Eigenkapitalinstrumente; 

f) Bedingte Verpflichtungen aus Unternehmenszusammenschlüsse (SKK 9). 

„Ein Finanzinstrument ist ein Vertrag, der gleichzeitig bei dem einen Unternehmen zu einem fi-

nanziellen Vermögenswert und bei dem anderen Unternehmen zu einer finanziellen Verbindlich-

keit oder einem Eigenkapitalinstrument führt.“
166

 

Der SKK 3 enthält keine Regelung über den Ansatz von Finanzinstrumenten. Deren Ansatz kann 

aus der Definition von Finanzinstrumenten abgeleitet werden. Eine Analogie zum Ansatz von 

Vorräten und Anlagevermögen ist durch das explizite Verbot in SKK 4 und 5 nicht möglich. 

Beim erstmaligen Ansatz werden die aktiven und passiven Finanzinstrumente mit dem beizule-

genden Zeitwert, also mit den Anschaffungskosten, zuzüglich der Transaktionskosten (Anschaf-

fungsnebenkosten) angesetzt, außer es handelt sich um Finanzinstrumente, die mit dem beizule-

genden Zeitwert bewertet werden. Die Transaktionskosten eines mit dem beizulegenden Zeitwert 

gehaltenen Finanzinstrumentes werden sofort als Aufwand verbucht.
167

 Das UGB enthält spezifi-

sche Bestimmungen über den Ansatz von aktiven und passiven Finanzinstrumenten. Das UGB 

enthält explizite Bestimmungen über Einlagen und Verbindlichkeiten,
168

 die mit dem Rückzah-

lungsbetrag anzusetzen sind. 
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Die (Anschaffungs-)Kosten eines, sofort und bar bezahlten, finanziellen Vermögenswertes oder 

einer finanziellen Schuld, ist der erhaltene bzw. gezahlte Nominalwert (Nennwert). Gleiches gilt 

für Finanzinstrumente, die innerhalb einer kurzen Frist bezahlt werden, da grds. kein Unterschied 

zwischen dem Barwert und Nominalwert besteht. Die Kosten der aktiven und passiven Finanzin-

strumente, deren Bezahlung nach einer längeren Frist (z.B. in Jahresraten über einige Jahre) er-

folgt, werden mit deren Barwert angesetzt.
169

 Gleiches gilt grds. auch für aktive Finanzinstrumen-

te. Wie bereits erwähnt, sind Verbindlichkeiten gemäß § 211 Abs. 1 UGB mit dem Rückzah-

lungsbetrag anzusetzen. 

6.2. Folgebewertung  

6.2.1. Allgemeines 

Alle aktiven und passiven Finanzinstrumente, mit Ausnahme derivativer Finanzinstrumente und 

der zu Handelszwecken gehaltenen Finanzvermögen, wenn die fair value option ausgeübt wurde, 

werden entweder mit den Anschaffungskosten oder den fortgeführten Anschaffungskosten be-

wertet.
170

 Das UGB sieht einerseits die Bewertung der aktiven Finanzinstrumente mit den An-

schaffungskosten, abzüglich etwaiger außerplanmäßigen Abschreibungen und andererseits die 

Bewertung der passiven Finanzinstrumente mit dem Rückzahlungsbetrag vor.
171

 Die Bewertung 

von Finanzinstrumenten mit dem beizulegenden Zeitwert ist in Österreich nur für Konzernab-

schlüsse, die nach den IAS / IFRS Regeln aufgestellt sind, zulässig.
172

  

Wird ein Finanzinstrument mit den fortgeführten Anschaffungskosten bewertet, dann wird der 

Wert der Erstbewertung um eine mögliche Tilgung und / oder um eine kumulierte Abschreibung 

einer etwaigen Differenz zwischen dem Anfangswert (Ursprungswert) und dem Wert zur Endfäl-

ligkeit (bei Anleihen); und / oder um eine Minderung aufgrund einer Wertminderung oder Un-

einbringlichkeit berichtigt.
173

  

Die fortgeführten Anschaffungskosten (z.B. bei Anleihen, Darlehen und Krediten) werden mit 

der Effektivzinsmethode und nicht mit der Nominalzinsmethode bestimmt. Eine Alternative zu 

der Effektivzinsmethode ist die lineare Abschreibung. Die ausgewählte Abschreibungsmethode 
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muss stetig für alle zu fortgeführten Anschaffungskosten gehaltenen Finanzinstrumente ange-

wandt werden.
174

 Das UGB sieht anders als das SKK 3 die Reichweite der Bewertungsstetigkeit 

nur bei identen oder gleichartigen Vermögensgegenstände (Grundsatz der Einheitlichkeit der 

Bewertung) vor.
175

  

6.2.2. Wertminderung und Wertaufholung 

Eine wirtschaftliche Einheit muss an jedem Bilanzstichtag ermitteln, ob objektive Hinweise auf 

eine Wertminderung eines aktiven Finanzinstrumentes oder einer Gruppe aktiver Finanzinstru-

mente vorliegen.
176

 Finden sich Wertminderungshinweise, werden die folgenden Wertminde-

rungsregeln angewandt:
177

 

a) Die mit den fortgeführten Anschaffungskosten gehaltenen Finanzinstrumente werden bis 

zum Barwert der geschätzten künftigen Cashflows, abgezinst mit dem ursprünglichen Ef-

fektivzinssatz, abgewertet; 

b) Die mit den Anschaffungskosten gehaltenen Finanzinstrumente werden bis zum Barwert 

der geschätzten künftigen Cashflows, abgezinst mit der aktuellen Marktrendite eines ver-

gleichbaren Finanzinstruments, abgewertet. 

Das UGB schreibt keine konkreten Ermittlungsverfahren für die Wertminderung vor. Das Gesetz 

unterscheidet zwischen der Wertminderung von Anlage- und Umlaufvermögen. Das Anlagever-

mögen unterliegt nur bei dauerhafter Wertminderung einer Wertminderungspflicht bis zum bei-

zulegenden Wert. Ist die Wertminderung nur vorübergehend, dann darf das Finanzanlagevermö-

gen bis zum beizulegenden Wert abgeschrieben werden (Wertminderungswahlrecht).
178

 Das Um-

laufvermögen unterliegt dem strengen Niederstwertprinzip und muss immer bis zum Wert, der 

sich aus einem niedrigeren Börsenkurs oder Marktpreis ableitet, oder bis zum beizulegenden 

Wert außerplanmäßig abgeschrieben werden.
179
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Für die Erfassung der Wertminderung werden auch alle werterhellenden Tatsachen bis zum Tag 

der Erstellung des Jahresabschlusses berücksichtigt. Die Verluste aus der Wertminderung werden 

als Aufwand in der GuV erfasst.
180

  

Die Wertminderung eines wichtigen
181

 Finanzinstrumentes wird getrennt von anderen Finanzin-

strumenten durchgeführt. Finanzinstrumente, die unwichtig sind und über die kein objektiver 

Hinweis auf Wertminderung besteht, können in einer Gruppe pauschal wertberichtigt werden.
182

 

Wenn sich in einer Folgeperiode die Höhe einer Wertberichtigung verringert hat, müssen die 

Verluste aus der Wertminderung direkt über das Finanzinstrument selbst oder indirekt über die 

Wertberichtigungsrücklage storniert werden.
183

 In Österreich ist nach geltender Rechtslage nur 

die direkte Methode erlaubt. Das UGB schreibt nur bei einer Pauschalwertberichtigung von Um-

laufvermögen die Anwendung der direkten Methode explizit vor, aber diese gilt auch für alle an-

deren aktiven Finanzinstrumenten, da auch gemäß § 204 Abs. 2 UGB bzw. § 207 UGB die aktive 

Vermögenswerte auf dem niedrigeren Wert abzuschreiben sind.
 184

 

Die Wertaufholung darf nur bis zur Höhe des niedrigsten unter den folgenden Werten erfolgen:
185

 

a) Der neue erzielbare Wert; 

b) Der Buchwert gemessen an die fortgeführten Anschaffungskosten, der sich ergeben hätte, 

wenn keine außerplanmäßige Abschreibung vorgenommen worden wäre. 

Die Wertaufholung ist wie die Wertminderung erfolgswirksam zu erfassen.
186

 

Was die Wertaufholung betrifft, sieht das UGB grds. dieselbe Regelung (§ 208 Abs. 1 i.V.m. § 

204 Abs. 2 bzw. § 207 UGB) vor, jedoch muss die Unterscheidung zwischen Finanzinstrumenten 

des Anlagevermögens und des Umlaufvermögens
 
immer mitberücksichtigt werden. Weiters kann 

gemäß § 208 Abs. 2 UGB eine Wertaufholung aus bestimmten steuerlichen Gründen unterblei-

ben (Wertbeibehaltung).  

                                                           
180

 Vgl. SKK 3.17 f. 
181

 Gemäß den Beispielen, die in SKK 3 zu finden sind, hängt die Wichtigkeit eines Finanzinstrumentes vom betrag-

lichen Aspekt ab. 
182

 Vgl. SKK 3.19. 
183

 Vgl. SKK 3.20. 
184

 Vgl. Altenburger (1993), § 226 HGB, S. 291 f. i.V.m. § 204 HGB, S. 111 f. Ähnlich auch Pernsteiner (2000), § 

226 Abs. 5 HGB, Tz. 8; Egger / Samer / Bertl (2010), S. 190. 
185

 Vgl. SKK 3.20. 
186

 Vgl. SKK 3.20 letzter Satz. 
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Es gibt keine Wertaufholung für eine frühere Wertminderung von nicht quotiertem Eigenkapital, 

dessen beizulegender Zeitwert nicht verlässlich ermittelt werden kann.
187

 Das UGB enthält keine 

ähnliche Bestimmung.  

Wie bereits erwähnt, ist in Österreich die Bewertung von Finanzinstrumenten mit dem beizule-

genden Zeitwert nur für Konzernabschlüsse, die nach den IAS / IFRS Regeln aufgestellt sind, 

zulässig. Deshalb wird hier kein Vergleich zu der österreichischen Gesetzesregelung durchge-

führt.
188

  

Das Unternehmen muss mindestens an jedem Bilanzstichtag die Finanzinstrumente, die zum bei-

zulegenden Zeitwert gehalten werden, neu bewerten. Die Gewinne bzw. Verluste, die aus der 

Veränderung des beizulegenden Zeitwertes von derivativen und von zur Handelszwecken gehal-

tenen Finanzinstrumenten entstehen, werden erfolgswirksam in der GuV erfasst.
189

  

„Die Investitionen in Eigenkapitalinstrumente, die über keinen auf einen aktiven Markt notierten 

Preis verfügen, und dessen beizulegender Zeitwert nicht verlässlich ermittelt werden kann, […] 

werden mit den Anschaffungskosten bewertet.“
190

  

6.2.3. Besonderheiten der Folgebewertung von Forderungen 

Alle kurz- und langfristigen Forderungen werden mit den fortgeführten Anschaffungskosten be-

wertet. Die fortgeführten Anschaffungskosten einer kurzfristigen Forderung entsprechen deren 

Nominalwert (abzüglich der Wertminderungsrückstellung). Somit wird eine kurzfristige Forde-

rung mit dem Nettoveräußerungswert gehalten. Die fortgeführten Anschaffungskosten einer lang-

fristigen Forderung entsprechen deren mit dem Marktzinssatz für ähnliche Finanzinstrumente er-

rechneten Barwert, wenn der Effektivzinssatz der langfristigen Forderung vom Nominalzinssatz 

abweicht.
191

  

Verluste aus der Wertminderung werden entweder direkt durch die Minderung der Forderung 

selbst oder indirekt durch ein entsprechendes Gegenkonto („Rückstellung für zweifelhafte Forde-

rungen“
192

) verbucht.
193

 In Österreich gilt das bereits Gesagte. 

                                                           
187

 Vgl. SKK 3.21. 
188

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 213. Gleiches auch Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 4; Chris-

tian / Schiebel (2010), § 237a UGB, Rz. 13. 
189

 Vgl. SKK 3.22 f. 
190

 SKK 3.24. 
191

 Vgl. SKK 3.26 – 28. 
192

 SKK 3.29. 
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Falls eine Wertminderung vorerst auf die Rückstellung für zweifelhafte Forderungen verbucht 

wurde und im Nachhinein feststeht, dass die Forderung zur Gänze uneinbringlich geworden ist, 

muss sowohl die Forderung als auch die Rückstellung aus der Bilanz ausgebucht werden.
194

 

Falls eine frühere Berechnung der zweifelhaften Forderungen in späteren Perioden geändert wird, 

so ist diese Änderung erfolgswirksam und wird nicht retrospektiv verbessert. Der Eingang einer 

zweifelhaften oder uneinbringlichen Forderung wird als Minderung eines Aufwands im Jahr des 

Eingangs der Forderung verbucht. Mit dem Eingang wird sowohl die Forderung selbst als auch 

das Gegenkonto vermindert.
195

 

6.2.4. Besonderheiten der Folgebewertung von passiven Finanzinstrumenten 

Passive Finanzinstrumente werden grds. mit den fortgeführten Anschaffungskosten bewertet. Die 

fortgeführten Anschaffungskosten eines kurzfristigen passiven Finanzinstrumentes entsprechen 

grds. dessen Nominalwert, somit wird ein kurzfristiges passives Finanzinstrument mit dem Net-

toveräußerungswert gehalten.
196

  

„Um die fortgeführten Anschaffungskosten von langfristigen passiven Finanzinstrumenten zu 

ermitteln, werden diese erstmals mit den beizulegenden Zeitwert des zu zahlenden Betrages an-

gesetzt, um den Zinsaufwand für die folgenden Perioden entweder mit der Effektivzinsmethode 

oder mit der linearen Abschreibung zu ermitteln.“
197

 Das UGB sieht keine ähnliche Regelung 

vor. Gemäß § 211 Abs. 1 UGB werden die Verbindlichkeiten, wie bereits erwähnt, mit dem 

Rückzahlungsbetrag bewertet. 

6.3. Ausbuchung 

Ein Unternehmen hat ein aktives Finanzinstrument aus der Bilanz auszubuchen, wenn:
198

 

a) es die Rechte auf die generierte Zahlungsströme des Finanzinstrumentes verliert; 

b) es das Recht auf den Bezug von Zahlungsströmen aus dem Finanzinstrument, sowie die 

mit diesem Finanzinstrument gebundenen wesentlichen Risiken und Chancen auf eine an-

dere Partei überträgt. 

                                                                                                                                                                                            
193

 Vgl. SKK 3.29. 
194

 Vgl. SKK 3.29. 
195

 Vgl. SKK 3.31. 
196

 Vgl. SKK 3.32 f. 
197

 SKK 3.34. 
198

 Vgl. SKK 3.36. 
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Mit der Ausbuchung eines aktiven Finanzinstrumentes, wird der Unterschiedsbetrag zwischen 

dem Buchwert des Finanzinstrumentes und der erhaltenen Gegenleistung erfolgswirksam behan-

delt.
199

 Ein passives Finanzinstrument wird ausgebucht, wenn es beglichen, aufgehoben oder ver-

fallen ist. Mit der Ausbuchung eines passiven Finanzinstrumentes, wird der Unterschiedsbetrag 

zwischen dem Buchwert des Finanzinstrumentes und dem ausbezahlten Betrag erfolgswirksam 

behandelt.
200

 Im UGB ist keine vergleichbare Bestimmung zu finden. Dennoch sollte die albani-

sche Regelung grds. den österreichischen GoB entsprechen. 

6.4. Ausweis und Angaben 

Die aktiven und passiven Finanzinstrumente werden in der Bilanz auf den zugehörigen Posten 

ausgewiesen. Eine weitere Unterteilung ist erlaubt. Die Gewinne und Verluste, die mit den Fi-

nanzinstrumenten der laufenden Geschäftstätigkeit (u.a. Forderungen und Verbindlichkeiten aus 

Lieferungen und Leistungen) verbunden sind, werden als betriebliche Erträge und Aufwendungen 

ausgewiesen. Zinsen, Dividenden und andere Gewinne und Verluste aus anderen aktiven und 

passiven Finanzinstrumenten werden im Finanzerfolg ausgewiesen.
201

 

Um die Einordnung eines Finanzinstrumentes als Eigenkapitalinstrument oder als passives Fi-

nanzinstrument vorzunehmen, muss auch ihre wirtschaftliche Betrachtungsweise und nicht nur 

die rechtliche Form berücksichtigt werden. Wenn eine bestimmte Art von Vorzugsaktien eher die 

Definition eines passiven Finanzinstrumentes als jene eines Eigenkapitalinstrumentes erfüllt, 

werden sie, unabhängig von deren rechtlicher Natur, als passive Finanzinstrumente in der Bilanz 

ausgewiesen.
202

 Das UGB sieht eine vergleichbare Bestimmung nicht vor. Das Grundkapital hat 

sämtliche Aktiengattungen zu beinhalten.
203

  

Alle Erträge und Aufwendungen, die mit dem Eigenkapital verbunden sind, werden als eine Zu- 

bzw. Abnahme des Eigenkapitals ausgewiesen.
204

 Das UGB bestimmt nur ein Aktivierungsverbot 

für Gründungs- und Eigenkapitalbeschaffungsaufwendungen.
205

 Weitere Bestimmungen über die 

Bilanzierung von Erträgen und Aufwendungen, die mit dem Eigenkapital verbunden sind, lassen 

sich im UGB nicht finden. 

                                                           
199

 Vgl. SKK 3.37 f. 
200

 Vgl. SKK 3.41 und .43. 
201

 Vgl. SKK 3.44 f. und .48. 
202

 Vgl. SKK 3.46. 
203

 Vgl. Hübner-Schwarzinger / Konezny (2010), § 229 UGB, Rz. 7. 
204

 Vgl. SKK 3.49. 
205

 Vgl. § 197 Abs. 1 UGB. 
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Der Kauf von eigenen Anteilen (Aktien) wird als Abnahme des Eigenkapitals und nicht als ein 

Finanzinstrument verbucht.
206

 Das UGB schreibt je nach Zweckbestimmung einen Ausweis der 

eigenen Anteile als gesondertes Posten im Anlage- bzw. Umlaufvermögen vor.
207

  

Die Emittierungs- oder die Rückkaufskosten von Eigenkapitalinstrumenten werden auch als eine 

Abnahme des Eigenkapitals erfasst und dürfen nicht als Aufwand oder Ertrag verbucht werden. 

Ausgenommen von dieser Regel sind Kosten, die mit einer gescheiterten Emission oder mit ei-

nem gescheiterten Rückkauf von Eigenkapitalinstrumenten zusammenhängen; diese werden als 

Aufwand in der GuV erfasst.
208

 Im UGB gibt es keine näheren Bestimmungen über die Bilanzie-

rung von Emittierungs- und Rückkaufskosten.  

Im Anhang müssen die folgenden Angaben über die langfristigen Forderungen und die Passiva 

(getrennt für wichtige Forderungen und Passiva; gruppiert für sonstige Forderungen und Passiva) 

gemacht werden:
209

 

a) Beträge; 

b) Fälligkeit; 

c) Effektivzinssätze (und vertragliche Zinssätze, falls diese von den Effektivzinssätzen deut-

lich abweichen); 

d) Die wichtigsten Währungen; 

e) Sonstige wichtige Bedingungen. 

Im UGB sind keine ähnlichen wie die in c) und e) erwähnten Anhangsangaben, vorgesehen. Das 

UGB schreibt aber andere und detailliertere Anhangsangaben über die Fälligkeiten und über die 

Beträge der langfristigen Forderungen und Verbindlichkeiten vor: 

a) Ausweis von Ausleihungen mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr;
210

 

b) Betragsangaben von Forderungen mit einer Restlaufzeit von über ein Jahr;
211

 

c) Betragsangaben von Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr;
212

 

d) „Gesamtbetrag von Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als fünf Jahren“
213

; 

e) „Gesamtbetrag von Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr“
214

. 

                                                           
206

 Vgl. SKK 3.50. 
207

 Vgl. § 225 Abs. 5 UGB.  
208

 Vgl. SKK 3.51. 
209

 Vgl. SKK 3.52. 
210

 Vgl. § 227 Satz 2 UGB.  
211

 Vgl. § 225 Abs. 3 Satz 1 UGB. 
212

 Vgl. § 225 Abs. 6 Satz 1 UGB. 
213

 § 237 Z 1 lit. a UGB. 
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„Für die Aktien, Anleihen und die sonstigen kurz- und langfristigen Investitionen (mit Ausnahme 

der beherrschten und verbundenen Gesellschaften)“
215

, werden die unten folgenden Angaben ge-

geben:
216

  

a) Buchwert der Anlagen, die mit der fair value Methode bewertet wurden, (für die ver-

schiedenen Kategorien) am Anfang und am Ende des Geschäftsjahres; 

b) Buchwert der Anlagen, die mit der Methode der fortgeführten Anschaffungskosten bewer-

tet wurden, (für die verschiedenen Kategorien) am Anfang und am Ende des Geschäfts-

jahres. 

Das österreichische Gesetz sieht keine ähnlichen Bestimmungen vor, da die Buchwerte am An-

fang und am Ende der jeweiligen Geschäftsperiode in der Bilanz ablesbar sind.  

In Bezug auf die derivativen Finanzinstrumente muss ein Unternehmen deren Buchwert am An-

fang und am Ende des Geschäftsjahres und die wichtigen damit verbundenen Fachbegriffe
217

 im 

Anhang angeben.
218

 Gemäß § 237a Z 1 lit. a und b UGB müssen die Unternehmen u.a. Angaben 

über die Art und Umfang, sowie über den Buchwert und den beizulegenden Zeitwert der deriva-

tiven Finanzinstrumente im Anhang angeben. 

6.5. Zusammenfassung  

Die vorherigen Abschnitte haben einen umfangreichen Überblick über die Ansatz- und Bewer-

tungsbestimmungen von aktiven und passiven Finanzinstrumenten, sowie über die dazugehörigen 

Anhangsangaben gegeben. Hier werden nochmals die wichtigsten albanischen Bestimmungen 

und wichtigsten Unterschiede zwischen den Rechnungslegungsbestimmungen der beiden Länder 

zusammengefasst.  

Beim erstmaligen Ansatz werden die aktiven und passiven Finanzinstrumente mit dem Anschaf-

fungskosten zuzüglich der Anschaffungsnebenkosten angesetzt, es sei denn, es handelt sich um 

Finanzinstrumente, die mit dem beizulegenden Zeitwert bewertet werden. Das österreichische 

Gesetzbuch enthält einerseits zusätzlich explizite Bestimmungen über Einlagen und Verbindlich-

                                                                                                                                                                                            
214

 § 237 Z 1 lit. b UGB. 
215

 SKK 3.53 erster Halbsatz. 
216

 Vgl. SKK 3.53. 
217

 Es liegt kein Übersetzungsfehler vor. Es könnte aber sein, dass der albanische Gesetzgeber das englische Wort 

„term“ falsch übersetzt hat. In diesem Zusammenhang wäre „Bedingung“ (alb. „kusht“) oder „Fristigkeit“ (alb. 

„afat“) eine adäquatere Übersetzung des Wortes „term“ gewesen. 
218

 Vgl. SKK 3.54. 
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keiten, sieht andererseits den Ansatz von Finanzinstrumenten mit dem beizulegenden Zeitwert 

nicht vor.  

Anders als in Österreich, sieht die albanische Regelung die Bewertung aller aktiven und passiven 

Finanzinstrumente mit den Anschaffungskosten oder mit den fortgeführten Anschaffungskosten 

vor.  

Weitere wichtige Unterschiede ergeben sich in der Bewertung von Anleihen, Darlehen und Kre-

diten, in der Ausübung von Bewertungswahlrechten, sowie im Bereich der Wertminderung und 

Wertaufholung von Finanzinstrumenten. 

Konträr zu UGB, schreibt SKK 3 für alle Finanzinstrumente das strenge Niederstwertprinzip vor.  

Anders als in Österreich, wo das Grundkapital sämtliche Aktiengattungen beinhalten muss, 

schreibt SKK 3 den Ausweis von Vorzugsaktien als passives Finanzinstrument, wenn diese eher 

die Definition eines passiven Finanzinstrumentes, als jene eines Eigenkapitalinstrumentes erfül-

len.  

Einen weiteren wichtigen Unterschied zu Österreich ergibt sich in der Behandlung des Kaufes 

von eigenen Anteilen, als eine Abnahme des Eigenkapitals.  

Wichtig zu erwähnen ist, dass lt. SKK 3 alle Erträge und Aufwendungen, die mit dem Eigenkapi-

tal verbunden sind, sowie die Emittierungs- oder die Rückkaufskosten von Eigenkapitalinstru-

menten als eine direkte Zu- bzw. Abnahme des Eigenkapitals ausgewiesen werden. Das UGB da-

gegen bestimmt grds. nichts dergleichen.  

Weitere Diskrepanzen zwischen den beiden Rechnungslegungssystemen befinden sich im Be-

reich der Anhangsangaben.  
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7. Biologische Vermögenswerte  

7.1. Ansatz und Erstbewertung 

Der SKK 13 wird auf alle biologischen Vermögenswerte angewandt, mit Ausnahme der zur 

landwirtschaftlichen Nutzung gehaltenen Grundstücke (SKK 5).
219

  

Wichtig ist zuerst die biologischen Vermögenswerte (Vieh, Bäume, Weinberge) von den land-

wirtschaftlichen Erzeugnissen (Wolle, Milch, Fleisch, Trauben), die als Vorräte nach SKK 4 zu 

bilanzieren sind, zu unterscheiden. Vermögenswerte, die aus Quellen kommen, die nicht vom 

Menschen verwaltet werden (z.B. Meeresfische), sind keine biologischen Vermögenswerte.
220

  

Die Ansatzkriterien der biologischen Vermögenswerte sind die gleichen, wie für Vorräte. Ein bi-

ologischer Vermögenswert wird erstmals angesetzt, wenn dieses erworben oder von einem be-

reits existenten biologischen Vermögenswert erzeugt wird. Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die 

sehr eng zu den erzeugenden biologischen Vermögenswerten stehen, werden erst bei der Tren-

nung bzw. bei der Ernte bilanziert.
221

 Im UGB sind explizite Bestimmungen über biologische 

Vermögenswerte nicht zu finden, dennoch sollten die albanischen Regelungen grds. den österrei-

chischen GoB entsprechen. Nach den österreichischen GoB ist ein Vermögenswert anzusetzen, 

wenn einerseits die selbstständige Verwertbarkeit und andererseits die Greifbarkeit (Bewertbar-

keit, entgeltlicher Erwerb) vorliegen.
222

 

Die biologischen Vermögenswerte werden erstmals mit den Anschaffungskosten angesetzt. Die 

landwirtschaftlichen Erzeugnisse, die von den biologischen Vermögenswerten geerntet werden 

(z.B. Wolle vom Schaff, Trauben vom Weinberg), werden mit den Anschaffungskosten zum 

Zeitpunkt der Ernte angesetzt.
223

 Wie bereits in vorigen Kapiteln erwähnt, enthält das UGB zu-

sätzlich noch explizite Bestimmungen über Einlagen. 

Die biologischen Vermögenswerte werden ausgebucht, wenn diese verkauft werden oder diese 

für das Unternehmen keinen künftigen wirtschaftlichen Nutzen hat.
224

 Diese Bestimmung sollte 

grds. Den österreichischen GOB entsprechen. 

                                                           
219

 Vgl. SKK 13.5. 
220

 Vgl. SKK 13.7 und .9. 
221

 Vgl. SKK 13.10 f. 
222

 Vgl. Auer (2000), S. 63. Gleiches auch Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 94. 
223

 Vgl. SKK 13.12 f. 
224

 Vgl. SKK 13.21. 
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7.2. Folgebewertung 

7.2.1. Allgemeines  

Nach dem Erstansatz werden die biologischen Vermögenswerte in biologische Vermögenswerte 

des Anlagevermögens und biologische Vermögenswerte des Umlaufvermögens aufgeteilt. Erste-

ren werden mit den fortgeführten Anschaffungskosten, abzüglich etwaige Wertminderungsauf-

wendungen und die Letzteren mit den Anschaffungskosten, abzüglich etwaigen Wertminde-

rungsaufwendungen, bewertet.
225

  

Aufwendungen, die während der Nutzungsdauer eines biologischen Vermögenswertes gemacht 

werden, werden aktiviert und somit erst Teil des Buchwertes des biologischen Vermögenswertes, 

wenn es wahrscheinlich ist, dass sie dem Unternehmen künftigen wirtschaftlichen Nutzen brin-

gen werden und deren Wert verlässlich bewertet werden kann.
226

 Nach UGB werden diese Auf-

wendungen aktiviert, wenn sie die Vermögenswertkriterien und die Kriterien für die nachträgli-

chen Anschaffungskosten erfüllen. 

7.2.2. Wertminderung und Wertaufholung 

Eine wirtschaftliche Einheit muss an jedem Bilanzstichtag einen Werthaltigkeitstest der biologi-

schen Vermögenswerte durchführen. Der Buchwert wird mit dem erzielbaren Betrag verglichen. 

Der erzielbare Betrag ist der höhere Wert in der Gegenüberstellung vom Nutzungswert und dem 

beizulegenden Zeitwert, abzüglich Verkaufskosten.
227

 Im Unterschied zu Albanien orientiert sich 

der beizulegende Wert von Sachanlagevermögen gemäß UGB grds. am Wiederbeschaffungs-

wert
228

. Die Vergleichswerte für das Umlaufvermögen sind aber sowohl beschaffungs- als auch 

absatzmarktorientiert.
229

 

Wie bereits in Kapitel 6. erwähnt, ist in Österreich zwischen der Wertminderung von Anlage- 

und Umlaufvermögen zu unterscheiden. Für eine nähere Erläuterung siehe Abschnitt 6.2.2.  

                                                           
225

 Vgl. SKK 13.14. 
226

 Vgl. SKK 13.16 i.V.m. SKK 1.16.  
227

 Vgl. SKK 13.6 und 13.17 f. 
228

 Vgl. Groh (1976), S. 37. Ähnlich auch Auer (2000), S. 52; Fritz-Schmied (2000), § 204 HGB, Tz. 46; Binder / 

Kubat (2004), B.II. 3.2.b), S. 23 f. 
229

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 176. Ähnliches auch Auer (2000), S. 96; Egger A. (1999), § 207 Abs. 1 

HGB, Tz. 10 – 12; Seicht (2002), S. 100; Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 114; Grünberger (2009), 

S. 81; Rohatschek (2011), B.II. 3.3.b), S. 11 f.; Fellinger / Urnik / Urtz (2011), § 207 UGB, Rz. 5 – 7. 
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Die Wertminderung erfolgt grds. in Form von Einzelwertberichtigungen. Ist eine Einzelwertbe-

richtigung ungeeignet, erfolgt eine Gruppenwertminderung von ähnlichen oder miteinander zu-

sammenhängenden biologischen Vermögenswerten.
230

  

Wenn die Umstände, die früher zu einer Wertminderung geführt haben, nicht länger bestehen, 

wird der Betrag der Wertminderung rückgängig gemacht.
231

 Was die Wertaufholung betrifft, 

sieht das UGB grds. dieselbe Regelung vor. Für die genaue Behandlung wird hier auf Abschnitt 

6.2.2. verwiesen.  

7.3. Ausweis und Angaben 

Die biologischen Vermögenswerte werden je nach Zweckbestimmung als eigener Posten im An-

lage- bzw. Umlaufvermögen der Bilanz ausgewiesen. Die erläuternden Angaben zur GuV müssen 

die Abschreibung, die Wertminderung und den Nettogewinn bzw. den Nettoverlust aus dem Aus-

scheiden oder aus der Veräußerung der biologischen Vermögenswerte enthalten.
232

 

„Im Anhang des Jahresabschlusses müssen die folgenden Angaben im Zusammenhang mit den 

biologischen Vermögenswerten angegeben werden: 

a) die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden; 

b) die Beschreibung der Tätigkeit der wirtschaftlichen Einheit und der Art der jeweiligen 

Gruppe der biologischen Vermögenswerte; 

c) der Buchwert der biologischen Vermögenswerte in einer unternehmensspezifischen Un-

tergliederung der berichtenden Einheit; 

d) der Betrag der biologischen Vermögenswerte, die als Aufwand in der Berichtsperiode er-

fasst worden sind; 

e) der Betrag von Wertminderungen von Vorräten oder die Wertaufholung einer früher vor-

genommene Wertminderung; 

f) der Buchwert der biologischen Vermögenswerte, die als Sicherheit für Verbindlichkeiten 

gegeben sind;  

g) der Buchwert der biologischen Vermögenswerte, die in der Obhut Dritter sind; 

                                                           
230

 Vgl. SKK 13.19. 
231

 Vgl. SKK 13.20. 
232

 Vgl. SKK 13.23. 
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h) die Informationen über die biologischen Vermögenswerte (Betrag und, wenn möglich, die 

Berechnung des Wertes), die nicht in der Bilanz des berichtenden Einheit erfasst werden, 

sondern in ihre Obhut stehen; 

i) der bekannte Nettogewinn oder Nettoverlust aus dem Ausscheiden oder aus der Veräuße-

rung der biologischen Vermögenswerte.“
233

 

Das UGB enthält keine spezifischen Anhangsangaben über biologische Vermögenswerte. Für sie 

gelten die Anhangsangaben, wie für alle anderen Vermögenswerte; und die Bestimmungen für 

den Anlagespiegel, wenn es sich um biologische Vermögenswerte des Anlagevermögens handelt. 

7.4. Zusammenfassung 

Nach der ausführlichen Darstellung der Bilanzierungsbestimmungen für die biologischen Ver-

mögenswerte in den vorhergehenden Abschnitten, werden hier nochmals die wichtigsten Best-

immungen und Unterschiede zwischen den beiden Ländern zusammengefasst. 

Der SKK 13 wird auf alle biologischen Vermögenswerte angewandt, mit Ausnahme der zur 

landwirtschaftlichen Nutzung gehaltenen Grundstücke (SKK 5). Das UGB dagegen enthält keine 

spezifischen Bestimmungen über biologische Vermögenswerte. Für biologische Vermögenswerte 

gelten dieselben Bestimmungen, wie für alle Vermögenswerte des Anlage- bzw. Umlaufvermö-

gens.  

Die biologischen Vermögenswerte werden erstmals mit den Anschaffungskosten angesetzt. Das 

UGB enthält darüber hinaus noch eine explizite Bestimmung über Einlagen. 

Weitere wichtige Unterschiede ergeben sich in der Aktivierung von nachträglichen Aufwendun-

gen, in der Behandlung der Wertminderung und Wertaufholung von biologischen Vermögens-

werten, sowie im Bereich der Anhangsangaben. 
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8. Sachanlagevermögen und immaterielles Anlagevermögen  

8.1. Ansatz und Erstbewertung 

8.1.1. Ansatz und Erstbewertung des Sachanlagevermögens 

Der SKK 5 beschäftigt sich mit der Bilanzierung und dem Ausweis von materiellem und immate-

riellem Anlagevermögen in der Bilanz und GuV. Dieser Standard wird auf alle Anlagevermö-

gensgegenstände angewandt, mit Ausnahme von den biologischen Vermögenswerten des Anla-

gevermögens (SKK 13) und den Finanzinstrumenten des Anlagevermögens (SKK 3). Für Sach-

anlagen, die im Zusammenhang mit Leasinggeschäften stehen, sind auch die Bestimmungen des 

SKK 7 zu beachten. Sachanlagevermögen, das mit Zuwendungen der öffentlichen Hand verbun-

den ist, muss unter Beachtung der Bestimmungen des SKK 10 bilanziert werden. Bei Sachanla-

gen, die aus einem Unternehmenszusammenschluss stammen, sind auch die Bestimmungen von 

SKK 9 zu beachten.
234

  

Die Ansatzkriterien für das Anlagevermögen sind die gleichen wie für die Vorräte. Für nähere 

Erläuterungen siehe Abschnitt 5.1.  

Sachanlagen werden zum Zeitpunkt des Erwerbes oder der (internen) Erzeugung mit den An-

schaffungs- und Herstellungskosten angesetzt. Die Anschaffungs- und Herstellungskosten umfas-

sen den Kaufpreis, zuzüglich aller Einfuhrzölle und nicht erstattungsfähigen Steuern nach dem 

Abzug von Skonti und Rabatten. Teil der Anschaffungs- und Herstellungskosten sind auch die 

sonstigen direkten zurechenbaren Kosten, die anfallen, um den Vermögensgegenstand zum 

Standort und in betriebsbereiten Zustand zu versetzen und die künftigen geschätzten Kosten für 

die Demontierung und die Abräumung der Sachanlage, sowie für die Wiederherstellung des 

Standortes, falls die Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstellung gegeben sind.
235

 Das 

UGB sieht grds. eine ähnliche Bestimmung vor, aber die geschätzten Abbruchs- und Wiederher-

stellungskosten sind nicht Teil der Anschaffungs- und Herstellungskosten.
236

 Weiters enthält das 

UGB explizite Bestimmungen über Einlagen.  

Die Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen grds. dem Nominalwert. Erfolgt die Zah-

lung aber über das normale Zahlungsziel, dann entsprechen die Anschaffungs- und Herstellungs-
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 Vgl. SKK 5.4 – 6. 
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 Vgl. SKK 5.10 f. 
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 Vgl. Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 96. Gleiches bereits Rohatschek (2005), S. 68. 
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kosten dem Barwert. Die Differenz zwischen dem Nominal- und dem Barwert wird über den 

Zeitraum des Zahlungsziels als Zinsaufwendungen erfasst.
237

 Gleiches gilt weitgehend auch für 

Österreich.
238

 

Wenn die Herstellung einer Sachanlage über einen längeren Zeitraum hinweg dauert, und diese 

u.a. fremdfinanziert wird, können die Fremdkapitalkosten, die unmittelbar mit der Herstellung 

verbunden sind, aktiviert werden und sind somit auch Teil der Herstellungskosten. Es werden die 

Fremdkapitalkosten aktiviert, die während der Herstellungsarbeiten anfallen. Die Aktivierung der 

Fremdkapitalkosten wird abgesetzt, wenn die Herstellung beendet oder für eine längere Zeit un-

terbrochen wurde. Wenn eine wirtschaftliche Einheit entscheidet, die Fremdkapitalkosten zu ak-

tivieren, dann muss sie dieses Wahlrecht für alle Sachanlagen, wo eine Aktivierung der Fremd-

kapitalkosten möglich ist, ausüben.
239

 Gemäß § 203 Abs. 4 UGB dürfen Fremdkapitalzinsen bei 

längerer Herstellungszeit eines Vermögensgegenstandes aktiviert werden.  

Vergleicht man den Wortlaut des albanischen (Fremdkapitalkosten) und den des österreichischen 

Gesetzgebers (Fremdkapitelzinsen), so kommt man zum Schluss, dass der im SKK 5 verwendete 

Begriff, einen weiteren Umfang von Kosten, die mit der Fremdfinanzierung verbunden sind, um-

fasst als nur die Fremdkapitalzinsen des UGB. Weiters sieht das UGB keine Verpflichtung zur 

Ausübung dieses Aktivierungswahlrechts auf alle Vermögensgegenstände, in denen die Fremd-

kapitalzinsen aktiviert werden können, sondern orientiert sich nach dem Stetigkeitsprinzip.
240

  

Eine Sachanlage kann im Tausch mit einer oder mehreren nicht monetären Vermögenswerten 

oder mit einer Kombination von monetären und nicht monetären Vermögenswerten erworben 

werden. In diesen Fällen werden die Anschaffungskosten der erhaltenen Sachanlage mit dem bei-

zulegenden Zeitwert angesetzt, es sei denn, die beizulegenden Zeitwerte der erhaltenen und der 

hingegebenen Vermögenswerten können nicht verlässlich bestimmt werden; oder dem Tausch 

fehlt an wirtschaftlicher Substanz. In diesen Fällen sind die Anschaffungskosten der erhaltenen 

Sachanlage mit dem Buchwert des hingegebenen Vermögenswertes anzusetzen.
241
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In Österreich haben die Unternehmen ein Wahlrecht zwischen: 

a) Buchwertfortführung: die erhaltene Sachanlage wird mit dem Buchwert des hingegebenen 

Vermögensgegenstandes bewertet;
242

 

b) Modifizierte Buchwertfortführung: die Anschaffungskosten der erhaltenen Sachanlage 

entsprechen dem um die Steuerbelastung aufgewerteten Buchwert des hingegebenen 

Vermögensgegenstandes;
243

 

c) Volle Gewinnrealisierung: die erhaltene Sachanlage wird mit dem gemeinen Wert des 

hingegebenen Vermögenswertes bewertet.
244

 

Besteht eine Sachanlage aus mehreren wesentlichen Bestandteilen mit unterschiedlichen Nut-

zungsdauern, werden diese Bestandteile getrennt angesetzt.
245

 Das UGB kennt keinen Kompo-

nentenansatz.
246

 

8.1.2. Ansatz und Erstbewertung des immateriellen Anlagevermögens 

Die Ansatzkriterien des immateriellen Anlagevermögens entsprechen jenen des Sachanlagever-

mögens. Zusätzlich muss das immaterielle Anlagevermögen identifizierbar sein. Ein immateriel-

les Anlagevermögen ist identifizierbar, wenn es vom Unternehmen getrennt oder in einer Gruppe 

verkauft, getauscht, vermietet oder übertragen werden kann oder
 
 es aus vertraglichen oder aus 

anderen Rechten entsteht, unabhängig davon, ob diese Rechte vom Unternehmen oder von ande-

ren Rechten bzw. Pflichten übertragbar oder trennbar sind.
247

 Das UGB erlaubt den Ansatz von 

entgeltlich erworbenen, verbietet jedoch den Ansatz von selbsterstellten immateriellem Anlage-

vermögen.
248

 

Ein erworbenes immaterielles Anlagevermögen wird beim Zugang mit den Anschaffungskosten, 

die den Kaufpreis und die sonstigen direkten zurechenbaren Kosten erfasst, bewertet.
249

 Gleiches 

gilt lt. österreichischem Recht.  

Um die Herstellungskosten eines selbsterstellten immateriellen Anlagevermögens zu bestimmen, 

werden die Bestimmungen über die Sachanlagen sinngemäß angewandt.
250

 Wie bereits erwähnt, 
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ist die Aktivierung von selbsterstellten und nicht entgeltlich erworbenen immateriellem Anlage-

vermögen gemäß § 197 Abs. 2 UGB nicht erlaubt, weshalb ein Vergleich zu Österreich in diesem 

Bereich nicht ausgearbeitet werden kann. 

Die untengenannten Ausgaben werden nicht aktiviert, sondern als Aufwendungen in der GuV 

erfasst:
251

 

a) Ausgaben für Gründung und Anlauf des Geschäftsbetriebes; 

b) Forschungsausgaben; 

c) Ausgaben für Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter; 

d) Werbungsausgaben; 

e) Ausgaben der Verlegung und Umorganisierung des Unternehmens; 

f) Allgemeine Verwaltungsausgaben; 

g) Anfängliche Verluste in der ersten Phase der Herstellung 

h) Ausgaben für selbst geschaffene Markennamen, Kundenstamm und ähnliche Ausgaben. 

Die Entwicklungsaufwendungen werden anders als die Forschungsaufwendungen nur dann akti-

viert, wenn folgende Kriterien erfüllt sind:
252

 

a) Die technische Möglichkeiten zur Fertigstellung des immateriellen Anlagevermögens, 

damit es zur Nutzung oder zum Verkauf bereit steht; 

b) Verfügbarkeit der technischen und finanziellen Ressourcen, sowie die Absicht, den Ver-

mögenswert fertigzustellen, um diesen zur Nutzung oder zum Verkauf zur Verfügung zu 

stellen; 

c) Fähigkeit der wirtschaftlichen Einheit, den Vermögenswert zu nutzen oder zu verkaufen; 

d) Generierung von künftigen erwarteten wirtschaftlichen Nutzen kann verlässlich bestimmt 

werden (sowie die Existenz eines Marktes für die Produkte oder Dienstleistungen dieses 

immateriellen Anlagevermögens); 

e) Höhe der Aufwendungen kann verlässlich ermittelt werden. 

Falls eine wirtschaftliche Einheit die angefallenen Aufwendungen nicht eindeutig als in die For-

schungs- oder Entwicklungsphase gehörend bestimmen kann, werden alle Aufwendungen der 

Forschungsphase zugerechnet, und werden somit in der GuV erfolgswirksam erfasst. Falls im 

Nachhinein das Unternehmen beweisen kann, das bestimmte Aufwendungen der Entwicklungs-
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phase die Aktivierungskriterien erfüllen, dürfen diese Entwicklungsaufwendungen nicht nach-

träglich aktiviert werden.
253

 

8.1.3. Ansatz und Erstbewertung des Geschäfts- oder Firmenwertes 

Der Geschäfts- und Firmenwert ist die positive Differenz zwischen den Anschaffungskosten und 

dem beizulegenden Zeitwert bzw. dem Buchwert des erworbenen Nettovermögens (Vermögens-

werte abzüglich aller Schulden und Eventualverbindlichkeiten). Der Geschäfts- und Firmenwert 

ist erstmalig mit den Anschaffungskosten, wie ein materielles Anlagevermögen, anzusetzen. Der 

selbstgeschaffene Geschäfts- und Firmenwert wird nicht als Vermögenswert aktiviert.
254

 Gemäß 

§ 203 Abs. 5 UGB ist der Geschäfts- und Firmenwert also, die positive Differenz zwischen der 

Gegenleistung und dem Nettovermögen (Vermögenswerte abzüglich aller Schulden), wie ein 

Vermögenswert in der Bilanz auszuweisen. Ein wertmäßiger Unterschied zwischen den Ge-

schäfts- und Firmenwerten ist deutlich sichtbar, da die albanische Bestimmung auch die Eventu-

alschulden in die Rechnung miteinbezieht. Weiters könnte sich eine Abweichung durch die unter-

schiedliche Abgrenzung von aktiven und passiven Vermögenswerten ergeben.
255

  

Übersteigt der beizulegende Zeitwert des erworbenen Nettovermögens dessen Anschaffungskos-

ten, so wird dieser Betrag nicht als negativer Geschäfts- und Firmenwert in der Bilanz, sondern 

erfolgswirksam in der GuV angesetzt.
256

 Der Wortlaut des UGB erlaubt nur die Aktivierung eines 

positiven Geschäfts- und Firmenwertes in der Bilanz. Die überwiegende Ansicht spricht sich ge-

gen eine Passivierung des negativen Geschäfts- und Firmenwertes und für eine verhältnismäßige 

Minderung der aktiven und passiven Vermögenswerte.
257

  

8.2. Folgebewertung 

8.2.1. Folgebewertung des Sachanlagevermögens 

Die Sachanlagen werden entweder nach dem Anschaffungskostenmodell oder nach dem Neube-

wertungsmodell bewertet. Das gewählte Modell wird auf alle Sachanlagen innerhalb einer Anla-

gevermögensklasse angewandt.
258
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Nach dem Anschaffungskostenmodell wird eine Sachanlage mit den fortgeführten Anschaffungs-

kosten, abzüglich der etwaigen Wertminderungsaufwendungen, bewertet.
259

  

Nach dem Neubewertungsmodell wird eine Sachanlage mit dem beizulegenden Zeitwert am Tag 

der Neubewertung, abzüglich nachfolgender kumulierter Abschreibungen und nachfolgender 

kumulierter Wertminderungsaufwendungen, bewertet.
260

 Gemäß § 204 UGB wird das Anlage-

vermögen mit den Anschaffungs- und Herstellungskosten, abzüglich etwaiger planmäßiger und 

außerplanmäßiger Abschreibunger, bewertet. Aus diesem Grund ist für das Neubewertungsmo-

dell kein Vergleich zu Österreich nötig. 

Neubewertungen sind regelmäßig durchzuführen, damit der Buchwert sich nicht wesentlich vom 

neubewerteten beizulegenden Wert unterscheidet. Die Regelmäßigkeit der Abstände der Neube-

wertung hängt von der wesentlichen Änderung des beizulegenden Zeitwertes ab. Falls eine Sach-

anlage neu bewertet wird, müssen alle Sachanlagen innerhalb derselben Anlagevermögensklasse 

zeitgleich neu bewertet werden.
261

  

Führt eine Neubewertung zu einer Erhöhung des Buchwertes einer Sachanlage, wird diese Wert-

erhöhung erfolgsneutral direkt im Eigenkapital unter dem Posten „Neubewertungsrücklage“ er-

fasst. Die Werterhöhung wird nur bis zu dem Ausmaß in der GuV als erfolgswirksam erfasst, 

soweit sie die früheren ausgewiesenen Wertminderungen aus der Neubewertung derselben Sach-

anlage ausgleicht.
262

  

Führt eine Neubewertung zu einer Minderung des Buchwertes einer Sachanlage, muss dies in der 

GuV erfolgswirksam erfasst werden. Die Wertminderung wird erfolgsneutral unter dem Posten 

„Neubewertungsrücklage“ erfasst, soweit sie die früheren ausgewiesenen Werterhöhungen der-

selben Sachanlage ausgleicht.
263

  

Materielles Anlagevermögen wird in abnutzbares und nicht abnutzbares Sachanlagevermögen 

aufgeteilt. Das nicht abnutzbare Sachanlagevermögen wird nur außerplanmäßig abgeschrieben. 

Das abnutzbare Sachanlagevermögen unterliegt einer planmäßigen Abschreibung. In der Praxis 

wird grds. die lineare Abschreibung angewandt, die wirtschaftliche Einheit kann aber auch weite-
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re Abschreibungsmethoden anwenden.
264

 Der Gesetzgeber geht auf die alternativen Abschrei-

bungsmethoden nicht ein. Alternative Abschreibungsmethoden im Sinne des Gesetzgebers wären 

u.a. die degressive, progressive und leistungsbezogene Abschreibungen.  

Auf eine Vermögensklasse, die aus individuell nicht bedeutsamen Vermögenswerten besteht, 

können dieselben Abschreibungssätze angewandt werden.
265

 Dies entspricht der Gruppenbewer-

tung gemäß § 209 Abs. 2 UGB. Für individuell bedeutsame Sachanlagen sind individuelle Ab-

schreibungssätze anzuwenden. Besteht eine Sachanlage aus mehreren individuell bedeutsamen 

Teilen, wird der erstmalig angesetzte Betrag der Sachanlage auf diese individuell bedeutsamen 

Teile aufgeteilt und folglich getrennt voneinander abgeschrieben.
266

 Wie auch in anderen Zu-

sammenhängen erwähnt, kennt das UGB keinen Komponentenansatz. 

Die Abschreibung beginnt mit dem betriebsbereiten Zustand und nicht mit der tatsächlichen Inbe-

triebnahme der Sachanlage. Die geschätzten bzw. angewandten Abschreibungsmethoden, Ab-

schreibungssätze, Restwerten, Nutzungsdauer, etc. müssen regelmäßig auf ihre Angemessenheit 

überprüft werden. Falls der Restwert oder die Nutzungsdauer sich geändert hat, wird dies als eine 

Änderung der Schätzung und nicht als eine Änderung der Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-

de klassifiziert.
267

 

Kosten, die mit einer nachträglichen Verbesserung einer Sachanlage verbunden sind, werden nur 

dann als (nachträgliche) Anschaffungskosten aktiviert, wenn diese Kosten der Definition des An-

lagevermögens und der Aktivierungskriterien einer Sachanlage entsprechen.
268

 Die im UGB vor-

gesehenen nachträglichen Anschaffungskosten stimmen nur z.T. mit der albanischen Bestim-

mung überein. Vor allem sollte man sich vor Augen halten, dass die im SKK genannten nachträg-

lichen Anschaffungskosten an eine nachträgliche Verbesserung der Sachanlage anknüpft und so-

mit keine nachträglichen Anschaffungskostenerhöhungen („eine nachträgliche Kaufpreiserhö-

hung durch Prozessführung oder eine Festsetzung einer höheren Grunderwerbsteuer“
269

) enthal-

ten. Zweitens fallen gemäß den albanischen Bestimmungen Herstellungskosten nur bei Herstel-

lungsvorgängen an. Gemäß § 203 Abs. 3 UGB zählen zu den Herstellungskosten auch Aufwen-

dungen für die Erweiterung oder für eine wesentliche Verbesserung eines Vermögensgegenstan-
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des. Somit können die in Albanien als nachträgliche Anschaffungskosten geltenden Aufwendun-

gen in Österreich schon in die Herstellungskosten untergebracht werden.  

Die Bewertungsänderungen einer Rückstellung für Entsorgungs-, Wiederherstellungsverpflich-

tungen sowie für andere ähnliche Verpflichtungen, die auf Änderung der geschätzten Fälligkei-

ten, Geldmengen oder Ressourcen, die für die Erfüllung der Verbindlichkeit nötig sind, oder auf 

Änderungen von dem Abzinsungssatz beruhen, werden den Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten der dazugehörigen Sachanlage hinzugefügt oder abgezogen. Der von der Anschaffungs- und 

Herstellungskosten abgezogene Betrag darf den Buchwert der Sachanlage nicht übersteigen. Falls 

die Wertabnahme den Buchwert der Sachanlage übersteigt, ist der Überhang sofort in der GuV 

erfolgswirksam zu erfassen. Falls die Anpassung zu einer Zunahme der Anschaffungs- und Her-

stellungskosten der Sachanlage führt, kann das bedeuten, dass der neue Buchwert der Sachanlage 

nicht voll erzielbar ist. Falls dies zutrifft, muss das Unternehmen einen Werthaltigkeitstest durch-

führen.
270

 Das UGB sieht keine derartige Bestimmung vor.  

8.2.2. Folgebewertung des immateriellen Anlagevermögens 

Immaterielles Anlagevermögen wird mit dessen fortgeführten Anschaffungskosten, abzüglich der 

kumulierten Wertminderungsaufwendungen, bewertet. Die Bestimmungen über die Sachanlagen 

werden sinngemäß auch für immaterielles Anlagevermögen angewandt. Eine Wertaufholung ist 

bei immateriellen Vermögenswerten nicht erlaubt.
271

 In Österreich gilt dagegen grds. ein Wer-

taufholungsgebot für Anlage- und Umlaufvermögen, mit Ausnahme vom Geschäfts- und Fir-

menwert.
272

 Gemäß § 208 Abs. 2 UGB darf eine Wertaufholung aus bestimmten steuerlichen 

Gründen unterbleiben. 

Das abnutzbare immaterielle Anlagevermögen wird linear abgeschrieben, außer eine andere Ab-

schreibungsmethode ist geeigneter, um den Verbrauch des künftig erwarteten wirtschaftlichen 

Nutzen widerzugeben. Eine zulässige Alternativmethode ist nur eine solche Abschreibungsme-

thode, deren kumulierte Abschreibung in jeder Periode denselben Betrag wie die kumulierte Ab-

schreibung einer linearen Abschreibungsmethode ergibt.
273

 Diese Bestimmung ist in sich nicht 
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stimmig, weil es unnötig ist, eine andere Methode als die lineare Abschreibungsmethode anzu-

wenden, wenn die kumulierte Abschreibung in jeder Periode und somit auch der Buchwert, die 

bzw. den der linearen Abschreibungsmethode entsprechen. In Österreich können grds. alle Ab-

schreibungsmethoden verwendet werden, wenn diese den GoB entsprechen und sie die Entwer-

tung des (immateriellen) Anlagevermögens periodengerecht erfassen.
274

  

Als Restwert eines immateriellen Anlagevermögens wird Null angenommen.
275

 In Österreich ist 

theoretisch ein Restwert für immaterielle Anlagevermögen möglich, wenn ein Veräußerungserlös 

mit ausreichender Sicherheit zu erwarten ist.
276

 

Grds. wird ein immaterielles Anlagevermögen gemäß der vertraglich bestimmten Nutzungsdauer 

abgeschrieben. Liegt keine vor, wird das Vermögenswert innerhalb von fünf Jahren abgeschrie-

ben.
277

 Das UGB schreibt eine Abschreibung auf die voraussichtliche wirtschaftliche Nutzungs-

dauer vor. Somit wird ein immaterielles Anlagevermögen nicht zwingend auf die gesetzlich oder 

vertraglich befristete Nutzungsmöglichkeit abgeschrieben.
278

  

8.2.3. Wertminderung und Wertaufholung 

Alle materiellen und immateriellen Anlagevermögensgegenstände sind außerplanmäßig abzu-

schreiben, wenn deren erzielbarer Betrag unter dem Buchwert liegt. Die Wertminderungen sind 

als Aufwand in der GuV zu erfassen. Ein Werthaltigkeitstest wird an jedem Bilanzstichtag für die 

Vermögenswerte durchgeführt, für die es Anhaltspunkte (z.B. Senkung des Marktwertes oder die 

wirtschaftliche Ertragskraft des Vermögenswertes oder ähnlicher Vermögenswerte, Überalterung 

der Vermögenswerte, etc.) für eine drohende Wertminderung gibt. An jedem Bilanzstichtag wird 

untersucht, ob derartige Anhaltspunkte vorliegen. Liegen Anhaltspunkte für eine mögliche 

Wertminderung eines Vermögenswertes vor, wird ein Werthaltigkeitstest durchgeführt.
279

 Das 

UGB schreibt die Durchführung eines Werthaltigkeitstests nicht vor, jedoch ist das Anlagever-

mögen bei dauerhafter Wertminderung gemäß § 204 Abs. 2 UGB außerplanmäßig abzuschreiben. 

Kann der von einem Vermögenswert generierte Cashflow nicht von den Cashflows anderer Ver-

mögenswerte getrennt ermittelt werden, wird der Cash Flow der kleinstmöglichen zahlungsmit-
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 Vgl. Binder / Kubat (2004), B.II. 3.2.b), S. 14 und 18. Ähnliches auch Hofians (1992), S. 187; Fritz-Schmied 

(2000), § 204 HGB, Tz. 18.  
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 Vgl. SKK 5.60 Satz 1. 
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 Vgl. Urnik / Urtz (2011), § 204 UGB, Rz. 7. Ähnliches bereits Janschek / Jung † (2010), § 204 UGB, Rz. 20. 
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 Vgl. SKK 5.60. 
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 Vgl. Bertl / Deutsch-Goldoni / Hirschler (2011), S. 390. Ähnliches bereits Deutsch / Rohatschek (2010), S. 32. 
279

 Vgl. SKK 5.61 – 65. 
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telgenerierenden Einheit, zu der der Vermögenswert gehört, ermittelt. Der Werthaltigkeitstest des 

Geschäfts- und Firmenwertes erfolgt gleichzeitig mit dem Werthaltigkeitstest der zahlungsmittel-

generierenden Einheit, zu der der Geschäfts- und Firmenwert gehört.
280

 Da das UGB das Gebilde 

der zahlungsmittelgenerierenden Einheit
281

 nicht kennt, wird es bei den Bestimmungen, die die 

zahlungsmittelgenerierende Einheit betreffen, kein Vergleich zu Österreich ausgearbeitet. 

Der Werthaltigkeitstest wird durchgeführt um den erzielbaren Betrag zu ermitteln, der dem höhe-

ren Wert aus dem Nutzungswert und dem beizulegenden Zeitwert, abzüglich der Verkaufskosten, 

entspricht.
282

 Das UGB sieht den beizulegenden Wert unter Bedachtnahme auf die Nutzungsmög-

lichkeit im Unternehmen als Vergleichsmaßstab vor, der aber nach herrschender Ansicht für 

Sachanlagevermögen dem Wiederbeschaffungswert und für immaterielle Anlagevermögen dem 

Ertragswert, entspricht.
283

 

Liegt der erzielbare Betrag unter dem Buchwert, führt dies zu einer Wertminderung des Vermö-

genswertes.
284

 Im Unterschied zur albanischen Bestimmung schreibt das UGB vor, dass Anlage-

vermögen nur bei voraussichtlich dauernder Wertminderung außerplanmäßig abzuschreiben 

ist.
285

  

Falls der beizulegende Zeitwert, abzüglich der Verkaufskosten, nicht verlässlich bestimmt wer-

den kann, entspricht der erzielbare Betrag dem Nutzungswert des Anlagevermögens. Für die Er-

rechnung des Nutzungswertes wird der Barwert der zukünftigen erwarteten Cashflows aus der 

Nutzung des Anlagevermögens im Unternehmen geschätzt und bewertet. Man bedient sich zu 

diesem Zweck der von der Geschäftsführung erstellten Budgetplanung (grds. ein Zeitraum von 

maximal fünf Jahren). Für die Nutzungsperiode, die über einen fünfjährigen Prognosezeitraum 

liegt, wird eine konstante oder degressive Wachstumsrate angenommen. Der anzuwendende Ab-

zinsungssatz muss der erwarteten Rendite aus einer ähnlichen Investition entsprechen.
286

 Das 

UGB bestimmt keine spezifische Berechnungsmethode des Nutzungswertes. 

Wie schon vorher erwähnt, wird der Werthaltigkeitstest an die kleinst mögliche zahlungsmittel-

generierende Einheit durchgeführt, zu der der Vermögenswert gehört, wenn es unmöglich ist, den 
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 Vgl. SKK 5.66. 
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 Zum Begriff „zahlungsgenerierende Einheit“: vgl. Auer (2000), S. 56.  
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 Vgl. SKK 5.67 Satz 1.  
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 Vgl. Urnik / Urtz (2011), § 204 UGB, Rz. 20 und 22. Ähnliches auch Hofians (1992), S. 189; Fritz-Schmied 

(2000), § 204 HGB, Tz. 43, 46 und 49; Bertl / Deutsch-Goldoni / Hirschler (2011), S. 384 f. 
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 Vgl. SKK 5.67.  
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 Vgl. § 204 Abs. 2 UGB.  
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 Vgl. SKK 5.69 – 74. 
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Werthaltigkeitstest an den Vermögenswert selbst durchzuführen. Eine zahlungsmittelgenerieren-

de Einheit kann sogar eine Produktionsabteilung oder eine wirtschaftliche Einheit selbst sein. Die 

zahlungsmittelgenerierende Einheiten werden in jeder Periode stetig identifiziert. Der Geschäfts- 

und Firmenwert, der aus einem Unternehmenszusammenschluss erworben wurde, wird allen zah-

lungsmittelgenerierenden Einheiten zugeordnet, die aus diesem Geschäfts- und Firmenwert Nut-

zen ziehen werden. Der Geschäfts- und Firmenwert wird den niedrigsten zahlungsmittelgenerie-

renden Einheiten zugeordnet, die von der Geschäftsführung überwacht werden können. Die 

Wertminderung einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit erfolgt sinngemäß wie die Wertmin-

derung eines einzelnen Vermögenswertes. Zuerst wird der vorhandene Geschäfts- und Firmen-

wert der zahlungsmittelgenerierenden Einheit zu Gänze abgeschrieben und dann werden die ein-

zelnen Bestandteile der zahlungsmittelgenerierenden Einheit anteilmäßig außerplanmäßig abge-

schrieben.
287

  

An jedem Bilanzstichtag wird untersucht, ob der erzielbare Betrag eines Anlagevermögens oder 

einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit zugenommen hat. Falls es Anhaltspunkte gibt, dass 

der erzielbare Betrag über dem Buchwert liegt, wird die frühere Wertminderung rückgängig ge-

macht und der derzeitige Buchwert erhöht sich höchstens bis zum Buchwert, gemessen an die 

fortgeführten Anschaffungskosten, der sich ergeben hätte, wenn keine außerplanmäßige Ab-

schreibung vorgenommen worden wäre. Bei der Wertaufholung einer zahlungsmittelgenerieren-

den Einheit werden die Buchwerte aller Bestandteile anteilsmäßig erhöht, mit Ausnahme des Ge-

schäfts- und Firmenwertes, dessen Wert nicht aufgeholt wird. Die Wertaufholung ist sofort in der 

GuV erfolgswirksam zu erfassen.
288

 Die Wertaufholungsbestimmungen sind grds. identisch zwi-

schen den beiden Ländern, mit Ausnahme des Wertbeibehaltungswahlrecht des § 208 Abs. 2 

UGB. 

8.2.4. Folgebewertung des Geschäfts- oder Firmenwertes 

Nach dem Erstansatz wird der Geschäfts- und Firmenwert mit den fortgeführten Anschaffungs-

kosten abzüglich etwaiger Wertminderungsaufwendungen bewertet. Der Geschäfts- und Firmen-

wert, der aus einem Unternehmenszusammenschluss stammt, wird nicht planmäßig abgeschrie-

ben und muss jährlich, bei Bedarf auch öfters, auf Wertminderung geprüft werden.
289

 Gemäß § 
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 Vgl. SKK 5.75 – 79. 
288

 Vgl. SKK 5.80 – 82. 
289

 Vgl. SKK 9.41 f. 
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203 Abs. 5 UGB ist der Geschäfts- und Firmenwert planmäßig auf die voraussichtliche Nut-

zungsdauer abzuschreiben.  

Gibt es Anhaltspunkte, dass der Geschäfts- und Firmenwert an Wert verloren hat, wird ein Wert-

haltigkeitstest durchgeführt und der Buchwert wird bis zum erzielbaren Betrag außerplanmäßig 

abgeschrieben, falls der Letztere niedriger als der Buchwert ist.
290

  

Die Bestimmungen zur Wertminderung und zur Werthaltigkeitstest wurden im vorherigen Unter-

kapitel erörtert, weswegen hier auf den vorgegangen Anschnitt verwiesen wird. 

8.3. Veräußerung von Sachanlagevermögen und immateriellem Anlage-

vermögen 

Materielles und immaterielles Anlagevermögen wird als zur Veräußerung gehaltenes Anlagever-

mögen umgebucht und wird somit Teil des Umlaufvermögens, wenn es erwartet, dass es inner-

halb der nächsten zwölf Monate veräußert wird. Gleiches ist vorzunehmen, wenn das materielle 

bzw. immaterielle Anlagevermögen zu einer sofortigen Veräußerung steht und dessen Veräuße-

rung höchstwahrscheinlich ist. Eine Veräußerung ist höchstwahrscheinlich, wenn die zuständige 

Managementebene mit der Durchführung der Veräußerung aktiv begonnen hat und den Vermö-

genswert auf dem Markt für einen Preis angeboten hat, der in einem angemessenen Verhältnis 

zum gegenwärtig beizulegenden Zeitwert steht.
291

 Das UGB enthält keine derartige Bestimmung. 

In der österreichischen Bilanzierungspraxis wird eine Umbuchung vom Anlage- zum Umlauf-

vermögen grds. nur in Ausnahmefällen vorgenommen.
292

  

Das zur Veräußerung gehaltene Anlagevermögen ist mit dem niedrigeren Wert aus dem beizule-

genden Zeitwert abzüglich der Verkaufskosten und dem Buchwert anzusetzen.
293

 

Die planmäßige Abschreibung des zur Veräußerung gehaltenen Anlagevermögens endet mit dem 

Tag der Umbuchung bzw. Umklassifizierung, auch wenn dieses weiterhin im Unternehmen ge-

nutzt wird. Falls das zur Veräußerung gehaltene Anlagevermögen nicht mehr veräußert wird, 

muss es wieder als materielles bzw. immaterielles Anlagevermögen umgebucht werden. Ein ma-

terielles oder ein immaterielles Anlagevermögen wird mit dem niedrigeren Wert aus dem frühe-
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 Vgl. SKK 9.43. 
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 Vgl. SKK 5.83 f. 
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 Vgl. Deutsch / Rohatschek (2010), S. 75 f. 
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äußerung gehaltenen Anlagevermögens finden wird. Leider ist dem albanischen Gesetzgeber bei der Bilanzierung 

des zur Veräußerung gehaltenen Anlagevermögens ein Fehler unterlaufen. 
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ren Buchwert angepasst, um die kumulierten Abschreibungen oder die Neubewertungen, die vor-

genommen worden wären, und dem erzielbaren Betrag bei der Umbuchung bewertet. Die not-

wendigen Anpassungen des Buchwertes werden erfolgswirksam in der Berichtsperiode erfasst.
294

  

8.4. Ausweis und Angaben 

Sachanlagen werden in den vorgesehenen Bilanzposten der verbindlichen Bilanzformblätter aus-

gewiesen. Eine detailliertere Gliederung ist aber (z.B. „Grundstücke“, „Bauten“, „technische An-

lagen und Maschinen“, etc.) möglich.
295

  

Die Abschreibungsaufwendungen und die Wertminderungsaufwendungen aus der Neubewertung 

werden in den vorgesehenen GuV-Posten (Posten Nr. 7. „Abschreibungen“) der GuV-

Formblätter nach dem Gesamtkostenverfahren ausgewiesen. Diese Aufwendungen werden auf 

den verschiedenen GuV-Posten der GuV-Formblätter nach dem Umsatzkostenverfahren ausge-

wiesen, je nachdem in welchem Funktionsbereich dieses materielle und immaterielle Anlagever-

mögen verwendet wurden. Die Gewinne bzw. Verluste aus dem Ausscheiden von langfristigen 

Vermögensgegenständen werden in den „sonstigen betrieblichen Erträgen“ und in den „sonstigen 

betrieblichen Aufwendungen“ ausgewiesen.
296

 Dies gilt grds. auch für Österreich, mit dem Un-

terschied, dass gemäß § 231 Abs. 2 UGB, die Gewinne aus dem Ausscheiden von Anlagevermö-

gen, im Posten „Erträge aus dem Abgang von und der Zuschreibung zum Anlagevermögen mit 

Ausnahme der Finanzanlagen“ auszuweisen sind. 

Gemäß SKK5 müssen folgende Angaben über die materiellen bzw. immateriellen Anlagevermö-

gen im Anhang angegeben werden:
297

 

a) Abschreibungsmethoden und Abschreibungssätze (oder die Nutzungsdauer) für alle 

Gruppen von materiellen und immateriellen Anlagevermögen; 

b) Änderung des Buchwertes; 

c) Anschaffungs- und Herstellungskosten, die kumulierte Abschreibung sowie der Buchwert 

am Anfang des Geschäftsjahres; 

d) Zugänge und die (eventuell nachträgliche vorgenommene) Verbesserungen während des 

Geschäftsjahres; 
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 Vgl. SKK 5.86 f. 
295

 Vgl. SKK 5.88. 
296

 Vgl. SKK 5.89. 
297

 Vgl. SKK 5.90. 
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e) Die aktivierten Fremdkapitalkosten; 

f) Erwerbe aus Unternehmenszusammenschlüssen; 

g) Abschreibungsaufwendungen; 

h) Wertminderungen und die Wertaufholungen; 

i) Neubewertungen; 

j) Ausscheiden bzw. die Veräußerung von langfristigen Vermögenswerten; 

k) Umbuchungen zu dem Posten „zur Veräußerung gehaltene Anlagevermögen“; 

l) Anschaffungs- und Herstellungskosten, die kumulierte Abschreibung und der Buchwert 

am Ende des Geschäftsjahres. 

Weiters muss der Buchwert aller materiellen und immateriellen Anlagevermögensgegenstände, 

die als Sicherheit für Verbindlichkeiten gegeben sind, erörtert werden.
298

 Zusätzlich wird emp-

fohlen, eine Beschreibung der Berechnung vom beizulegenden Zeitwert der Sachanlagen zu ge-

ben, deren beizulegender Zeitwert viel höher als deren Buchwert ist.
299

  

Einige der obengenannten Anhangsangaben (b – d, f – h, j und m) sind gemäß § 226 Abs. 1 UGB 

im Anlagenspiegel zu finden.  

Anhangsangaben über das Anlagevermögen sind zwischen den beiden Ländern z.T. unterschied-

lich. Hier werden die Anhangsangaben aufgezählt, die gemäß UGB angegeben werden müssen: 

a) Begründung und die Angabe des Betrages der aus steuerlichen Gründen unterbliebenen 

Zuschreibung;
300

 

b) Angabe der Mitzugehörigkeit eines Anlagevermögens zu mehreren Posten der Bilanz;
301

  

c) Aufgliederung des Anlagevermögens, falls dies nicht in der Bilanz vorgenommen wur-

de;
302

 

d) Grundwert der Grundsstücke, falls dieser nicht in der Bilanz angezeigt wurde;
303

 

e) Außerplanmäßige Abschreibungen sind gesondert auszuweisen;
304

 

f) Die wichtigsten angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, die das Anlage-

vermögen betreffen;
305
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 Vgl. SKK 5.93. 
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g) Abweichung von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, die das Anlagevermögen be-

treffen;
306

 

h) Gesamtbetrag der aktivierten Fremdkapitalzinsen gemäß § 203 Abs. 4 UGB;
307

 

i) „der Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten, für die dingliche Sicherheiten bestellt sind, un-

ter Angabe von Art und Form der Sicherheit;“
308

 

j) Die ausgewiesenen Haftungsverhältnisse, die mit Pfand und sonstigen dinglichen Sicher-

heiten verbunden sind;
309

 

k) Die wesentlichen Verluste aus dem Abgang von Anlagevermögen;
310

 

l) Bei der Anwendung von Bewertungsvereinfachungsverfahren gemäß § 209 Abs. 2 UGB 

sind die Unterschiedsbeträge im Vergleich zu einer Bewertung mit dem letzten vor dem 

Abschlussstichtag bekannten Börsenkurs bzw. Marktpreis, wenn dieser Unterschied er-

heblich ist, anzugeben;
311

  

m) „in der Bilanz ausgewiesene immaterielle Vermögensgegenstände, die von einem verbun-

denen Unternehmen oder von einem Gesellschafter, dessen Anteil den zehnten Teil des 

Nennkapitals erreicht, erworben wurden“
312

. 

Im Anhang müssen folgende Angaben über den positiven bzw. negativen Geschäfts- und Fir-

menwert gemacht werden:
313

 

a) Der beizulegender Zeitwert des erworbenen Nettovermögens und der daraus resultierende 

Geschäfts- und Firmenwert (oder die im Eigenkapital erfasste Veränderung, wenn es sich 

um einen Unternehmenszusammenschluss von Einheiten unter gemeinsamer Kontrolle 

handelt);  

b) Der Betrag des negativen Geschäfts- und Firmenwertes und der GuV-Posten, in dem die 

Erträge des negativen Geschäfts- und Firmenwertes erfasst sind. 

Gemäß § 236 Z 3 UGB müssen im Anhang die Gründe für die gewählten Abschreibungsdauern 

und Abschreibungsmethode des Geschäfts- und Firmenwertes angegeben werden. Die Verände-
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rung des Geschäfts- und Firmenwertes wird wie alle Anlagevermögen im Anlagespiegel darge-

stellt.
314

 

Für wesentliche Wertminderungen innerhalb des Geschäftsjahres werden gemäß SKK 5 folgende 

Angaben gemacht:
315

 

a) Beschreibung des wertgeminderten Anlagevermögens oder der wertgeminderten Gruppe 

von Anlagevermögen; 

b) Ob der erzielbare Betrag dem beizulegenden Zeitwert, abzüglich der Verkaufskosten oder 

dem Nutzungswert, entspricht; 

c) Die angewandten Bewertungsmethoden und die wesentlichen Annahmen, die zur Schät-

zung der erzielbaren Beträge der Anlagevermögen geführt haben (den Abzinsungssatz 

falls der erzielbare Betrag dem Nutzungswert entspricht). 

Das UGB sieht diese spezifischen Anhangsangaben nicht vor.  

Letztlich sieht SKK 5 auch bestimmte Anhangsangaben für neubewertete Sachanlagen vor:
316

 

a) Stichtag der Neubewertung; 

b) Anhaltspunkte der Neubewertung; 

c) Die angewandten Neubewertungsmethoden und wesentlichen Annahmen, die zur Schät-

zung des beizulegenden Zeitwertes der Sachanlagen geführt haben (den Abzinsungssatz 

falls die Neubewertung auf der Grundlage des zukünftigen erwarteten Cashflows erfolgt); 

d) Die Personen, die die Neubewertung vorgenommen haben. 

8.5. Zusammenfassung 

Im Gegensatz zum UGB sieht der SKK 5 u.a. die künftigen geschätzten Kosten für die Demon-

tierung und Abräumung der Sachanlagen, sowie für die Wiederherstellung des Standortes, falls 

die Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstellung gegeben sind, als Teil der Anschaffungs- 

und Herstellungskosten. Weiters ergeben sich Unterschiede in dem Ausmaß der nachträglichen 

Anschaffungskosten und im Anwendungsbereich der Herstellungskosten zwischen den beiden 

Ländern. Das UGB enthält zusätzlich noch explizite Bestimmungen über die Einlagen. 

Wichtige Unterschiede betreffen die Aktivierung von Fremdkapitalkosten bei den Herstellungs-

kosten und die Ausübung von Wahlrechten. 
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 Vgl. § 226 Abs. 1 UGB. 
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 Vgl. SKK 5.92. 
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Auch in der bilanziellen Behandlung vom Tausch zeigen sich einige Unterschiede zwischen den 

beiden Rechnungslegungssystemen.  

Weitere wichtige Unterschiede betreffen die Bilanzierung vom immateriellen Anlagevermögen 

und Geschäfts- und Firmenwert. 

Im Gegensatz zum UGB schreibt SKK 5 nicht nur das strenge Niederstwertprinzip für die Wert-

minderung von Anlagevermögen vor, sondern kennt auch das Gebilde der kleinstmöglichen zah-

lungsmittelgenerierenden Einheit. 

SKK 5 schreibt eine Umbuchungspflicht für zur Veräußerung gehaltenes materielles und immate-

rielles Anlagevermögen vor. Das UGB sieht dagegen nichts dergleichen vor.  

Auch im Bereich der Anhangsangaben erweisen sich in den beiden Rechnungslegungssystemen 

einige Unterschiede. 
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9. Leasingverhältnisse 

9.1. Klassifizierung von Leasingverhältnissen 

Der SKK 7 regelt die Bilanzierung und die Anhangsangaben aller Leasingverhältnissen oder ähn-

lichen Mietverhältnissen. Dieser Standard beschäftigt sich mit allen Verträgen, die das Nutzungs-

recht eines Vermögensgegenstandes von einer Partei auf eine andere übertragen. SKK 7 wird 

nicht auf Dienstleistungsvereinbarungen angewandt, da in derartigen Vereinbarungen das Nut-

zungsrecht nicht von einer Partei auf eine andere übertragen wird.
317

 

An diese Stelle muss gesagt werden, dass das UGB keine spezifischen Bestimmungen über die 

Bilanzierung von Leasingverhältnissen vorschreibt. Die Regelungen über die Leasingverhältnisse 

sind in der Einkommensteuerrichtlinie 2000 zu finden. Aus diesen Gründen wird in den folgen-

den Abschnitten kein Vergleich zu Österreich gezogen. 

Alle Leasingverhältnisse sind entweder als Finanzierungsleasing oder als Operating-Leasing zu 

qualifizieren. Das wichtigste Klassifizierungsmerkmal ist der Umfang, in welchem die mit dem 

Vermögensgegenstand verbundenen Risiken und Chancen bei dem / der Leasinggeber(In) bleiben 

oder bei der / dem Leasingnehmer(In) übertragen werden.
318

  

Eine Vereinbarung wird als Finanzierungsleasing eingestuft, wenn durch sie im Wesentlichen 

alle Risiken und Chancen, die mit dem Eigentum verbunden sind, dem Leasingnehmer übertra-

gen werden. Im gegenteiligen Fall wird eine Vereinbarung als Operating-Leasing klassifiziert.
319

 

Die Klassifizierung als Finanzierungs- oder Operating-Leasing hängt vom wirtschaftlichen Ge-

halt und nicht von der rechtlichen Form der Vereinbarung ab.
320

 Die folgenden Situationen füh-

ren zur Klassifizierung eines Leasingverhältnisses grds. als Finanzierungsleasing:
321

 

a) Leasingnehmer(In) wird am Ende der Laufzeit des Leasingverhältnisses das Eigentum an 

dem Leasinggegenstand übertragen; 

b) Leasingnehmer(In) hat die Kaufoption, den Leasinggegenstand zu einem Preis zu erwer-

ben, der erwartungsgemäß deutlich niedriger ist als der beizulegende Zeitwert des Ver-
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 Vgl. SKK 7.4 f. 
318

 Vgl. SKK 7.7.  
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 Vgl. SKK 7.12. 
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mögenswertes im Kaufzeitpunkt; und zu Beginn des Leasingverhältnisses ist hinreichend 

sicher, dass die / der Leasingnehmer(In) diese Option nutzen wird; 

c) Laufzeit des Leasingverhältnisses umfasst den überwiegenden Teil (über 75%) der wirt-

schaftlichen Nutzungsdauer des Leasinggegenstandes, auch wenn das Eigentumsrecht 

nicht übertragen wird; 

d) Zu Beginn des Leasingverhältnisses entspricht der Barwert der Mindestleasingzahlungen 

im Wesentlichen (über 90%) dem beizulegenden Zeitwert des Leasinggegenstandes; 

e) Leasinggegenstand hat eine spezielle Beschaffenheit, so dass nur die / der Leasingneh-

mer(In) ihn nutzen kann, ohne dass wesentliche Veränderungen vorgenommen werden. 

Folgende Situationen können alleine oder in Kombination miteinander zur Klassifizierung eines 

Leasingverhältnisses als Finanzierungsleasing führen:
322

 

a) Leasingnehmer(In) löst das Leasingverhältnis auf und die Verluste der / des Leasingge-

bers(In) in Verbindung mit der Auflösung des Leasingverhältnisses seitens der / des Lea-

singnehmers(In) werden von der / dem Leasingnehmer(In) getragen; 

b) Gewinne oder Verluste, die durch Schwankungen des beizulegenden Zeitwertes des 

Restwertes entstehen, werden von der / dem Leasingnehmer(In) getragen; 

c) Leasingnehmer(In) hat die Möglichkeit, das Leasingverhältnis für eine zweite Mietperio-

de zu einer Miete fortzuführen, die wesentlich niedriger ist als die marktübliche Miete. 

Obwohl einige der obengenannten Situationen zutreffen, kann u.U. ein Leasingverhältnis als 

Operating-Leasing klassifiziert werden, weil großteils die mit dem Eigentum verbundenen Risi-

ken und Chancen noch bei der / dem Leasinggeber(In) liegen.
323

  

Leasingverhältnisse für Grundstücke und Gebäude werden ebenso in Finanzierungs- und Opera-

ting-Leasing klassifiziert. Das Grundstück hat grds. eine unbegrenzte Nutzungsdauer und sofern 

das Eigentum nicht am Ende der Laufzeit des Leasingverhältnisses der / dem Leasingnehmer(In) 

übertragen wird, gilt das Leasingverhältnis von Grundstücken als Operating-Leasing. Sind ein 

Grundstück und ein Gebäude Gegenstand desselben Leasingverhältnisses, müssen die Mindest-

leasingzahlungen im Verhältnis zu deren beizulegenden Zeitwerten aufgeteilt werden. Keine 

Trennung der Mindestleasingzahlungen wird zwischen Grundstück und Gebäude vorgenommen, 

wenn diese Trennung nicht verlässlich durchgeführt werden kann oder wenn der Anteil der Min-

                                                           
322

 Vgl. SKK 7.13. 
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destleasingzahlung, der dem Grundstück zuzurechnen ist, unwesentlich ist. Im ersten Fall wird 

das gesamte Leasingverhältnis grds. als Finanzierungsleasing klassifiziert. Im zweiten Fall ent-

spricht die Klassifizierung des gesamten Leasingverhältnisses der Klassifizierung des Leasing-

verhältnisses des Gebäudes.
324

 

9.2. Bilanzierung beim Leasinggeber 

9.2.1. Finanzierungsleasing 

Die / Der Leasinggeber(In) hat den Leasinggegenstand aus der Bilanz auszubuchen und stattessen 

eine Forderungen in der Höhe des Nettoinvestitionswertes in der Bilanz anzusetzen. Der Nettoin-

vestitionswert ist der diskontierte Barwert der Leasingzahlungen und des möglichen Restwertes 

(oder „des nicht garantierten Restwert“) am Ende der Laufzeit des Leasingverhältnisses.
325

 

Die Leasingzahlungen sind in Kapitalrückzahlungen und Finanzerträge (oder Zinserträge) aufzu-

teilen. Die Finanzerträge müssen so erfasst werden, dass sie eine konstante periodische Verzin-

sung der ausstehenden Nettoinvestition des Leasingverhältnisses wiedergeben.
326

 

Anfängliche direkte Kosten des Finanzierungsleasings werden für die Berechnung des internen 

Zinssatzes und die Berechnung der Forderung verwendet. Sie werden gegen die Erträge über die 

Laufzeit des Leasingverhältnisses verrechnet. Wenn die / der Leasinggeber(In) eine / ein Herstel-

ler(In) oder Händler(In) ist, dann werden die anfänglichen direkten Kosten sofort im Periodener-

gebnis als Aufwand erfasst.
327

  

Die Hersteller(Innen) und Händler(Innen), die als Leasinggeber(Innen) fungieren, haben zwei 

Arten von Erträgen:
328

 

a) Gewinn aus dem Verkauf, der mit dem Beginn des Leasingverhältnisses bilanziert wird; 

b) Finanzerträge, die über die Laufzeit des Leasingverhältnisses bilanziert werden. 

Leasinggeber(Innen), die Hersteller(Innen) oder Händler(Innen) sind, verwenden manchmal 

künstlich niedrige Zinssätze, um Kunden zu locken. Die Verwendung solcher Zinssätze würde im 

Verkaufszeitpunkt zur Erfassung eines übermäßig hohen Anteiles des Gesamtertrages aus der 

Transaktion führen. Wenn künstlich niedrige Zinssätze verwendet werden, wird der Verkaufsge-
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winn auf die Höhe beschränkt, die sich bei Berechnung mit einem marktüblichen Zinssatz erge-

ben würde.
329

 

9.2.2. Operating-Leasing 

Vermögenswerte, die Gegenstand eines Operating-Leasings sind, werden von der / dem Leasing-

geber(In) entsprechend der Eigenschaften des Vermögenswertes in der Bilanz dargestellt. Die 

Leasingzahlungen aus dem Operating-Leasing sind erfolgswirksam linear über die Laufzeit des 

Leasingverhältnisses zu erfassen, es sei denn, eine andere systematische Methode entspricht eher 

dem zeitlichen Verlauf des erzielten Nutzenvorteil. Die Leasingerträge werden erfolgswirksam 

linear über die Laufzeit des Leasingverhältnisses erfasst, selbst wenn die Einnahmen nicht auf 

eine lineare Basis anfallen.
330

  

Anfängliche direkte Kosten werden als eigener Aktivposten in der Bilanz ausgewiesen. Unter 

demselben Posten wie der Leasinggegenstand und werden als Aufwand proportional zu den er-

fassten Mieterträgen über die Laufzeit des Leasingverhältnisses in der GuV erfasst.
331

 

Die Abschreibung von Leasinggegenständen aus dem Operating-Leasing hat nach üblichen Ab-

schreibungsmethoden der / des Leasinggebers(In) für ähnliche Vermögenswerte zu erfolgen, und 

falls es Indizien für eine Wertminderung des Leasinggegenstandes gibt, dann muss ein Werthal-

tigkeitstest nach SKK 5 erfolgen.  

9.3. Bilanzierung beim Leasingnehmer 

9.3.1. Finanzierungsleasing 

Die / Der Leasingnehmer(In) hat das Leasingverhältnis als Vermögenswert und Schuld in glei-

cher Höhe in ihrer / seiner Bilanz anzusetzen, und zwar in Höhe des zu Beginn des Leasingver-

hältnisses beizulegenden Zeitwertes des Leasinggegenstandes oder wenn niedriger, mit dem 

Barwert der Mindestleasingzahlungen. Als Diskontierungszinssatz dient der dem Leasingverhält-

nis zugrunde liegende Zinssatz, sofern er ermittelbar ist. Ist dies nicht der Fall, dann ist der 

Grenzfremdkapitalzinssatz der / des Leasingnehmers(In) anzuwenden. Die anfänglichen direkten 
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Kosten, die mit der Finanzierungsleasingvereinbarung verbunden sind, sind Teil der Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten des Leasinggegenstandes.
332

 

Die Leasingzahlungen sind in Finanzierungskosten und im Tilgungsanteil der Restschuld aufzu-

teilen. Die Finanzierungskosten sind so über die Laufzeit (oder bis zu einer Neubewertung, wenn 

es sich um eine Leasingvereinbarung handelt, die einen schwankenden Zinssatz enthält) des Lea-

singverhältnisses zu verteilen, dass über die Perioden ein konstanter Zinssatz auf die verbliebene 

Schuld entsteht.
333

 

Ein Finanzierungsleasing führt in jeder Periode zu einem Abschreibungsaufwand bei abschrei-

bungsfähigen Leasinggegenständen, sowie zu einem Finanzierungsaufwand. Ist zu Beginn des 

Leasingverhältnisses nicht sicher, ob das Eigentum auf die / den Leasingnehmer(In) übergeht, so 

ist der Vermögenswert über den kürzeren der beiden Zeiträume, Laufzeit des Leasingverhältnis-

ses oder Nutzungsdauer, vollständig abzuschreiben. Falls es Indizien für eine Wertminderung des 

Leasinggegenstandes gibt, dann muss ein Werthaltigkeitstest nach SKK 5 erfolgen.
334

 

9.3.2. Operating-Leasing 

Leasingzahlungen eines Operating-Leasingverhältnisses sind als Aufwand linear über die Lauf-

zeit des Leasingverhältnisses zu erfassen, außer eine andere systematische Methode entspricht 

eher dem zeitlichen Verlauf des Nutzens für die / den Leasingnehmer(In). Die Mindestleasing-

zahlungen werden als Aufwendungen erfolgswirksam linear über die Laufzeit des Leasingver-

hältnisses erfasst, selbst wenn die Ausgaben nicht auf dieser Grundlage anfallen.
335

 

9.4. Sale-and-lease-back 

In einer Sale-and-lease-back-Transaktion erfolgen die Veräußerung eines Vermögenswertes und 

die Vermietung desselben Vermögenswertes zurück an die / den Verkäufer(In). Die Leasingzah-

lungen und der Verkaufspreis stehen normalerweise in einem Zusammenhang, da sie in der Ver-

einbarung gemeinsam verhandelt werden. Die Behandlung einer Sale-and-lease-back-Transaktion 

hängt davon ab, ob es sich um ein Finanzierungs- oder Operating-Leasing handelt. Handelt es 
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sich um ein Operating-Leasing, ist weiters zu prüfen, ob diese unter übliche oder unübliche 

Marktbedingungen stattgefunden hat.
336

  

Führt eine Sale-and-lease-back-Transaktion zu einem Finanzierungsleasingverhältnis, wird der 

„verkaufte“ Gegenstand in der Bilanz der / des Verkäufers(In) in der Höhe der Verkaufserlöse 

ausgewiesen. Die Differenz der Verkaufserlöse und der Mindestleasingzahlungen ist als Zins-

aufwand über die Laufzeit des Leasingverhältnisses erfolgswirksam zu verteilen.
337

  

Führt eine Sale-and-lease-back-Transaktion zu einem Operating-Leasingverhältnis, wird der Ver-

kaufsgewinn bzw. -verlust grds. sofort in der GuV ausgewiesen. Der Verkaufgewinn bzw.  

-verlust wird nicht sofort in der GuV ausgewiesen, wenn:
338

 

a) der Veräußerungspreis unter dem beizulegenden Zeitwert liegt und dieser Verlust durch 

künftige, unter dem Marktpreis liegende Leasingzahlungen ausgeglichen wird. In diesem 

Fall ist der Verlust abzugrenzen und im Verhältnis zu den Leasingzahlungen, über dem 

voraussichtlichen Nutzungszeitraum des Vermögenswertes, erfolgswirksam zu verteilen. 

b) der Veräußerungspreis den beizulegenden Zeitwert übersteigt. In diesem Fall wird der 

Überschuss abgegrenzt und über den Zeitraum, in dem der Vermögenswert voraussicht-

lich genutzt wird, erfolgwirksam verteilt. 

Liegt der beizulegende Zeitwert zum Zeitpunkt der Sale-and-lease-back-Transaktion unter dem 

Buchwert des Vermögenswertes, so ist ein Verlust in Höhe der Differenz zwischen dem Buch-

wert und dem beizulegenden Zeitwert, sofort in der GuV zu erfassen.
339

 

9.5. Anhangsangaben 

Die / Der Leasingnehmer(In) und die / der Leasinggeber(In) müssen die folgenden Anhangsan-

gaben getrennt für wesentliche Finanzierungsleasingverhältnisse und gruppiert für die nicht We-

sentlichen bekanntgeben:
340

 

a) Beträge; 

b) Laufzeiten der Finanzierungsleasingverhältnisse; 

c) Diskontierungszinssätze; 
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d) Basiswährungen; 

e) Sonstige wichtige Bedingungen (z.B. Verlängerungsoption, Kaufoption, die Grundlage, 

auf der bedingte Mietzahlungen festgelegt sind); 

f) Anschaffungskosten und Buchwert der erhaltenen Leasinggegenstände (nur die / der Lea-

singnehmer(In)). 

Die / Der Leasingnehmer(In) und die / der Leasinggeber(In) müssen die folgenden Anhangsan-

gaben über die Operating-Leasingverhältnisse angeben:
341

 

a) Erträge bzw. Aufwendungen aus den Operating-Leasingverhältnissen während der Be-

richtsperiode; 

b) Die abgegrenzten Erträge bzw. Aufwendungen aus unkündbaren Leasingverhältnissen; 

c) Sonstige wichtige Bedingungen (z.B. Verlängerungsoption, Kaufoption, die Grundlage, 

auf der bedingte Mietzahlungen festgelegt sind); 

d) Anschaffungskosten und Buchwert der gegebenen Leasinggegenstände (nur die / der Lea-

singgeber(In)). 

Die oben genannten Anhangsangaben der / des Leasingnehmers(In) und der / des Leasingge-

bers(In) gelten auch für die Sale-and-lease-back-Transaktionen. Weiters müssen auch die sonsti-

gen wichtigen Bedingungen der Sale-and-lease-back-Transaktionen im Anhang angegeben wer-

den.
342

 

9.6. Zusammenfassung 

Nach der ausführlichen Erläuterung der Bilanzierung von Leasingverhältnissen werden in diesem 

Abschnitt nochmals die wichtigsten Bestimmungen des SKK 7 zusammengefasst.  

Da das UGB keine Bestimmungen über die Bilanzierung von Leasingverhältnissen vorschreibt, 

wurde kein Vergleich zu Österreich ausgearbeitet. 

Alle Leasingverhältnisse sind als Finanzierungs- oder als Operating-Leasing zu qualifizieren. Das 

wichtigste Klassifizierungsmerkmal ist der Umfang, in welchem die mit dem Vermögensgegen-

stand verbundenen Risiken und Chancen bei der / beim Leasingnehmer(In) übertragen werden. 

Die / Der Leasinggeber(In) hat die Leasinggegenstände eines Finanzierungsleasings als Forde-

rungen in der Höhe des Nettoinvestitionswertes in der Bilanz anzusetzen. Dagegen werden die 
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Vermögenswerte, die Gegenstand eines Operating-Leasings sind, von der / dem Leasinggeber(In) 

entsprechend der Eigenschaften des Vermögenswertes in der Bilanz, dargestellt.  

Die / Der Leasingnehmer(In) hat das Finanzierungsleasingverhältnis als Vermögenswert und 

Schuld in gleicher Höhe in seiner Bilanz anzusetzen, und zwar in Höhe des zu Beginn des Lea-

singverhältnisses beizulegenden Zeitwertes des Leasinggegenstandes oder wenn niedriger, mit 

dem Barwert der Mindestleasingzahlungen. Die Leasingzahlungen sind weiters in Finanzierungs-

kosten und Tilgungsanteil der Restschuld aufzuteilen.  

Leasingzahlungen eines Operating-Leasingverhältnisses sind grds. als Aufwand linear über die 

Laufzeit des Leasingverhältnisses zu erfassen. 

Die Behandlung einer Sale-and-lease-back-Transaktion hängt davon ab, ob es sich um ein Finan-

zierungs- oder Operating-Leasing handelt. Handelt es sich um ein Operating-Leasing, ist weiters 

zu prüfen, ob dies unter üblichen oder unüblichen Marktbedingungen stattgefunden hat. 

SKK 7 sieht weiters auch umfangreiche Anhangsangaben zu den Leasingverhältnissen. 
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10. Rückstellungen, Eventualschulden und Eventualforderun-

gen  

10.1. Ansatz und Erstbewertung von Rückstellungen  

10.1.1. Allgemeines 

SKK 6 regelt den Ansatz, die Bewertung und die Anhangsangaben von Rückstellungen und von 

Eventualschulden und Eventualforderungen. SKK 6 wird nicht für die Bilanzierung von Rück-

stellungen, die von anderen SKK abgedeckt werden und von Rückstellungen, die aus Versiche-

rungsverträgen der Versicherungsunternehmen stammen, angewandt.
343

  

„Eine Rückstellung ist eine Schuld, die bezüglich ihrer Fälligkeit oder ihrer Höhe ungewiss 

ist.“
344

 Im Gegensatz zu den albanischen Bestimmungen ist der unternehmensrechtliche Rückstel-

lungsbegriff weiter gefasst, da gemäß § 198 Abs. 8 Z 2 UGB die Bildung von Rückstellungen 

auch für ihrer Eigenart nach genau umschriebene, dem Geschäftsjahr oder einem früheren Ge-

schäftsjahr zuzuordnende Aufwendungen, die am Abschlussstichtag wahrscheinlich oder sicher, 

hinsichtlich ihrer Höhe oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts jedoch unbestimmt sind, soweit sie den 

GoB entsprechen, erlaubt ist. Nach UGB sind also nicht nur Verpflichtungen gegenüber Dritten 

rückstellungspflichtig, sondern auch Aufwandsrückstellungen (Verpflichtungen gegenüber sich 

selbst), soweit diese den GoB entsprechen.
345

  

Eine Rückstellung wird in der Bilanz angesetzt, wenn:
346

 

a) sie eine gegenwärtige faktische oder rechtliche Verpflichtung des Unternehmens ist, die 

aus einem Ereignis der Vergangenheit vor dem Bilanzstichtag stammt;  

b) Die Erfüllung der Verpflichtung wahrscheinlich mit dem Abfluss von Ressourcen ver-

bunden ist;  

c) Und die Höhe der Verpflichtung verlässlich geschätzt werden kann. 

Die Ansatzvoraussetzungen für die Rückstellungen werden im UGB nicht explizit bestimmt, 

dennoch sollten die Regelungen in SKK 6 grds. den österreichischen GoB entsprechen. 
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Die Erfüllung der Verpflichtung ist wahrscheinlich, wenn die Erfüllungswahrscheinlichkeit mehr 

als 50% beträgt. Beträgt die Erfüllungswahrscheinlichkeit weniger als 50% oder kann die Höhe 

einer Rückstellung nicht verlässlich ermittelt werden, wird keine Rückstellung in der Bilanz er-

fasst, sondern eine Eventualschuld in den Anhangsangaben erläutert.
347

 Das UGB geht von keiner 

wertmäßigen Wahrscheinlichkeit aus, sondern sieht die Bildung der Rückstellungen in der Höhe 

vor die sich nach einer vernünftigen unternehmerischen Beurteilung, unter Beachtung des Vor-

sichtsprinzips, notwendig ist.
348

 Weiters sind gemäß § 199 UGB Verbindlichkeiten aus der Bege-

bung und Übertragung von Wechsel, Bürgschaft und Garantien sowie sonstige vertragliche Haf-

tungsverhältnissen, mit deren Eintritt nicht gerechnet wird, als Haftungsverhältnis unter der Bi-

lanz auszuweisen. Zusätzlich ist der Gesamtbetrag der sonstigen finanziellen Verpflichtungen, 

die weder als Verbindlichkeiten noch als Haftungsverhältnisse ausgewiesen sind, im Anhang an-

zugeben, wenn sie für die Beurteilung der Finanzlage von Bedeutung sind.
349

 

Die Bildung einer neuen oder die Erhöhung einer bereits bestehenden Rückstellung wird grds. als 

Aufwand in der Berichtsperiode verbucht. Wenn die Bildung einer Rückstellung mit der Ver-

wendung, der Veräußerung oder mit dem Abgang eines materiellen Anlagevermögens verbunden 

ist, wird die Rückstellung den Anschaffungskosten des materiellen Anlagevermögens hinzuge-

zählt.
350

 Hierzu wird auf Abschnitt 8.2.1. verwiesen.  

10.1.2. Besonderheiten bei Ansatz und Erstbewertung von Garantierückstellungen 

Verkauft oder erbringt ein Unternehmen seine Waren bzw. Leistungen unter Garantie, dann ist in 

der Bilanz eine Rückstellung in der Höhe der erwarteten Garantieleistungen für die bis zum Bi-

lanzstichtag verkaufte Waren oder erbrachte Leistungen anzusetzen. Für die Schätzung werden 

Erfahrungswerte verwendet.
351

 § 198 Abs. 8 Z 4 lit. d UGB sieht die Bildung einer Garantierück-

stellung vor. Die Bildung einer Garantierückstellung ist im Jahr des Umsatzes zu berücksichti-

gen.
352
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10.1.3. Besonderheiten bei Ansatz von Rückstellungen für Gerichtsverfahren 

Eine wirtschaftliche Einheit muss Rückstellungen für alle laufenden und drohenden Gerichtsver-

fahren bilden, wenn die drei bereits in Abschnitt 10.1.1. genannten Ansatzkriterien vorliegen. 

Liegen sie nicht kumulativ vor, wird keine Rückstellung gebildet, sondern es wird eine Eventual-

schuld in den Anhangsangaben erläutert. Gleiches gilt auch, wenn die Rückstellungshöhe in den 

möglichen Szenarien stark schwankt und die Wahrscheinlichkeiten der unterschiedlichen Szena-

rien nicht verlässlich bestimmt werden können.
353

  

Aufgrund des Vorsichtsprinzip und des Gläubigerschutzes sieht das UGB weniger strenge Be-

dingungen zur Bildung einer Prozesskostenrückstellung vor:
354

 

a) Es muss sich um einen laufenden bzw. drohenden Prozess handeln; 

b) Es wird ernsthaft mit Aufwendungen, wie Gerichts-, Rechtsanwaltskosten, Prozessver-

lustkosten oder Vergleichskosten, gerechnet. 

10.1.4. Besonderheiten bei Ansatz und Erstbewertung von Rückstellungen für belasten-

de Verträge 

Unter einem belastenden Vertag versteht man einen Vertag, deren unvermeidliche Erfüllungskos-

ten den wirtschaftlichen Nutzen aus diesem übersteigen. Die Rückstellungshöhe entspricht dem 

niedrigeren Wert aus dem Verlust (Erträge abzüglich Erfüllungskosten) aus der Vertragserfüllung 

und den Entschädigungszahlungen, zuzüglich der Strafgeldern aus der Nichterfüllung des Vertra-

ges.
355

  

10.1.5. Besonderheiten bei Ansatz und Erstbewertung von Rückstellungen für Umwelt-

verpflichtungen 

Eine Rückstellung für Umweltverpflichtungen, die aus einem Ereignis der Vergangenheit vor 

dem Bilanzstichtag stammt, wird in der Bilanz angesetzt, wenn eine Liquidierung oder Entschä-

digung einer Umweltverpflichtung gesetzlich vorgeschrieben ist; oder wenn das Unternehmen 

durch seine Umweltpolitik gezeigt hat, dass das Unternehmen die Liquidierung der Umweltver-

pflichtung freiwillig vornehmen wird. Die Rückstellungshöhe entspricht den Kosten für die Li-

quidierung der Umweltverpflichtung (inkl. mögliche Strafen). Falls das Unternehmen entschei-
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det, die Strafen anstatt der Liquidierung zu zahlen, dann einspricht die Rückstellungshöhe der 

Höhe der möglichen Strafen.
356

 Im UGB steht keine spezifische Regelung über Rückstellungen 

für Umweltverpflichtungen. In Österreich können die Rückstellungen über Umweltverpflichtun-

gen als Verbindlichkeits- oder als Aufwandsrückstellung gebildet werden.
357

 Im ersten Fall ist 

eine Umweltschutzrückstellung unter den folgenden Voraussetzungen zu bilden:
358

  

a) Eine hinreichend konkretisierte Verpflichtung liegt wahrscheinlich oder sicher vor; 

b) Rechtliche bzw. wirtschaftliche Verursachung liegt in der Vergangenheit; 

c) Es wird ernsthaft mit der Inanspruchnahme gerechnet.  

Im letzten Fall kann eine Umweltschutzrückstellung gebildet werden, wenn die Voraussetzungen 

des § 198 Abs. 8 Z 2 Satz 1 UGB erfüllt sind. Für den Ansatz derartiger Rückstellungen ist grds. 

§ 211 Abs. 1 UGB anzuwenden. Bei Rückstellungen, für die es noch keine Erfahrungswerte gibt, 

ist Vorsicht geboten.
359

 

Falls die Umweltverpflichtungen aus einem Erwerb, aus einer Herstellung oder aus einer Ver-

wendung eines materiellen Anlagevermögens entstanden sind, wird die Rückstellung Teil der 

Anschaffungs- und Herstellungskosten des materiellen Anlagevermögens. Wenn dies zu einer 

Einkaufpreiserhöhung des materiellen Anlagevermögens führt, könnte diese Tatsache ein Indiz 

sein, dass der neue Buchwert des materiellen Anlagevermögens nicht voll erzielbar ist.
360

 An die-

ser Stelle wird für die bilanzielle Behandlung dieser Fälle auf dem Abschnitt 8.2.1. verwiesen. 

10.1.6. Besonderheiten bei Ansatz von Rückstellungen für Restrukturierungsmaßnah-

men  

Wenn eine Restrukturierungsmaßnahme zu einer faktischen Verpflichtung führt, muss eine wirt-

schaftliche Einheit eine Rückstellung bilden, wenn vor dem Bilanzstichtag:
361

 

a) ein Restrukturierungsplan erstellt und bewilligt wurde, der genau die betroffenen Ge-

schäftsbereiche (oder Teile davon), die Veränderung der Mitarbeiteranzahl die entstehen-

den Ausgaben und die Umsetzungszeitpunkte beschreibt; 

b) die wichtigsten Fragestellungen und Angelegenheiten des Restrukturierungsplanes ange-

kündigt wurden oder die Implementierung der Restrukturierungsmaßnahmen bereits be-

                                                           
356

 Vgl. SKK 6.29 – 30. 
357

 Vgl. AFRAC (2009b), Rz. 9 f. und 12. 
358

 Vgl. AFRAC (2009b), Rz. 13. 
359

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2010), S. 326.  
360

 Vgl. SKK 6.31. 
361

 Vgl. SKK 6.34. 
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gonnen hat, sodass bei den betreffenden Parteien eine Erwartung geweckt wurde, dass die 

Restrukturierungsmaßnahmen durchgeführt werden. 

Eine Restrukturierungsrückstellung darf nur die im direkten Zusammenhang mit der Restruktu-

rierung stehenden Ausgaben enthalten, die nur einmal anfallen (z.B. Ausgaben zur Schließung 

von Geschäftsbereichen oder Entlassung von Mitarbeiten) und die keine Geschäfte betreffen und 

die mir den laufenden Tätigkeiten des Unternehmens nach der Restrukturierung verbunden 

sind.
362

 Das UGB sieht keine spezifische Regelung für Restrukturierungsrückstellungen vor, 

könnte aber u.U. die Bildung von Restrukturierungsrückstellungen unter den Rückstellungen für 

ungewisse Verbindlichkeiten erfolgen. Betrifft die Unsicherheit jedoch nur die Fälligkeit, nicht 

aber den Bestand und die Höhe der Verpflichtung, ist eine Verbindlichkeit für Restrukturie-

rungsmaßnahmen in der Bilanz auszuweisen.
363

 

10.1.7. Besonderheiten bei Ansatz und Erstbewertung von Pensionsrückstellungen 

Ein Unternehmen bildet eine Pensionsrückstellung, wenn es zur Zahlung von Pensionen und von 

anderen Leistungen an Mitarbeitern verpflichtet ist. Die Höhe der Pensionsrückstellung entspricht 

dem Barwert der Zahlungen, die in den späteren Perioden getätigt werden müssen. In der Bewer-

tung fließen verschiedene Faktoren, wie die verbleibende Lebenserwartung der ehemaligen Mit-

arbeiter, die eine Pension beziehen, die Änderung der Inflationsrate und mögliche Lohnerhöhun-

gen, ein. Als Diskontierungssatz kann entweder die Rendite einer erstklassigen Industrieanleihe 

oder die Rendite einer Staatsanleihe verwendet werden.
364

 Das UGB schreibt die Verwendung 

von versicherungsmathematischen Grundsätzen für die Feststellung des Betrages der Pensions-

rückstellung vor.
365

  

Der SKK 6 enthält keine weiteren Bestimmungen über die Bilanzierung von Pensionsrückstel-

lungen. Für die Bewertung solcher Rückstellungen sollten qualifizierte Fachkräfte zu Rate heran-

gezogen werden. Bei Bedarf wird die Befolgung der Bestimmungen des IAS 19 empfohlen.
366

 

Auf die weiteren Unterschiede zwischen den beiden Rechnungslegungssystemen, die sich aus 

dem Verweis des albanischen Gesetzgebers auf IAS 19 ergeben, wird hier nicht eingegangen.  
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 Vgl. SKK 6.34 – 36. 
363

 Vgl. Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 127. 
364

 Vgl. SKK 6.37 f. 
365

 Vgl. § 211 Abs. 2 Satz 1 UGB. 
366

 Vgl. SKK 6.39. 



84 

10.2. Folgebewertung von Rückstellungen 

Die Höhe der angesetzten Rückstellung entspricht der bestmöglichen Schätzung der Ausgaben 

am Abschlussstichtag, die nötig sind, um gegenwärtige Verpflichtungen zu erfüllen. An jedem 

Bilanzstichtag wird überprüft, ob neue Rückstellungen gebildet werden müssen und ob die be-

reits bestehenden Rückstellungen aufgelöst bzw. ausgebucht oder neu bewertet werden müs-

sen.
367

 Rückstellungen sind nach UGB mit dem Betrag anzusetzen, der nach vernünftiger unter-

nehmerischer Beurteilung notwendig ist. Die Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten 

sind bei Geldschulden mit dem voraussichtlichen Rückzahlungsbetrag und die Rückstellungen 

für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften sind mit der Höhe des voraussichtlichen Ver-

lustes, anzusetzen.
368

  

Werden die Rückstellungen voraussichtlich nach zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag aufge-

löst, werden sie mit dem Barwert des Betrages, der zur Erfüllung der Verpflichtung zum Bilanz-

stichtag zu zahlen wäre, bewertet, es sei denn, die Zinseffekte sind nur unwesentlich. Der Abzin-

sungssatz entspricht dem Marktzinssatz für ähnliche Verpflichtungen.
369

 Nach herrschender An-

sicht ist eine allgemeine Abzinsungsverpflichtung nicht vorgesehen, diese ist aber zulässig, wenn 

in der Rückstellung Zinsanteile enthalten sind. Das kommt grds. nicht vor und soll ohne weitere 

Prüfung nicht angenommen werden.
370

 

Eine Rückstellung ist nur für solche Ausgaben zu verbrauchen, für die sie ursprünglich gebildet 

wurde.
371

 

10.3. Eventualschulden und Eventualforderungen 

„Eine Eventualschuld ist eine mögliche Verpflichtung, die aus vergangenen Ereignissen resultiert 

und deren Existenz durch das Eintreten oder Nichteintreten eines oder mehrerer unsicherer künf-

tiger Ereignisse erst noch bestätigt wird, die nicht vollständig unter der Kontrolle des Unterneh-

mens stehen; oder eine gegenwärtige Verpflichtung, die auf vergangenen Ereignissen beruht, je-

doch nicht bilanziert wird, weil ein Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen zur Er-
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 Vgl. SKK 6.16 f. 
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 Vgl. Bertl / Deutsch-Goldoni / Hirschler (2011), S. 488. Ähnliches auch Auer (2000), S. 113 f; Leitner / Urnik / 

Urtz (2011), § 211 UGB, Rz. 24 f. Zu drohende Verluste aus schwebenden Geschäften siehe auch Grünberger 

(2004), B.II. 3.4.a), S. 50. 
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 Vgl. SKK 6.19 f. 
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 Vgl. Leitner / Urnik / Urtz (2011), § 211 UGB, Rz. 22. Ähnliches bereits Pichler (1999), S. 432; Eberhartinger 

(2000), S. 190. 
371

 Vgl. SKK 6.21. 
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füllung dieser Verpflichtung nicht wahrscheinlich ist, oder die Höhe der Verpflichtung nicht aus-

reichend verlässlich geschätzt werden kann.“
372

 

Ein Unternehmen hat Eventualschulden nicht in der Bilanz auszuweisen, sondern muss sie in den 

Anhangsangaben angeben. Eventualschulden, deren Realisierung unwahrscheinlich ist, sind we-

der in der Bilanz auszuweisen, noch werden über derartige Eventualschulden Anhangsangaben 

gemacht.
373

 Gemäß § 199 UGB werden Eventualverbindlichkeiten, mit deren Inanspruchnahme 

nicht gerechnet wird, als Haftungsverhältnisse unter der Bilanz ausgewiesen.  

„Eine Eventualforderung ist eine mögliche Forderung, die aus vergangenen Ereignissen resultiert 

und deren Existenz durch das Eintreten oder Nichteintreten eines oder mehrerer unsicherer künf-

tiger Ereignisse erst noch bestätigt wird, die nicht vollständig unter der Kontrolle des Unterneh-

mens stehen.“
374

 

Eine Eventualforderung darf in der Bilanz nicht angesetzt werden. Ist aber ein Zufluss von wirt-

schaftlichem Nutzen aus einer Eventualforderung wahrscheinlich, so hat ein Unternehmen eine 

kurze Beschreibung der Art der Eventualforderungen und, wenn praktikabel, eine Schätzung der 

finanziellen Auswirkungen anzugeben.
375

 Ein Ausweis von Eventualforderungen in der Bilanz ist 

nach UGB nicht vorgesehen.
376

  

10.4. Ausweis und Angaben 

Rückstellungen werden in den vorgesehenen Bilanzposten der verbindlichen Bilanzformblätter 

ausgewiesen. Eine detailliertere Gliederung ist aber (z.B. „Pensionsrückstellungen“, „sonstige 

Rückstellungen“, etc.) möglich.
377

 

Diejenigen Rückstellungen, die innerhalb der nächsten zwölf Monate nach dem Bilanzstichtag 

oder innerhalb des gewöhnlichen Verlaufs des Geschäftszyklus realisiert werden, sind unter dem 

Posten „Kurzfristige Rückstellungen“; und alle anderen Rückstellungen sind unter dem Posten 
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 SKK 6.40 Satz 1. 
373

 Vgl. SKK 6.41. 
374

 SKK 6.42 Satz 1. 
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 Vgl. SKK 6.43. 
376

 Vgl. Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 130. Ähnlich bereits Auer (2000), S. 124. 
377

 Vgl. SKK 6.44. 
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„Langfristige Rückstellungen“, auszuweisen.
378

 Das UGB schreibt dagegen keine Aufteilung in 

kurz- und langfristige Rückstellungen vor.
379

 

Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der Bildung von Rückstellungen stehen, werden im 

Posten der GuV ausgewiesen, mit dem sie am stärksten verbunden sind. Die Minderung einer 

Rückstellung wird im selben GuV-Posten ausgewiesen, wie die Bildung derselben Rückstel-

lung.
380

 

Wenn die wirtschaftliche Einheit das Recht auf eine ganze oder teilweise Erstattung der erforder-

lichen Ausgaben zur Erfüllung einer zurückgestellten Verpflichtung hat, ist die Erstattung als se-

parater Vermögenswert zu behandeln. Die Erstattung ist nur zu erfassen, wenn es so gut wie si-

cher ist, dass das Unternehmen die Erstattung erhält. In der GuV kann der Aufwand zur Bildung 

einer Rückstellung auch netto erfasst werden.
381

 Gemäß § 211 Abs. 1 UGB ist eine Rückstellung 

mit dem Betrag anzusetzen, der nach vernünftiger unternehmerischer Beurteilung notwendig ist.  

Eine Erhöhung des Barwertes der langfristigen Rückstellungen aufgrund des Zeitablaufs (z.B. 

Stornierung der Abzinsung), wird als Zinsaufwand in der GuV erfasst.
382

 Das UGB enthält dar-

über keine spezifische Bestimmung, die albanische Regelung sollte jedoch grds. den österreichi-

schen GoB entsprechen. 

Die rechnungslegungspflichtige Einheit muss für die verschiedenen Rückstellungsgruppen fol-

gende Anhangsangaben machen:
383

 

a) Beschreibung der Rückstellungsgruppen; 

b) Der erwartete Realisierungszeitpunkt;  

c) Die angewandten Diskontierungssätze. 

Weiters hat eine rechnungslegungspflichtige Einheit für die wesentlichen Eventualschulden und 

Eventualforderungen die folgenden Anhangsangaben zu machen:
384

 

a) Beschreibung der Eventualschulden und Eventualforderungen; 

b) Der geschätzte Betrag der Eventualschulden und Eventualforderungen; 

c) Der erwartete Realisierungszeitpunkt. 
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 Vgl. SKK 6.45 f. 
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 Siehe § 224 UGB. 
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 Vgl. SKK 6.47. 
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 Vgl. SKK 6.48. 
382

 Vgl. SKK 6.49. 
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 Vgl. SKK 6.50. 
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 Vgl. SKK 6.51. 
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Das UGB verlangt andere Anhangsangaben: 

a) Die ausgewiesenen Haftungsverhältnissen, die mit Pfand und sonstigen dinglichen Si-

cherheiten verbunden sind;
385

 

b) Erläuterung von Rückstellungen, die in der Bilanz nicht gesondert ausgewiesen sind aber 

einen erheblichen Umfang haben;
386

  

c) Angabe des Gesamtbetrages aller sonstigen finanziellen Verpflichtungen, die weder in 

noch unter der Bilanz ausgewiesen sind, sofern sie für die Beurteilung der Finanzlage von 

Bedeutung sind;
387

 

d) „Art, Zweck und finanzielle Auswirkungen der nicht in der Bilanz ausgewiesenen und 

auch nicht gemäß Z 8 oder § 199 anzugebenden Geschäfte, sofern die Risiken und Vortei-

le, die aus solchen Geschäften entstehen, wesentlich sind und die Offenlegung derartiger 

Risiken und Vorteile für die Beurteilung der Finanzlage der Gesellschaft notwendig 

ist;“
388

 

e) Beträge der für die Mitglieder des Vorstandes bzw. des Aussichtsrates eingegangenen 

Haftungsverhältnisse.
389

 

10.5. Zusammenfassung  

Vorangehend wurde ein Überblick über die Ansatz- und Bewertungsbestimmungen von Rück-

stellungen, Eventualschulden und Eventualforderungen, sowie über die dazugehörigen Anhangs-

angaben gegeben. In diesem Abschnitt werden nochmals einige wichtige Bestimmungen des 

SKK 6 und die wichtigsten Unterschiede zwischen den albanischen und österreichischen gesetz-

lichen Bestimmungen resümiert. 

Im Gegensatz zum UGB, sieht der SKK 6 die Bildung von Rückstellungen nur für Verpflichtun-

gen gegenüber Dritten; und dies nur wenn die Erfüllungswahrscheinlichkeit 50% übersteigt.  

Der albanische SKK schreibt grds. genauer vor, welche Rückstellungen von den wirtschaftlichen 

Einheiten zu bilden sind. Das UGB dagegen verweist, mit wenigen Ausnahmen, auf die GoB für 

die Notwendigkeit der Bildung von Rückstellungen. 
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 Vgl. § 237 Z 3 UGB. 
386

 Vgl. § 237 Z 7 UGB. 
387

 Vgl. § 237 Z 8 UGB. 
388

 § 237 Z 8a UGB. 
389

 Vgl. § 239 Abs. 1 Z 2 UGB. 
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Anders als in Österreich, wo die Rückstellungen mit dem Betrag anzusetzen sind, der nach ver-

nünftiger unternehmerischer Beurteilung notwendig ist, entspricht lt. SKK 6 die Höhe der Rück-

stellungen, die bestmögliche Schätzung der Ausgaben am Abschlussstichtag, die nötig sind um 

die gegenwärtige Verpflichtung zu erfüllen. Hat die wirtschaftliche Einheit das Recht auf eine 

ganze oder teilweise Erstattung der erforderlichen Ausgaben zur Erfüllung einer zurückgestellten 

Verpflichtung, ist die Erstattung als separater Vermögenswert zu behandeln. 

Weitere Unterschiede betreffen den Ansatz und die Bewertung von Pensionsrückstellungen sowie 

die Abzinsung von Rückstellungen, die nach zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag aufgelöst 

werden.  

Der SKK 6 sieht nur Anhangsangaben für Eventualschulden und Eventualforderungen vor. § 199 

UGB dagegen ordnet den Ausweis von Eventualverbindlichkeiten, mit deren Inanspruchnahme 

nicht gerechnet wird, als Haftungsverhältnisse unter der Bilanz vor. Ein Ausweis von Eventual-

forderungen ist nach UGB unter der Bilanz nicht vorgesehen. 

Zwischen den beiden Rechnungslegungssystemen gibt es weitere Unterschiede auch im Bereich 

der Anhangsangaben. 
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11. Erträge und bestimmte Aufwendungen  

11.1. Allgemeines 

Der SKK 8 beschäftigt sich mit der Bilanzierung und mit den Anhangsangaben von Erträgen aus 

dem Verkauf von Gütern, von Erträgen aus der Erbringung von Dienstleistungen, von Erträgen 

aus Fertigungsaufträgen und von Nutzungsentgelten aus der Nutzung von Vermögenswerten 

durch Dritte, von Zinsen und Dividenden.
390

 Der SKK 8 befasst sich nicht mit Leasingverhältnis-

sen (SKK 7), Dividenden aus assoziierten Unternehmen oder kontrollierte Gesellschaften (SKK 

14), Versicherungsverträge von Versicherungsunternehmen, Wertänderungen bei anderen Um-

laufvermögen und Abbau von Bodenschätzen.
391

 

Wichtig für die Bilanzierung von Erträgen ist der Ansatzzeitpunkt. Die Erträge werden erstmals 

angesetzt, wenn einerseits dem Unternehmen mit hinreichender Wahrscheinlichkeit der künftige 

wirtschaftliche Nutzen zufließen wird und andererseits, wenn diese Erträge verlässlich bestimmt 

werden können.
392

 Nach UGB werden nur die Erträge ausgewiesen, die tatsächlich verwirklicht 

wurden.
393

 

Die Erträge umfassen nur Bruttozuflüsse wirtschaftlichen Nutzens, die ein Unternehmen für ei-

gene Rechnung erhalten hat oder beanspruchen kann. Beträge, die für Rechnung Dritter eingezo-

gen werden (Umsatzsteuern, andere Verkehrssteuern), sind keine Erträge. Gleiches gilt bei Ver-

mittlungsgeschäften.
394

 Obwohl das UGB nichts dergleichen bestimmt, entspricht diese Regelung 

den GoB. 

11.2. Erträge aus dem Verkauf von Gütern 

Die Erträge sind mit dem beizulegenden Zeitwert der erhaltenen oder zu beanspruchenden Ge-

genleistung, abzüglich der vom Unternehmen gewährten Preisnachlässe und Mengenrabatte, zu 

bemessen.
395

 Das UGB schreibt keine ähnliche Regelung vor, jedoch sollte diese Bestimmung 

grds. Die österreichischen GoB entsprechen. 
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 Vgl. SKK 8.4 und .6. 
391

 Vgl. SKK 8.11.  
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 Vgl. SKK 8.5. 
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 Vgl. § 201 Abs. 2 Z 4 lit. a UGB. 
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 Vgl. SKK 8.13. 
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 Vgl. SKK 8.14 f. 
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Die Gegenleistung besteht grds. aus Zahlungsmittel oder Zahlungsmitteläquivalenten, die meis-

tens sofort oder nach einem kurzen Zeitraum bezahlt wird. Werden aber Waren oder Dienstleis-

tungen gegen gleichartige Waren und Dienstleistungen getauscht, liegen weder ein Geschäftsvor-

fall noch Erträge vor. Werden Waren oder Dienstleistungen gegen verschiedenartige Waren oder 

Dienstleistungen ausgetauscht, liegt ein Geschäftsvorfall vor, der einen Ertrag bewirkt. Der Er-

trag ist mit dem beizulegenden Zeitwert der erhaltenen Waren oder Dienstleistungen, korrigiert 

um den Betrag etwaiger zusätzlich geflossener Zahlungsmittel oder Zahlungsmitteläquivalente, 

anzusetzen. Kann der beizulegende Zeitwert der erhaltenen Waren oder Dienstleistungen nicht 

verlässlich bestimmt werden, ist der Ertrag mit dem beizulegenden Zeitwert der hingegebenen 

Waren oder Dienstleistungen, korrigiert um etwaige Zusatzzahlungen, anzusetzen.
396

 Diese Defi-

nition entspricht grds. den österreichischen GoB. 

Die Ansatzkriterien werden grds. einzeln für jeden Geschäftsvorfall angewendet. Unter bestimm-

ten Umständen ist es erforderlich, die Ansatzkriterien auf einzelne abgrenzbare Bestandteile eines 

Geschäftsvorfalles anzuwenden, um den wirtschaftlichen Gehalt des Geschäftsvorfalles zutref-

fend abzubilden. Umgekehrt können u.U. Ansatzkriterien auf mehrere Geschäftsvorfälle zusam-

men angewendet, wenn die wirtschaftlichen Auswirkungen ohne Bezugnahme auf die Gesamtheit 

der Geschäftsvorfälle sonst nicht verständlich zu erfassen wäre (z.B. Sale-and-lease-back-

Transaktion).
397

 Das UGB sieht keine derartigen Bestimmungen vor, aber für die Bilanzierung 

dieser Fälle ist u.a. der wirtschaftliche Gehalt der Geschäftsvorfälle zu beachten. 

Die Umsatzerlöse aus dem Verkauf von Gütern sind nur dann zu erfassen, wenn folgende An-

satzkriterien erfüllt sind:
398

 

a) Die wirtschaftliche Einheit hat dem Käufer alle Risiken und Chancen, die mit dem Eigen-

tum verbunden sind, übertragen; 

b) Der wirtschaftlichen Einheit verbleibt weder ein weiter bestehendes Verfügungsrecht, 

noch eine wirksame Verfügungsmacht über die verkauften Waren; 

c) Die Höhe der Erlöse kann verlässlich bestimmt werden; 

d) Es ist hinreichend wahrscheinlich, dass der wirtschaftlichen Einheit der wirtschaftliche 

Nutzen aus dem Verkauf zufließen wird; 
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 Vgl. SKK 8.16 – 18. 
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 Vgl. SKK 8.19 f. 
398

 Vgl. SKK 8.21. 



91 

e) Die im Zusammenhang mit dem Verkauf angefallenen oder noch anfallenden Kosten 

können verlässlich bestimmt werden. 

Laut UGB sind nur realisierte Erträge zu erfassen. Entsprechend den GoB geschieht dies bei Lie-

ferungsgeschäften grds. mit der Übertragung der Preisgefahr auf dem Erwerber.
399

 

In den meisten Fällen fällt die Übertragung der Risiken und Chancen, die mit dem Eigentum ver-

bunden sind, an den Käufer mit der rechtlichen Eigentumsübertragung an einem Zeitpunkt zu-

sammen. Dies muss aber nicht immer der Fall sein. Werden nicht alle Risiken und Chancen auf 

den Käufer übertragen, obwohl die rechtliche Eigentumsübertragung bereits stattgefunden hat, 

wird kein Ertrag erfasst. Anders ist zu entscheiden, wenn der Verkäufer nur unwesentliche Eigen-

tumsrisiken trägt, obwohl die rechtliche Eigentumsübertragung noch nicht stattgefunden hat.
400

 

11.3. Erfolge aus der Erbringung von Dienstleistungen 

11.3.1. Gruppierung und Aufspaltung von Dienstleistungsverträgen 

Umfasst eine Dienstleistungsvereinbarung mehrere Einzelleistungen, so ist jede Leistung als ein 

eigener Fertigungsauftrag zu behandeln, wenn:
401

 

a) getrennte Preise für jede Einzelleistung festgelegt wurden; 

b) Während der Preisverhandlungen sowohl der Auftragnehmer als auch der Auftraggeber 

die Vertragsbestandteile, die jede einzelne Leistung betreffen, separat akzeptieren oder 

ablehnen konnten; 

c) die Kosten und Erlöse jeder einzelnen vertraglichen Leistung getrennt ermittelt werden 

können. 

Eine Gruppe von Dienstleistungsverträgen ist als ein einziger Fertigungsauftrag zu behandeln, 

wenn:
402

 

a) die Gruppe von Dienstleistungsverträgen als ein einziges Paket behandelt wurde; 

b) Die Verträge so eng miteinander verbunden sind, dass sie als Teil eines einzelnen Projek-

tes betrachtet werden können;  

c) Die Dienstleistungsverträge gleichzeitig oder unmittelbar aufeinander folgend abgearbei-

tet werden. 
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 Vgl. § 201 Abs. 4 Z 4 lit. a UGB. 
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 Vgl. SKK 8.22 – 24. 
401

 Vgl. SKK 8.36. 
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 Vgl. SKK 8.37. 
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Das UGB sieht grds. die Einzelbewertung vor. Das Gesetz enthält keine Regelung bezüglich der 

Zusammenfassung von Dienstleistungsverträgen in Gruppen.
403

 

11.3.2. Behandlung mehrjähriger Dienstleistungsverträge 

Die Erträge aus der Einbringung von Dienstleistungen werden im Ausmaß des Fertigstellungs-

grades des Auftrages am Bilanzstichtag unter der Annahme, dass das Ergebnis des Dienstleis-

tungsgeschäfts verlässlich bestimmt werden kann, angesetzt.
404

  

Ein Ergebnis kann verlässlich bestimmt werden, wenn:
405

 

a) die Höhe der Erträge verlässlich bestimmt werden kann; 

b) Es hinreichend wahrscheinlich ist, dass die Gegenleistung aus der Erbringung der Dienst-

leistung dem Unternehmen zufließen wird; 

c) Der Fertigstellungsgrad am Bilanzstichtag verlässlich bestimmt werden kann; 

d) Die angefallenen und noch anfallenden Kosten bis zur Fertigstellung der Dienstleistung 

verlässlich bestimmt werden können. 

Die Ertragsrealisierung nach der Methode des Fertigstellungsgrades ist in Österreich nicht zuläs-

sig, deswegen kann auch kein Vergleich zu Österreich ausgearbeitet werden.  

Gemäß der Methode der Fertigstellungsgrad werden die Erträge in den Berichtsperioden erfasst, 

in denen die dazugehörigen Aufwendungen für die Erbringung der Dienstleistungen erfasst wer-

den.
406

 

Wenn eine Dienstleistung innerhalb eines kurzen Zeitraumes erbracht wird und der Effekt der 

Aufteilung der Erträgen auf unterschiedliche Berichtsperioden unerheblich ist, wird keine Auftei-

lung der Erträge nach dem Fertigstellungsgrad durchgeführt, sondern alle Erträge werden bei der 

Erbringung des Dienstleistung erfasst.
407

 Diese Methode entspricht der österreichischen Erfas-

sung von Erträgen aus Dienstleistungsverträgen. 

Wenn die Gesamtkosten des Dienstleistungsgeschäftes die erwarteten Gesamterträge übersteigen, 

werden die erwarteten Verluste sofort als Aufwand erfasst, unabhängig davon, ob die Auftragsar-

beiten bereits begonnen haben, vom Fertigstellungsgrad der Auftragserfüllung oder ob von ande-
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 Vgl. § 201 Abs. 2 Z 3 UGB. 
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 Vgl. SKK 8.26 Satz 1. 
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 Vgl. SKK 8.26. 
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 Vgl. SKK 8.28. 
407

 Vgl. SKK 8.30. 
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ren Dienstleistungsvereinbarungen künftige Erträge erwartet werden.
408

 Diese Regelung ent-

spricht dem österreichischen Imparitätsprinzip.  

Der Fertigstellungsgrad eines Dienstleistungsgeschäftes kann mit folgenden Methoden bestimmt 

werden:
409

  

a) Die bis zum Bilanzstichtag angefallenen Kosten im Verhältnis zu den Gesamtkosten des 

Dienstleistungsgeschäfts; 

b) Feststellung der erbrachten Arbeitsleistungen; 

c) Die bis zum Bilanzstichtag erbrachten Leistungen als Prozentsatz der zu erbringenden 

Gesamtleistung. 

11.3.3. Ermittlung der Erträge aus Dienstleistungsverträgen 

Erlöse aus Dienstleistungsverträgen umfassen einerseits den ursprünglich im Vertag vereinbarten 

Erlös und andererseits die Zahlungen für Abweichungen im Gesamtwerk, Nachforderungen und 

Prämien, sofern es wahrscheinlich ist, dass sie zu Erlösen führen; und soweit sie verlässlich er-

mittelt werden können. Die Erträge aus Dienstleistungsverträgen werden von zukünftigen Ereig-

nissen beeinflusst, deswegen müssen die Erlöse (das Ergebnis) des Gesamtauftrages jährlich be-

wertet werden.
410

 Dies gilt grds. auch für Österreich, aber es muss § 201 Abs. 2 Z 4 lit. a UGB 

beachtet werden.  

11.3.4. Ermittlung der Aufwendungen aus Dienstleistungsverträgen 

Kosten aus Dienstleistungsverträgen umfassen die direkten Kosten des Vertrages, die allgemei-

nen (gemeinen) Kosten, die dem spezifischen Vertrag zurechenbar sind, sowie sonstige Kosten, 

die dem Kunden lt. Vertrag gesondert in Rechnung gestellt werden. Unter den Direktkosten eines 

Fertigungsauftrages zählen u.a. die Fertigungslöhne, Aufwendungen für Fertigungsmaterial, die 

Abschreibungen der verwendeten Anlagen und Maschinen, Transportkosten und Kosten der Ga-

rantieleistungen und Nachforderungen Dritter. Allgemeine Kosten, die mit einem spezifischen 

Dienstleistungsvertrag verbunden sind, wären u.a. Versicherungsprämien und Kosten für die 

Ausgestaltung und die technische Unterstützung, die nicht direkt in Zusammenhang mit dem 

Auftrag stehen. Allgemeine Kosten, die dem Vertrag direkt zugerechnet werden können, werden 

                                                           
408

 Vgl. SKK 8.34 f. 
409

 Vgl. SKK 8.38. 
410

 Vgl. SKK 8.41 f. 
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in den Vertragskosten ab dem Tag der Auftragserlangung bis zur Erfüllung des Vertrages um-

fasst.
411

 

Kosten, die einem einzelnen Auftrag nicht zugeordnet werden können, dürfen nicht als Teil von 

Auftragskosten berücksichtigt werden. Zu den unzurechenbaren Kosten gehören Marketing- und 

Vertriebskosten, sowie Kosten der allgemeinen Verwaltung oder Forschungs- und Entwicklungs-

kosten, sofern diese vertraglich erstattungsunfähig sind.
412

  

Einem Dienstleister können Auftragskosten entstehen, die vertraglich in einer nachfolgenden Be-

richtsperiode als Aufwendungen zu erfassen wären. Derartige Auftragskosten werden in der Peri-

ode, in der sie anfallen als Vermögenswert und nicht als Aufwand, erfasst.
413

  

Das UGB enthält keine spezifische Bestimmungen über die Kosten aus Dienstleistungsverträgen, 

dennoch entsprechen die o.g. Bestimmungen den österreichischen GoB. Explizit ist in § 206 Abs. 

3 UGB nur die Berücksichtigung von angemessenen Teilen der Verwaltungs- und Vertriebskos-

ten vorgesehen, falls eine verlässliche Kostenrechnung vorliegt, für Aufträge, deren Ausführung 

über zwölf Monate hinausgeht. 

11.4. Zinsen, Nutzungsentgelte und Dividenden 

Für den Ansatz von Zinsen, Erträgen aus der Nutzung von Vermögenswerten der wirtschaftlichen 

Einheit durch Dritte und Nutzungsentgelten oder Dividenden, siehe die Erörterung der Ansatzkri-

terien in Abschnitt 11.1. 

Die Erträge werden wie folgt erfasst:
414

 

a) Zinsen sind entweder nach der linearen Methode oder nach der Methode des effektiven 

internen Zinssatzes zu erfassen; 

b) Nutzungsentgelte sind in Übereinstimmung mit den Bestimmungen (Rechten und Pflich-

ten) des zugrundeliegenden Vertrages zu erfassen; 

c) Dividenden sind mit der Entstehung des Rechtsanspruches auf Auszahlung zu erfassen 

Zinsen werden gemäß den österreichischen GoB, unter Berücksichtigung der Effektivverzinsung, 

erfasst.
415

 Dividenden werden grds. mit Entstehung des Rechtsanspruches erfasst, aber bei einem 

                                                           
411

 Vgl. SKK 8.46 – 48 und .50. 
412

 Vgl. SKK 8.49. 
413

 Vgl. SKK 8.51. 
414

 Vgl. SKK 8.53. 
415

 Vgl. Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 75 f. 
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durchsetzbaren Gewinnverwendungsvorschlag (das empfangende Unternehmen verfügt mittelbar 

oder unmittelbar über die erforderliche Mehrheit der Stimmen, um einen Ausschüttungsbeschluss 

herbeizuführen) ist auch eine phasenkongruente Dividendenaktivierung zulässig.
416

 Die Nut-

zungsentgelte sollten auch nach den österreichischen GoB, nach den zugrundeliegenden Ver-

tragsbestimmungen, erfasst werden. 

11.5. Ausweis und Angaben 

Die Salden aus den unvollendeten Fertigungsaufträgen müssen wie folgt dargestellt werden:
417

 

a) Gesamtbetrag der positiven Salden aus den noch offenen Aufträgen wird in einem eigenen 

Posten im Umlaufvermögen ausgewiesen. Diese Beträge stellen den vom Kunden noch 

ausstehenden Betrag dar; 

b) Gesamtbetrag der negativen Salden aus den noch offenen Aufträgen, ist in den kurzfristi-

gen Schulden unter dem Posten „Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen“ oder 

unter dem Posten „sonstige Leistungen“, auszuweisen. Diese Beträge stellen passive Ab-

grenzungsposten dar. Die negative Salden sind Verbindlichkeiten des Unternehmens ge-

genüber seinen Kunden; 

c) Dem Kunden in Rechnung gestellte Beträge, die am Bilanzstichtag noch nicht eingegan-

gen sind, werden als „Forderungen aus Lieferungen und Leistungen“ ausgewiesen. 

Da die obengenannte Ausweispflicht mit der Methode des Fertigstellungsgrades verbunden sind, 

kann hier kein Vergleich zu Österreich gezogen werden.  

Die GuV muss alle Erträge der Berichtsperiode enthalten.
418

 

„In den Anhangsangaben des Jahresabschlusses müssen folgende Informationen dargestellt wer-

den: 

(a) Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, die für die Ertragserfassung angewandt 

wurden, sowie die Methoden zur Ermittlung des Fertigstellungsgrades bei Dienstleis-

tungsgeschäften; […] 

(b) der Betrag jeder bedeutsamen Kategorie von Erträgen, die während der Berichtsperiode 

erfasst wurden, einschließlich der Erträge, die aus: 

i) dem Verkauf von Gütern; 

                                                           
416

 Vgl. Urnik / Urtz (2011), § 201 UGB, Rz. 60. Gleiches bereits Fraberger (1995), S. 98 f.; AFRAC (2007), Rz. 6. 
417

 Vgl. SKK 8.54. 
418

 Vgl. SKK 8.55. 
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ii) der Erbringung von Dienstleistungen;  

iii) Zinsen 

iv) Nutzungsentgelten; 

v) Dividenden;  

vi) Fertigungsaufträgen, stammen.“
419

 

Das UGB sieht grds. andere Anhangsangaben vor: 

a) Erläuterung der Erträge, die unter dem Posten „sonstige Forderungen und Vermögensge-

genstände“ enthalten sind und erst nach dem Abschlussstichtag zahlungswirksam werden, 

soweit sie wesentlich sind;
420

 

b) Erläuterung der Aufwendungen, die unter dem Posten „sonstige Verbindlichkeiten“ ent-

halten sind und erst nach dem Abschlussstichtag zahlungswirksam werden, falls sie we-

sentlich sind;
421

 

c) Erträge aus der Auflösung von unversteuerten Rücklagen sind in der GuV oder im An-

hang, unter Hinweis auf die maßgebliche steuerliche Rechtsgrundlage, anzuführen;
422

 

d) Erläuterung von außerordentlichen Erträgen und Aufwendungen, wenn diese keine unter-

geordnete Bedeutung haben, hinsichtlich ihres Betrages und ihrer Art; dies gilt auch für 

Erträge und Aufwendungen, die einem anderen Geschäftsjahr zuzuordnen sind;
423

 

e) Die angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden;
424

 

f)  „die Aufgliederung der Umsatzerlöse nach Tätigkeitsbereichen sowie nach geographisch 

bestimmbare Märkten […];“
425

 

g) Angabe von Erträgen und Aufwendungen aus Ergebnisabführungsverträgen;
426

 

h) Angaben über die Erträge bzw. die Aufwendungen aus Gewinngemeinschaften, die in den 

Posten „Erträge aus Beteiligungen“ bzw. „Aufwendungen aus Finanzanlagen und aus 

Wertpapieren des Umlaufvermögens“ enthalten sind.
427

  

                                                           
419

 SKK 8.56. 
420

 Vgl. § 225 Abs. 3 Satz 2 UGB. 
421

 Vgl. § 225 Abs. 6 Satz 3 UGB. 
422

 Vgl. § 232 Abs. 4 UGB. 
423

 Vgl. § 233 Satz 2 und 3 UGB. 
424

 Vgl. § 236 Satz 1 UGB. 
425

 § 237 Z 9 Satz 1 UGB. 
426

 Vgl. § 238 Z 3 UGB. 
427

 Vgl. § 238 Z 4 UGB. 
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11.6. Zusammenfassung 

Die vorherigen Abschnitt haben ein Überblick über die Ansatz- und Bewertungsbestimmungen 

von Erträgen und bestimmten Aufwendungen, sowie über die dazugehörigen Anhangsangaben 

gegeben. In diesem Abschnitt wird nochmals auf einige wichtige Bestimmungen des albanischen 

Gesetzgebers und auf die wichtigsten Unterschiede zwischen den albanischen und österreichi-

schen Rechnungslegungsbestimmungen eingegangen. 

Die Erträge werden erstmals angesetzt, wenn einerseits dem Unternehmen mit hinreichender 

Wahrscheinlichkeit der künftige wirtschaftliche Nutzen zufließen wird und andererseits, wenn 

diese Erträge verlässlich bestimmt werden können. Dagegen werden nach UGB nur die Erträge 

ausgewiesen, die tatsächlich verwirklicht wurden. 

Die Erträge aus der Einbringung von Dienstleistungen werden im Ausmaß des Fertigstellungs-

grades des Auftrages am Bilanzstichtag angesetzt. Die Ertragsrealisierung nach der Methode des 

Fertigstellungsgrades ist in Österreich nicht zulässig, deswegen wurde kein Vergleich ausgearbei-

tet.  

Weitere Unterschiede umfassen die bilanzielle Behandlung von Dienstleistungsvereinbarungen, 

die mehrere Einzelleistungen umfassen und Einzelleistungen die zusammengehören. 

Wichtig zu erwähnen ist, dass es weitere Unterschiede bei der Erfassung von Zinsen, Dividenden 

und Nutzungsentgelte und bei den Anhangsangaben zwischen den beiden Rechnungslegungssys-

temen gibt.  
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12. Zuwendungen und Beihilfen der öffentlichen Hand  

12.1. Allgemeines 

SKK 10 regelt die Bilanzierung und die Anhangsangaben von Zuwendungen und Beihilfen der 

öffentlichen Hand (im Weiteren auch als Beihilfe genannt). Dieser Standard wird von allen wirt-

schaftlichen Einheiten angewandt, die Zuwendungen aus staatlichen oder nichtstaatlichen Stellen, 

solange diese Stellen keine Aktionäre der wirtschaftlichen Einheit sind, erhalten haben.
428

  

Folgende Fragestellungen werden in diesem Standard nicht behandelt:
429

 

a) Die Bilanzierung und die Anhangsangaben der Zuwendungen in den Jahresabschluss der 

Organisationen, die die Zuwendungen betätigen; 

b) Beihilfen, die sich vorteilhaft bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens aus-

wirken oder die auf der Grundlage der Einkommensteuerschuld bestimmt oder begrenzt 

werden (wie z.B. Steuerstundungen, Investitionsteuergutschriften, ermäßigte Einkommen-

steuersätze). 

Das UGB enthält keine spezifischen Bestimmungen über die Bilanzierung von Zuwendungen 

und Beihilfen, deswegen wird in diesem und in den darauf folgenden Abschnitten kein Vergleich 

zu Österreich gezogen. 

12.2. Ansatz und Bewertung von bestimmten Zuwendungs- und Beihilfear-

ten 

12.2.1. Allgemeines  

Eine Zuwendung ist eine Beihilfe der öffentlichen Hand oder einer anderen nicht staatlichen Stel-

le, die an ein Unternehmen durch Übertragung von Mitteln gewährt wird und die zum Ausgleich 

für die vergangene oder künftige Erfüllung bestimmter Bedingungen, im Zusammenhang mit der 

betrieblichen Tätigkeit des Unternehmens, dient.
430
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 Vgl. SKK 10.4 f. 
429

 Vgl. SKK 10.6. 
430

 Vgl. SKK 10.7. 
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Eine Erfassung von Zuwendungen erfolgt nur dann, wenn eine angemessene Sicherheit darüber 

besteht, dass die wirtschaftliche Einheit die mit den Zuwendungen verbundenen Bedingungen 

erfüllen wird, und dass die Zuwendungen gewährt werden.
431

 

Die Bilanzierung einer Zuwendung hängt nicht mit der Art der Gewährung einer Zuwendung zu-

sammen, daher macht es bei der Bilanzierung der Zuwendung keinen Unterschied, ob die Zu-

wendung als Zahlung oder als Kürzung einer Verpflichtung gegenüber dem Donator empfangen 

wurde.
432

 

Mit der Bilanzierung einer Zuwendung werden alle damit verbundenen Eventualschulden und 

Eventualforderungen nach SKK 6 bilanziert.
433

 

Die Zuwendungen werden als Erträge und nicht direkt im Eigenkapital erfasst. Diese Erträge sind 

systematisch wie die Aufwendungen, die sie kompensieren sollen, zu erfassen. Die Gewährung 

von Zuwendungen für nicht abnutzbare Vermögenswerte kann an Bedingungen geknüpft sein. 

Diese Zuwendungen werden als Erträge in den Perioden, die das Unternehmen braucht, um die 

Bedingungen zu erfüllen, erfasst.
434

  

Die Zuwendungen, die als Ausgleich für die in der Vergangenheit entstandenen Aufwendungen 

oder Verluste oder als sofortige finanzielle Unterstützung erhalten wurden und die von keinen 

zukünftigen Ausgaben begleitet werden, sind in der Periode, in der die Zuwendungen erhalten 

wurden, als Ertrag zu erfassen. Derartige Zuwendungen müssen im Jahresabschluss erläutert 

werden, damit ihre Auswirkungen klar verstanden werden kann.
435

  

12.2.2. Besonderheiten bei nicht monetären Zuwendungen  

Eine Zuwendung kann als nicht monetärer Vermögenswert, wie beispielsweise Grund und Bo-

den, zur Verwertung auf das Unternehmen übertragen werden. Unter diesen Umständen sind so-

wohl die Zuwendung als auch der Vermögenswert mit dem beizulegenden Zeitwert des nicht 

monetären Vermögenswertes zu bilanzieren. Kann der beizulegende Zeitwert nicht verlässlich 
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 Vgl. SKK 10.9 f. 
432

 Vgl. SKK 10.11. 
433

 Vgl. SKK 10.13. 
434

 Vgl. SKK 10.13 – 15. 
435

 Vgl. SKK 10.16. 
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ermittelt werden, muss die wirtschaftliche Einheit den vorherigen vom Donator verwendeten 

Buchwert anwenden.
436

 

12.2.3. Besonderheiten bei Zuwendungen für Vermögenswerte 

Zuwendungen für Vermögenswerte sind in der Bilanz als passivische Abgrenzungsposten ge-

trennt vom Vermögenswert, der durch diese Zuwendung erworben wurde, darzustellen. Während 

die planmäßigen Abschreibungen des Vermögenswertes periodisch als Aufwendungen erfasst 

werden, wird die Zuwendung systematisch (periodisch) von dem passivischen Abgrenzungspos-

ten in den Erträgen der Berichtsperiode, umgebucht.
437

 

Die Rückzahlung einer Zuwendung für Vermögenswerte ist durch Verminderung des passivi-

schen Abgrenzungspostens zu korrigieren. Die kumulative zusätzliche Abschreibung, die bei ei-

nem Fehlen der Zuwendung erfasst worden wäre, ist sofort als Aufwand zu berücksichtigen.
438

 

12.2.4. Besonderheiten bei erfolgsbezogenen Zuwendungen 

Erfolgsbezogene Zuwendungen werden in der GuV entweder getrennt oder unter einem Haupt-

posten, als Ertrag dargestellt. Die Anhangsangaben der Zuwendungen sind für das richtige Ver-

ständnis vom Jahresabschluss notwendig. Die Erträge sind periodisch, wie die Aufwendungen die 

sie kompensieren sollen, zu erfassen.
439

 

Die Rückzahlung einer erfolgsbezogenen Zuwendung ist zunächst mit dem passivischen Abgren-

zungsposten aus der Zuwendung zu verrechnen. Übersteigt die Rückzahlung diesen passivischen 

Abgrenzungsposten oder ist ein solcher nicht vorhanden, ist die Rückzahlung sofort als Aufwand 

zu verrechnen.
440

 

12.2.5. Besonderheiten bei Beihilfen der öffentlichen Hand 

Unter die Beihilfe der öffentlichen Hand fallen u.a. bestimmte Formen von Beihilfen, die sich 

nicht angemessen bewerten lassen oder bestimmte Geschäfte mit den Donatoren, die von der ge-

wöhnlichen Tätigkeit des Unternehmens nicht unterschieden werden können. Auch wenn einige 

Beihilfearten sich nicht bemessen lassen, sind die Art, der Umfang und die Laufzeit der Beihilfe 
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 Vgl. SKK 10.17. 
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 Vgl. SKK 10.18. 
438

 Vgl. SKK 10.23. 
439

 Vgl. SKK 10.20 f. 
440

 Vgl. SKK 10.24. 
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anzugeben, damit der Jahresabschluss nicht irreführend ist. Die oben genannten Beihilfearten 

sind nicht als Zuwendungen zu klassifizieren.
441

 

Der SKK 10 erkennt die Bereitstellung von Infrastruktur durch Verbesserung des allgemeinen 

Verkehrs- und Kommunikationsnetzes und die Bereitstellung verbesserter Versorgungsanlagen, 

die zum Vorteil eines ganzen Gemeinwesens dienen, nicht als Beihilfe an.
442

 

12.3. Ausweis und Angaben 

Durch Zuwendungen beschaffene Vermögenswerte werden, wie andere Vermögenswerte dersel-

ben Art, auch ausgewiesen. Der Teil der Zuwendungen, der mit den betrieblichen Aufwendungen 

verbunden ist und noch nicht als Erträge erfasst wurde, ist als eigener passiver Posten auszuwei-

sen.
443

 

Die Erträge bzw. Aufwendungen, die mit Zuwendungen verbunden sind, werden unter den Pos-

ten „sonstige betriebliche Erlöse“ oder „sonstige betriebliche Aufwendungen“ ausgewiesen.
444

 

Im Anhang müssen folgende Angaben über die Zuwendungen und Beihilfen erfolgen:
445

 

a) Die auf Zuwendungen und auf Beihilfen angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsme-

thoden, sowie die im Jahresabschluss angewandten Darstellungsmethoden; 

b) Art und Umfang der erfassten Zuwendungen und eine allgemeine Erklärung für die ande-

ren Formen von Beihilfen, von denen das Unternehmen unmittelbar begünstigt wurde; 

c) Unerfüllte Bedingungen und Eventualschulden, die im Zusammenhang mit den erfassten 

Beihilfen stehen; 

d) Eventualschulden, die im Zusammenhang mit den erfassten Zuwendungen stehen; 

e) Betrag der zurückbezahlten oder der rückzahlbaren Zuwendungen während der Berichts-

periode; 

f) Art, Umfang und Laufzeit der Beihilfen, die nicht als Zuwendungen zu klassifizieren 

sind. 
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 Vgl. SKK 10.25. 
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 Vgl. SKK 10.26. 
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 Vgl. SKK 10.27. 
444

 Vgl. SKK 10.28. 
445

 Vgl. SKK 10.29. 
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12.4. Zusammenfassung 

Da das UGB keine expliziten Bestimmungen über die Zuwendungen und sonstigen Beihilfen 

enthält, wurde kein Vergleich der Bestimmungen zwischen den beiden Ländern ausgearbeitet.  

Eine Erfassung von Zuwendungen erfolgt nur dann, wenn angemessene Sicherheit darüber be-

steht, dass die wirtschaftliche Einheit, die mit den Zuwendungen verbundenen Bedingungen er-

füllen wird und dass die Zuwendungen gewährt werden. 

Die Zuwendungen werden als Erträge und nicht direkt im Eigenkapital erfasst. Diese Erträge sind 

systematisch, wie die Aufwendungen die sie kompensieren sollen, zu erfassen.  

Eine Zuwendung kann als nicht monetärer Vermögenswert übertragen werden. In diesem Fall 

sind sowohl die Zuwendung, als auch der Vermögenswert mit dem beizulegenden Zeitwert des 

nicht monetären Vermögenswertes, zu bilanzieren.  

Zuwendungen für Vermögenswerte sind in der Bilanz als passivische Abgrenzungsposten ge-

trennt vom Vermögenswert, der durch diese Zuwendung erworben wurde, darzustellen.  

Die Rückzahlung einer Zuwendung für Vermögenswerte ist durch Verminderung des passivi-

schen Abgrenzungspostens zu korrigieren.  

Die erfolgsbezogenen Zuwendungen werden als Ertrag dargestellt, entweder getrennt oder unter 

einem Hauptposten. Die Erträge sind periodisch, wie die Aufwendungen die sie kompensieren 

sollen, zu erfassen.  

Die Rückzahlung einer erfolgsbezogenen Zuwendung ist zunächst mit dem passivischen Abgren-

zungsposten aus der Zuwendung zu verrechnen. Übersteigt die Rückzahlung den passivischen 

Abgrenzungsposten oder ist kein solcher vorhanden, ist die Rückzahlung sofort als Aufwand zu 

verrechnen. 
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13. Ertragsteuern  

13.1. Ansatz 

13.1.1. Allgemeines 

Der SKK 11 regelt die Bilanzierung und die Anhangsangaben der Ertragsteuern. Es gibt keine 

gesetzliche Verpflichtung zur Anwendung dieses Standards, aber diejenigen wirtschaftlichen 

Einheiten, die sich für die Anwendung des SKK 11 entscheiden, müssen diesen stetig auch in den 

Folgeperioden anwenden. Dieser Standard behandelt nicht die Bilanzierung von Zuwendungen 

der öffentlichen Hand und die investitionsabhängigen Steuergutschriften. Folglich regelt SKK 11 

auch nicht die Bilanzierung von temporären Differenzen, die aus solchen öffentlichen Zuwen-

dungen oder investitionsabhängigen Steuergutschriften, resultieren.
446

 

Unter Ertragsteuern werden alle in- und ausländischen Steuern, auf Grundlage der steuerpflichti-

gen Einkommen (inkl. Quellensteuern), verstanden.
447

  

Der Steuerwert eines aktiven Vermögenswertes ist der Betrag, der für steuerliche Zwecke vom zu 

versteuernden wirtschaftlichen Nutzen abgezogen werden kann, der einer wirtschaftlichen Ein-

heit bei Realisierung des Buchwertes des Vermögenswertes zufließen wird. Ist dieser wirtschaft-

liche Nutzen nicht zu versteuern, ist der Steuerwert des aktiven Vermögenswertes gleich seinem 

Buchwert.
448

 

„Der Steuerwert einer Schuld ist deren Buchwert abzüglich aller Beträge, die für steuerliche 

Zwecke hinsichtlich dieser Schuld in zukünftigen Perioden abzugsfähig sind. Im Falle von im 

Voraus gezahlten Erlösen ist der Steuerwert der Schuld ihr Buchwert abzüglich der Beträge aus 

diesen Erlösen, die in Folgeperioden nicht besteuert werden.“
449

 

Die Ermittlung des Steuerwertes für steuerrechtliche Zwecke ist in Österreich Inhalt des Er-

tragsteuergesetzes, deswegen ist dieser Punkt nicht Gegenstand dieser Ausarbeitung. 

Wenn der Steuerwert eines Vermögenswertes oder einer Schuld nicht unmittelbar erkennbar ist, 

sollte der folgende Grundsatz angewendet werden: „Die wirtschaftliche Einheit hat, mit wenigen 

festgelegten Ausnahmen, eine latente Steuerschuld (einen latenten Steueranspruch) dann anzuset-
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 Vgl. SKK 11.4 und .6. 
447

 Vgl. SKK 11.5. 
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 Vgl. SKK 11.9. 
449

 SKK 11.10. 
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zen, wenn die Realisierung oder die Erfüllung des Buchwertes des Vermögenswertes oder der 

Schuld zu zukünftigen höheren (niedrigeren) Steuerzahlungen führen würde, als dies der Fall wä-

re, wenn eine solche Realisierung oder Erfüllung keine steuerlichen Konsequenzen hätte.“
450

 Aus 

diesem Grundsatz ist erkennbar, dass der albanische Gesetzgeber eine steuerliche Abgrenzung für 

alle zu versteuerenden temporären Differenzen, also quasi-permanente und zeitlich begrenzte 

steuerliche Differenzen. Das UGB sieht grds. nur eine Steuerabgrenzung von zeitlich begrenzten 

Differenzen vor. Die Abgrenzung von quasi-permanenten Differenzen wird in der österreichi-

schen Literatur unterschiedlich aufgefasst.
451

 

13.1.2. Ansatz der tatsächlichen Steuerschulden und -ansprüche 

Der noch ausstehende (unbezahlte) Teil der tatsächlichen Ertragsteuern für die laufenden und 

früheren Berichtsperioden ist als Schuld anzusetzen. Falls der bereits entrichtete Betrag der lau-

fenden und früheren Berichtsperioden den für diese Perioden geschuldeten Betrag übersteigt, ist 

der Unterschiedsbetrag als Vermögenswert anzusetzen.
452

 

13.1.3. Ansatz der latenten Steuerschulden und -ansprüche 

Für alle zu versteuernden temporären Differenzen ist eine latente Steuerschuld zu bilanzieren, mit 

Ausnahme der folgenden Fälle:
453

 

a) Die latente Steuerschuld erwächst aus dem erstmaligen Ansatz eines Geschäfts- oder Fir-

menwertes; 

b) Die latente Steuerschuld erwächst aus einem Geschäfts- und Firmenwert, dessen Ab-

schreibung steuerlich nicht absetzbar ist; 

c) Die latente Steuerschuld erwächst aus dem erstmaligen Ansatz eines Vermögenswertes 

oder einer Schuld bei einem Geschäftsvorfall, der:  

i) kein Unternehmenszusammenschluss ist; 

ii) zum Zeitpunkt des Geschäftsvorfalles weder das bilanzielle noch das steuerrechtli-

che Periodenergebnis beeinflusst. 

                                                           
450

 SKK 11.12. 
451

 Vgl. Tichy (1994), S. 321; Auer (2000), S. 190; Kofler / Kofler (2001), § 198 Abs. 9 und Abs. 10 HGB, Tz. 9; 

Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 131. Zu den unterschiedlichen Ansichten über die Abgrenzung 

von quasi-permanenten Differenzen wird hier auf Nowotny (2011), § 198 UGB, Rz. 171, und die dort weiterfüh-

renden Werke verwiesen. 
452

 Vgl. SKK 11.14. 
453

 Vgl. SKK 11.15. 
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§ 198 Abs. 9 UGB sieht grds. eine Passivierungspflicht der passiven latenten Steuern vor, mit 

Ausnahme von den Fällen, in denen eine unversteuerte Rücklage bereits gebildet wurde. 

Bestimmte SKK gestatten oder verlangen die Bilanzierung von bestimmten Vermögenswerten 

zum beizulegenden Zeitwert oder deren Neubewertung. Die Neubewertung oder die Anpassung 

eines Vermögenswertes beeinflusst nicht das steuerliche Ergebnis der Periode der Neubewertung 

oder der Anpassung. In Folge dessen wird der Steuerwert des Vermögenswertes nicht berichtigt. 

Trotzdem führt die künftige Realisierung des Buchwertes zu einem zu versteuernden Zufluss an 

wirtschaftlichem Nutzen für das Unternehmen; und die für steuerliche Zwecke abzugsfähige Ab-

schreibung wird von der bilanziellen Abschreibung abweichen. Der Unterschiedsbetrag zwischen 

dem Buchwert eines neubewerteten Vermögenswertes und seinem Steuerwert ist eine temporäre 

Differenz und führt zu einer latenten Steuerschuld oder einem latenten Steueranspruch.
454

 Das 

UGB sieht keine Bilanzierung von Vermögenswerten zum beizulegenden Zeitwert oder deren 

Neubewertung vor, deswegen kann nach UGB keine Abgrenzung vorgenommen werden.
455

 

Ein latenter Steueranspruch ist grds. für alle abzugsfähigen temporären Differenzen in dem Aus-

maß zu erfassen, in der es wahrscheinlich ist, dass ein steuerliches Ergebnis verfügbar sein wird, 

gegen das die temporäre Differenz verwendet werden kann. Das Ansatzverbot bei latenten Steu-

erschulden ist hier sinngemäß anzuwenden.
456

 Gemäß § 198 Abs. 10 UGB dürfen aktive, latente 

Steuern gebildet werden, wenn sich der zu hohe Steueraufwand in späteren Geschäftsjahren vo-

raussichtlich ausgleicht (Aktivierungswahlrecht). Wird von diesem Aktivierungswahlrecht Ge-

brauch gemacht, besteht gemäß § 226 Abs. 2 UGB eine Ausschüttungssperre. 

13.2. Bewertung der tatsächlichen und der latenten Steuern 

Tatsächliche kurzfristige Ertragsteuerschulden bzw. Ertragsteueransprüche, die vergangene und 

laufende Berichtsperioden betreffen, werden mit dem Betrag bewertet, in dessen Höhe eine Zah-

lung an die Steuerbehörden bzw. eine Erstattung von den Steuerbehörden erwartet wird basierend 

auf Steuersätzen und steuerliche Bestimmungen, die am Bilanzstichtag gelten.
457

 

Eine wirtschaftliche Einheit darf tatsächliche Steuererstattungsansprüche gegen tatsächliche 

Steuerschulden nur dann saldieren, wenn sie ein gesetzlich vorgeschriebenes Recht hat, die bilan-

                                                           
454

 Vgl. SKK 11.19. 
455

 Vgl. Butollo / Schmidt-Karall / Prachner (2006), S. 132. 
456

 Vgl. SKK 11.21. 
457

 Vgl. SKK 11.24. 
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zierten Beträge gegeneinander aufzurechnen und beabsichtigt, entweder den Nettobetrag zu zah-

len oder gleichzeitig mit der Realisierung eines Vermögenswertes auch Schuld abzulösen.
458

 

Latente Steueransprüche und latente Steuerschulden werden mit den Steuersätzen bewertet, deren 

Gültigkeit für die Periode, in der ein Vermögenswert realisiert oder eine Schuld erfüllt wird, er-

wartet wird. Dabei werden die Steuersätze und die steuerlichen Bestimmungen verwendet, die 

zum Bilanzstichtag gültig oder angekündigt sind. Die Bewertung latenter Steuerschulden und la-

tenter Steueransprüche spiegelt die Art und Weise wider, wie ein Unternehmen zum Bilanzstich-

tag erwartet, den Buchwert der Vermögenswerte zu realisieren oder die Schulden zu erfüllen.
459

 

Das UGB regelt die anzuwendenden Steuersätze nicht ausdrücklich, aber auch in Österreich wer-

den grds. die künftigen Steuersätze, die für das steuerliche Ergebnis in den Perioden erwartet 

werden, in denen die Unterschiede zwischen der unternehmensrechtlichen und dem steuerrechtli-

chen Bilanz voraussichtlich ausgleichen werden, verwendet.
460

 

Latente Steueransprüche und latente Steuerschulden werden nicht abgezinst.
461

 

Der Buchwert eines latenten Steueranspruches ist zu jedem Bilanzstichtag zu überprüfen. Der 

Buchwert eines latenten Steueranspruches muss vermindert werden, wenn es nicht mehr wahr-

scheinlich ist, dass ein ausreichendes steuerliches Ergebnis zur Verfügung stehen wird, um den 

latenten Steueranspruch, gegen zu verwenden. Alle derartigen Minderungen sind in dem Umfang 

wieder aufzuheben, in dem es wahrscheinlich wird, dass ein ausreichendes steuerliches Ergebnis 

zur Verfügung stehen wird.
462

 Das UGB sieht keine explizite Bestimmung darüber vor, aber im-

plizit könnte eine Überprüfung des Ansatzes von latenten Steueransprüchen von den GoB abge-

leitet werden.
463

 

Tatsächliche und latente Steuern werden in der GuV als Erträge oder Aufwendungen erfasst und 

sind in das Periodenergebnis einzubeziehen, es sei denn, die Steuern stammen aus einem Ge-

schäftsvorfall, der in der gleichen oder einer anderen Periode, unmittelbar im Eigenkapital ange-

                                                           
458

 Vgl. SKK 11.34. 
459

 Vgl. SKK 11.25 und .27. 
460

 Vgl. Nowotny (2011), § 198 UGB, Rz. 177. Gleiches bereits KFS / RL 15 (2000), Punkt 1.4.2; Deutsch / Ro-

hatschek (2010), S. 106 f. 
461

 Vgl. SKK 11.29.  
462

 Vgl. SKK 11.30. 
463

 Vgl. Auer (2000), S. 197. 
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setzt wird oder aus einem Unternehmenszusammenschluss.
464

 Gemäß UGB ist eine direkte Erfas-

sung der latenten Steuern im Eigenkapital nicht vorgesehen.
465

 

13.3. Ausweis und Angaben 

Die tatsächlichen Steuererstattungsansprüche bzw. die tatsächliche Steuerschulden werden je-

weils als Teil des sonstigen Umlaufvermögens bzw. der sonstigen kurzfristigen Schulden ausge-

wiesen. Die latenten Steuerschulden und -ansprüche werden unter den in den verbindlichen 

Formblättern vorgesehenen Posten ausgewiesen. Der Steueraufwand bzw. -ertrag, der mit der 

gewöhnlichen Tätigkeit verbunden ist, ist in der GuV gesondert auszuweisen.
466

 Nach dem UGB 

werden die tatsächlichen Steuerschulden und Steueransprüchen gesondert unter den Posten 

„sonstige Verbindlichkeiten“ bzw. „sonstige Forderungen“ ausgewiesen. Gemäß § 198 Abs. 9 

und Abs. 10 UGB ist für die passiven, latenten Steuern eine Rückstellung zu bilden und geson-

dert auszuweisen und die aktiven, latenten Steuern dürfen gesondert als Abgrenzungsposten auf 

der Aktivseite der Bilanz ausgewiesen werden. 

Die Hauptbestandteile des Steueraufwandes bzw. -ertrages sind im Anhang getrennt anzugeben. 

Zu den Hauptbestandteilen des Steueraufwandes bzw. -ertrages zählen der tatsächliche Ertrag-

steueraufwand bzw. -ertrag und der Betrag des latenten Steueraufwandes bzw. -ertrages, der auf 

das Entstehen bzw. und die Umkehrung temporärer Differenzen zurückzuführen ist.
467

 

Folgendes muss im Anhang getrennt angegeben werden:
468

 

a) Gesamtbetrag der tatsächlichen und latenten Steuern, die mit Posten verbunden sind, die 

direkt dem Eigenkapital belastet oder gutgeschrieben wurden; 

b) Eine Erläuterung der Relation zwischen Steueraufwand bzw. -ertrag und dem bilanziellen 

Periodenergebnis, alternativ in einer oder in beiden folgenden Formen: 

i) Eine Überleitungsrechnung zwischen dem Steueraufwand bzw. -ertrag und dem 

Produkt aus dem bilanziellen Periodenergebnis und dem anzuwendenden Steuer-

satz, wobei auch die Basis anzugeben ist, auf der der anzuwendende Steuersatz be-

rechnet wird; 

                                                           
464

 Vgl. SKK 11.31. 
465

 Vgl. Auer (2000), S. 196. 
466

 Vgl. SKK 11.36 f. 
467

 Vgl. SKK 11.38 f. 
468

 Vgl. SKK 11.40. 
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ii) Eine Überleitungsrechnung zwischen dem durchschnittlichen effektiven Steuersatz 

und dem anzuwendenden Steuersatz, wobei ebenfalls die Basis anzugeben ist, auf 

der der anzuwendende Steuersatz berechnet wird; 

c) Eine Erläuterung zu Änderungen des anzuwendenden Steuersatzes im Vergleich zu der 

vorherigen Berichtsperiode. 

Das UGB sieht folgende Anhangsangaben vor: 

a) Betrag der passiven, latenten Steuern, wenn er in der Bilanz nicht gesondert ausgewiesen 

ist;
469

 

b) „die Auswirkung der Veränderung der unversteuerten Rücklagen auf dem Posten „Steuern 

von Einkommen und von Ertrag“ des Geschäftsjahres“
470

; 

c) „in welchem Umfang die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag das Ergebnis der ge-

wöhnlichen Geschäftstätigkeit und das außerordentliche Ergebnis belasten“
471

; 

d) Betrag der aktiven, latenten Steuern, wenn er in der Bilanz nicht gesondert ausgewiesen 

wurde;
472

 

e) „Rückstellungen, die in der Bilanz nicht gesondert ausgewiesen werden, wenn sie einen 

erheblichen Umfang haben; diese Rückstellungen sind zu erläutern“
473

. 

13.4. Zusammenfassung 

Nach der ausführlichen Darstellung der Bilanzierung von tatsächlichen und latenten Steuerschul-

den bzw. Steueransprüchen werden hier nochmals die wichtigsten Bestimmungen und Unter-

schiede zwischen den beiden Ländern zusammengefasst.  

Es gibt keine gesetzliche Verpflichtung zur Anwendung des SKK 11, aber die Unternehmen, die 

sich dafür entscheiden, müssen SKK 11 stetig auch in den Folgeperioden anwenden. 

In Albanien werden sowohl die zeitlich begrenzte Differenzen, als auch die quasi-permanenten 

Differenzen steuerlich abgegrenzt. Das UGB sieht grds. nur eine Steuerabgrenzung von zeitlich 

begrenzten Differenzen vor. Die Abgrenzung von quasi-permanenten Differenzen wird dagegen 

von der Literatur unterschiedlich aufgefasst 

                                                           
469

 Vgl. § 198 Abs. 9 UGB. 
470

 § 237 Z 6 lit. a UGB. 
471

 § 237 Z 6 lit. b UGB. 
472

 Vgl. § 237 Z 6 lit. c UGB. 
473

 § 237 Z 7 UGB. 
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SKK 11 schreibt sowohl eine Aktivierungs- als auch eine Passivierungspflicht für aktive bzw. 

passive, latente Steuern vor. § 198 Abs. 9 und 10 UGB dagegen schreibt grds. eine Passivie-

rungspflicht für passive, latente Steuern und ein Aktivierungswahlrecht für aktive, latente Steuern 

vor. 

Wichtig zu erwähnen ist die Tatsache, dass in Albanien steuerliche Abgrenzungen auch aufgrund 

von Neubewertungen und von der Anwendung der fair value Methode möglich sind. Im Gegen-

satz dazu sieht das UGB keine Bilanzierung von Vermögenswerten zum beizulegenden Zeitwert 

oder deren Neubewertung vor; deswegen kann nach UGB keine steuerliche Abgrenzung vorge-

nommen werden. 

Latente Steueransprüche und latente Steuerschulden werden nicht abgezinst. 

SKK 11 sieht u.U. die Erfassung der tatsächlichen und der latenten Steuern direkt im Eigenkapi-

tal. Dagegen ist gemäß UGB eine direkte Erfassung der latenten Steuern im Eigenkapital nicht 

möglich. 

Weitere Unterschiede betreffen den Ausweis der tatsächlichen und den latenten Steuern sowie die 

Anhangsangaben.  
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14. Auswirkungen von Änderungen der Wechselkurse  

14.1. Erstbewertung von Geschäftsvorfällen in Fremdwährung 

Der SKK 12 regelt die Bilanzierung von Geschäftsvorfällen und Salden in Fremdwährung, mit 

Ausnahme von den Geschäftsvorfällen und Salden, die sich auf Derivaten beziehen (SKK 3).
474

 

Das UGB enthält keine spezifischen Bestimmungen über die Bilanzierung von Geschäftsvorfäl-

len und Salden in Fremdwährungen. Deshalb wird in diesem und in den nachgehenden Anschnit-

ten kein Vergleich zu Österreich ausgearbeitet. 

Geschäftsvorfälle in einer Fremdwährung sind solche Geschäftsvorfälle, die in einer Fremdwäh-

rung angegeben sind oder in einer Fremdwährung erfüllt werden, einschließlich der folgenden 

Geschäftsvorfälle:
475

 

a) Kauf bzw. Verkauf von Waren und Dienstleistungen, deren Preis in einer Fremdwährung 

angegeben ist; 

b) Aufnahme oder Vergabe eines Kredites bzw. Darlehens, wenn der Wert der Verbindlich-

keiten und Forderungen in einer Fremdwährung angegeben ist; 

c) Sonstiger Erwerb oder Veräußerung eines Vermögenswertes und / oder das Eingehen oder 

Ausgleich einer Schuld, deren Wert in einer Fremdwährung angegeben ist. 

Die Geschäftsvorfälle in einer Fremdwährung werden erstmalig in lekë angesetzt, indem der 

Fremdwährungsbetrag mit dem am jeweiligen Tag des Geschäftsvorfalles gültigen Kassakurs, 

umgerechnet wird. Der Tag des Geschäftsvorfalls ist der Tag, an dem der Geschäftsvorfall erst-

mals gemäß den Bestimmungen der SKK ansetzbar ist. Aus praktischen Gründen wird häufig ein 

Kurs verwendet, der einen Näherungswert für den aktuellen Kurs am Tag des Geschäftsvorfalles 

darstellt, wie z.B. der Durchschnittskurs einer Woche oder eines Monats, der für alle Geschäfts-

vorfälle innerhalb der jeweiligen Zeiträumen verwendet werden kann.
476
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 Vgl. SKK 12.4. 
475

 Vgl. SKK 12.7. 
476

 Vgl. SKK 12.8 f. 
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14.2. Bewertung in den Folgejahren 

Zu jedem Bilanzstichtag:
477

 

a) sind die monetäre Posten, die in Fremdwährung angegeben sind, mit dem Stichtagskurs 

umzurechnen; 

b) sind nicht monetäre Posten, die zu historischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten in 

Fremdwährung bewertet werden, mit dem Kurs am Tag des Geschäftsvorfalles umzu-

rechnen; 

c) sind nicht monetäre Posten, die mit dem beizulegenden Zeitwert in Fremdwährung bewer-

tet sind, mit dem Kurs umzurechnen, der am Tag der Ermittlung des beizulegenden Zeit-

wertes gültig war. 

14.3. Behandlung von Umrechnungsdifferenzen 

Umrechnungsdifferenzen, die sich aus der Abwicklung oder der Umrechnung von monetären 

Posten zu einem anderen Kurs als zu dem Kurs, zu dem sie bei dem erstmaligen Ansatz während 

der Berichtsperiode oder in früheren Berichtsperioden umgerechnet wurden, ergeben, sind in der 

GuV der Berichtsperiode zu erfassen, in der diese Differenzen entstanden sind.
478

 

Eine Umrechnungsdifferenz ergibt sich, wenn bei monetären Posten aus einem Geschäftsvorfall 

in einer Fremdwährung am Tag des Geschäftsvorfalls und am Tag der Abwicklung unterschiedli-

che Wechselkurse bestehen. Erfolgt die Abwicklung innerhalb der gleichen Berichtsperiode wie 

der erstmalige Ansatz, wird die Umrechnungsdifferenz in dieser Periode berücksichtigt. Wird der 

Geschäftsvorfall in einer späteren Berichtsperiode abgewickelt, so wird die Umrechnungsdiffe-

renz, die in jeder dazwischen liegenden Periode bis zur Periode, in der der Ausgleich erfolgt, 

durch die Änderungen der Wechselkurse in den jeweiligen Perioden bestimmt.
479

 

Wird ein Gewinn oder ein Verlust aus einem nicht monetären Posten direkt im Eigenkapital er-

fasst, sind auch die Umrechnungsdifferenzen direkt im Eigenkapital zu erfassen. Wird ein Ge-

winn oder Verlust aus einem nicht monetären Posten in der GuV erfasst, sind auch die Umrech-

nungsdifferenzen in der GuV zu erfassen.
480
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 Vgl. SKK 12.10. 
478

 Vgl. SKK 12.12. 
479

 Vgl. SKK 12.13. 
480

 Vgl. SKK 12.14. 
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14.4. Anhangsangaben 

Im Anhang sind folgenden Angaben über die Umrechnungsdifferenzen zu machen:
481

 

a) Betrag der Umrechnungsdifferenzen, die in der GuV erfasst sind, mit Ausnahme von Um-

rechnungsdifferenzen aus Finanzinstrumenten, die zu ihrem beizulegenden Zeitwert be-

wertet werden und die gemäß SKK 3 in der GuV erfasst werden; 

b) Saldo der Umrechnungsdifferenzen, der als eigener Posten in das Eigenkapital angesetzt 

wurde, sowie eine Überleitungsrechnung dieser Umrechnungsdifferenz zum Beginn und 

am Ende der Berichtsperiode. 

14.5. Zusammenfassung 

Zusammenfassend werden nochmals die wichtigen Bestimmungen des SKK 12 erläutert.  

Da das UGB keine explizite Bestimmungen über die Geschäftsvorfällen und Salden in Fremd-

währung enthält, wurde kein Vergleich der Bestimmungen zwischen den beiden Ländern ausge-

arbeitet.  

Die Geschäftsvorfälle in Fremdwährung werden erstmalig in lekë angesetzt, indem der Fremd-

währungsbetrag mit dem am jeweiligen Tag des Geschäftsvorfalles gültigen Kassakurs umge-

rechnet wird. 

Zu jedem Bilanzstichtag: 

a) sind die monetären Posten, die in Fremdwährung angegeben sind, mit dem Stichtagskurs 

umzurechnen; 

b) sind nicht monetäre Posten, die zu historischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten in 

Fremdwährung bewertet werden, mit dem Kurs am Tag des Geschäftsvorfalles umzu-

rechnen; 

c) sind nicht monetäre Posten, die mit dem beizulegenden Zeitwert in Fremdwährung bewer-

tet sind, mit dem Kurs umzurechnen, der am Tag der Ermittlung des beizulegenden Zeit-

wertes gültig war. 

Umrechnungsdifferenzen, die sich aus der Abwicklung oder aus der Umrechnung von monetären 

Posten zu einem anderen Kurs als den gültigen Kassakurs am Tag des Geschäftsvorfalles erge-

ben, sind in der GuV der Berichtsperiode zu erfassen, in der diese Differenzen entstehen. Wird 

                                                           
481

 Vgl. SKK 12.22. 
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ein Gewinn oder Verlust aus einem nicht monetären Posten direkt im Eigenkapital erfasst, sind 

auch die Umrechnungsdifferenzen direkt im Eigenkapital zu erfassen. 
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15. Schlussbetrachtung 

Die Anwendung der neuen Rechnungslegungsbestimmungen ist nicht nur ein sehr wichtiger 

Fortschritt Albaniens bei den EU-Beitrittsverhandlungen, sondern auch ein Meilenstein in der 

Konsolidierung der freien Marktwirtschaft. Die internationale Bedeutung der IAS / IFRS Bilan-

zierungsstandards, welche versuchen die weltweite Vergleichbarkeit der Abschlüsse zu ermögli-

chen, wobei auch versucht wird Unterschiede zum US-GAAP zu minimieren, die als Grundlage 

für die Neuerungen der Gesetzgebung in Albanien gelten, steigert die Wettbewerbsfähigkeit des 

Landes. Die Umstellung von der alten Bilanzierungspraxis auf die neue war mit drastischen Än-

derungen verbunden. 

In dieser Diplomarbeit wurden die albanischen Bilanzierungsbestimmungen über den Jahresab-

schluss dargestellt und anschießend ein Vergleich mit dem Bestimmungen des österreichischen 

UGB ausgearbeitet. Aus der Ausarbeitung der Bilanzierungsbestimmungen der beiden Länder 

wurden zusammenfassend die folgenden Erkenntnisse gewonnen: 

Ausländische Investoren sollten sich vor Augen halten, dass die Rechnungslegungspflicht in Al-

banien von der Gesellschaftsform unabhängig ist. Weiters ist zu beachten, dass es keine größen-

abhängigen Erleichterungen bezüglich der Bilanzierungsvorschriften für kleine und mittelgroße 

Kapitalgesellschaften gibt. 

Alle Bilanzierungsprobleme, die nicht explizit von den 14 SKK behandelt werden, werden grds. 

in Anlehnung an den KKK, die internationalen Bilanzierungsstandards, sowie die internationalen 

Praxis gelöst. 

Österreichische Unternehmen haben vieles im Bereich der Grundlagen des Jahresabschlusses zu 

beachten, die die Zielsetzung und die Bestandteile des Jahresabschlusses, sowie die GoB (u.a. 

Vorsichtsprinzip, Grundsatz der Bilanzidentität) betreffen.  

Wichtig zu erwähnen ist auch die Tatsache, dass gemäß SKK 1 eine Abweichung von der Einzel-

norm u.U. möglich ist und dass die Anwendung ungeeigneter Bilanzierungs- und Bewertungsme-

thoden nicht durch Beschreibungen und Erklärungen richtig gestellt werden kann.  

Mit großen Unterschieden ist z.T. im Bereich des Ansatzes und Bewertung, sowie im Bereich der 

Wertminderung und Wertaufholung von aktiven Vermögenswerten, zu rechnen. Die albanischen 

SKK schreiben u.a. die Anwendung des fair values oder der Neubewertung vor. Weiters kennt 
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das albanische Rechnungslegungssystem auch das Gebilde der zahlungsmittelgenerierenden Ein-

heit oder des Komponenteansatzes. 

Nicht zu unterschätzen sind auch die punktuellen Unterschiede im Ansatz und Bewertung von 

Rückstellungen und passiven Finanzinstrumenten.  

Enorme Unterschiede betreffen den Zeitpunkt der Erfassung von Erträgen und die bilanzielle Be-

handlung von Erträgen aus der Erbringung von Dienstleistungen (Methode des Fertigstellungs-

grades). 

Ausländische Investoren müssen auch die bedeutenden Unterschiede bei der Erfassung der Steu-

erabgrenzung beachten. Wichtig ist, dass die steuerliche Abgrenzung in Albanien einem Wahl-

recht unterliegt. Entscheidet sich ein Unternehmen für die Anwendung des SKK 11, sind seine 

Bestimmungen verpflichtend. Weiters betreffen wichtige Unterschiede den Umfang der steuerli-

chen Abgrenzung (temporäre Differenzen) sowie die vorgeschriebene Aktivierungs- und Passi-

vierungspflicht der aktiven bzw. passiven, latenten Steuern. 

Weiters ist festzuhalten, dass die Anhangsangaben der beiden Rechnungslegungsgesetze z.T. 

stark voneinander abweichen und dass die albanischen Bestimmungen detaillierter sind als die 

Bestimmungen des UGB. Die albanischen SKK regeln auch Bereiche wie die Leasingverhältnis-

se, die Zuwendungen und die Bilanzierung von Geschäftsvorfällen in Fremdwährungen.  

Während der Ausarbeitung der albanischen Bestimmungen fallen einige Bestimmungen in den 

verschiedenen SKK auf, die entweder einander widersprechen oder keinen praktischen Nutzen 

haben. Beispielweise besagt SKK 4.13, dass Grundstücke und Bauten, die als zur Veräußerung 

gehaltenes Anlagevermögen umgebucht werden, mit dem Buchwert oder mit dem beizulegenden 

Zeitwert anzusetzen sind. Welcher Wert bei der Umbuchung maßgeblich ist, hängt von der Be-

wertungsmethode, die das Unternehmen vor der Umbuchung für das Anlagevermögen angewandt 

hat, ab. Andererseits besagt SKK 5, dass das zur Veräußerung gehaltene Anlagevermögen mit 

dem niedrigeren Wert aus dem beizulegenden Zeitwert, abzüglich der Verkaufskosten und dem 

Buchwert, anzusetzen ist. Diese zwei Bestimmungen widersprechen einander. Der SKK 5 regelt 

die Veräußerung aller Anlagevermögensgegenstände, einschließlich der Veräußerung von Grund-

stücken und Bauten, ohne einen Verweis oder eine Bemerkung auf die Bestimmung von SKK 

4.13 zu machen. 
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Eine weitere Unstimmigkeit ergibt sich aus dem SKK 5.59, der besagt, dass die abnutzbaren im-

materiellen Anlagevermögensgegenstände mit der linearen Abschreibungsmethode abgeschrie-

ben werden, es sei denn, eine andere Abschreibungsmethode ist geeigneter, den Verbrauch der 

zukünftigen erwarteten wirtschaftlichen Nutzen wiederzugeben. Eine zulässige Alternativmetho-

de ist nur eine solche Abschreibungsmethode, deren kumulierte Abschreibung in jeder Periode 

denselben Betrag wie die kumulierte Abschreibung einer linearen Abschreibungsmethode, ergibt. 

Diese Bestimmung ist in sich nicht stimmig, da es wenig Sinn macht, eine andere Methode als 

die lineare Abschreibungsmethode anzuwenden, wenn die kumulierte Abschreibung in jeder Pe-

riode und somit auch der Buchwert, der kumulierten Abschreibung bzw. dem Buchwert bei der 

Anwendung der linearen Abschreibungsmethode, entsprechen. 

Die vorliegende Diplomarbeit soll allen österreichischen Unternehmen, die Interesse an Entwick-

lung von Geschäftsideen in Albanien haben, als eine Art Handbuch zur besseren Handhabung 

von albanischen Rechnungslegungsbestimmungen dienen. Der Vergleich sollte die Unterschiede 

in der Bilanzierung der verschiedenen Geschäftsvorfälle verdeutlichen.  

Die vorliegende Ausarbeitung hat sich nur an die Gesetze, Richtlinien und Verordnungen des al-

banischen Gesetzgebers, die die Rechnungslegungsbestimmungen enthalten, gestützt, ohne Ver-

wendung weiterer Gesetzte, wie z.B. Steuergesetze, Kommentare und Fachbücher in albanischer 

Sprache. Weitere wissenschaftliche Arbeiten können sich auf weitere Quellen unter stärkerer Be-

rücksichtigung von steuerrechtlichen Bestimmungen stützen, um eine umfassendere Darstellung 

der Rechnungslegungssysteme in den beiden Ländern zu ermöglichen. Weitere Forschungsmög-

lichkeiten ergeben sich aus der Darstellung eines Vergleiches der Bestimmungen über die Kon-

zernabschlüsse zwischen den beiden Ländern oder auch in der Darstellung eines Vergleiches un-

ter Verwendung von Beispielen aus der Praxis. 
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16. Anhänge 

16.1. Anhang I – Bilanz 

  

AKTIVA Verweise 
(Notizen) 

Jahr 

200X1 

Jahr 

200X0 

I UMLAUFVERMÖGEN       

1. Zahlungsmittel
482

       

2. 
Derivate und zu Handelszwecken gehaltenes Finanzvermögen   

      

(i) Derivate       

(ii) Zu Handelszwecken gehaltes Finanzvermögen        

  Summe 2       

3. Sonstiges finanzielles Umlaufvermögen        

(i) Forderungen aus Lieferungen und Leistungen       

(ii) Sonstige Forderungen       

(iii) Sonstige Schuldtitel        

(iv) Sonstige Finanzinstrumente       

  Summe 3       

4. Vorräte       

(i) Roh-, Hilfs-, und Betriebsstoffe       

(ii) Unfertige Erzeugnisse und Leistungen       

(iii) Fertige Erzeugnisse       

(iv) Waren        

(v) Geleistete Anzahlungen für Lieferungen und Leistungen       

  Summe 4       

5. Biologisches Umlaufvermögen       

6. Zur Veräußerung gehaltenes Umlaufvermögen
483

       

7. Geleistete Anzahlungen und Rechnungsabgrenzungsposten       

  SUMME DES UMLAUFVERMÖGENS (I)       

 

 

 

 

 

                                                           
482

 Darunter sind Kassenbestände und Guthaben bei Kreditinstituten zu verstehen. 
483

 Es handelt sich um keinen Übersetzungsfehler. Dem alabnischen Gesetzgeber könnte ein Schreibfehler unterlau-

fen sein. Der Posten sollte „Zur Veräußerung gehaltenes anlagevermögen“ heißen. 



XII 

II ANLAGEVERMÖGEN       

1. Finanzanlagen       

(i) Anteile an beherrschten Einheiten (nur für KA)       

(ii) Beteiligungen
484

       

(iii) Wertpapiere des Anlagevermögens       

(iv) langfristige Forderungen       

  Summe 1       

2. Sachanlagevermögen       

(i) Grund und Boden       

(ii) Bauten        

(iii) Technische Anlagen und Maschinen       

(iv) Sonstiges Anlagevermögen       

  Summe 2       

3. Biologishes Anlagevermögen       

4. Immaterielles Anlagevermögen       

(i) Geschäfts(Firmen)wert       

(ii) Entwicklungsaufwendungen        

(iii) Sonstiges immaterielles Anlagevermögen       

  Summe 4       

5. Noch nicht eingezahltes Grundkapital       

6. Sontiges Anlagevermögen       

  SUMME DES ANLAGEVERMÖGENS (II)       

  BILANZSUMME (I+II)       

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
484

 Darunter sind Anteile an assoziierte Unternehmen und andere Beteiligungen zu verstehen. 
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PASSIVA 

Notizen 

Jahr 

200X1 

Jahr 

200X0 

I KURZFRISTIGE SCHULDEN        

1. Derivate       

2. Darlehen        

(i) kurzfristige Darlehen und Schuldverschreibungen       

(ii) Rückzahlung von langfristigen Darlehen       

(iii) konvertible Anleihen       

  Summe 2       

3. Zahlungsverpflichtungen und Anzahlungen       

(i) Verblindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen       

(ii) Verbindlichkeiten gegenüber Arbeitnehmern       

(iii) Steuerverbindlichkeiten       

(iv) Sonstige Verbindlichkeiten       

(v) Erhaltene Anzahlungen       

  Summe 3       

4. Subventionen und Rechnungsabgrenzungsposten       

5. Kurzfristige Rückstellungen       

  SUMME DER KURZFRISTIGEN SCHULDEN (I)       

          

II LANGFRISTIGE SCHULDEN        

1. Langfristige  Darlehen       

(i) 

Darlehen, Anleihen und Verbindlichkeiten aus Finanzierungs-

leasing        

(ii) Konvertible Anleihen       

  Summe 1       

2. Sonstige langfristige Darlehen        

3. Langfristige Rückstellungen       

4. Subventionen und Rechnungsabgrenzungsposten       

  SUMME DER LANGFRISTIGEN SCHULDEN (II)       

  SUMME DER GESAMTSCHULDEN       

 

 

 

 

 

 

 



XIV 

III EIGENKAPITAL       

1. Minderheitsanteile (nur für KA)        

2. Kapital der Aktionäre der Muttergesellschaft (nur für KA)       

3. Grundkapital
485

       

4. Agio        

5. Eigene Anteile (negativ)       

6. Satzungsmäßige Rücklagen       

7. Gesetzliche Rücklagen       

8. Andere Rücklagen       

9. Einbehaltene Gewinne       

10. Jahresgewinn (Jahresverlust)       

  SUMME DES KAPITALS (III)       

          

  BILANZSUMME (I,II,III)       

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
485

 Diese Bezeichnung gilt nur für AG. Alle Gesellschaftsformen die kein Grundkalital haben, sollten eine geeignete 

Bezeichnung für diese Kategorie des Kapitals verwenden. 
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16.2. Anhang II – Gewinn- und Verlustrechnung nach dem Umsatzkosten-

verfahren 

  

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 

NACH DEM UMSATZKOSTENVERFAHREN       

Nr. Beschreibung der Elemente Verweise 

Kontonummer 

Geschäftsjahr 

200X1 

Geschäftsjahr 

200X0 

1. Umsatzerlöse       

2. 

Herstellkosten der zur Erzielung der Umsatzerlöse 

erbrachten Leistungen 
      

3. Bruttogewinn (Bruttoverlust) (1 - 2)       

4. Vertriebskosten       

5. Verwaltungskosten       

6. Sonstige betriebliche Erträge       

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen       

8. Betriebsergebnis       

9. 

Erträge / Aufwendungen aus kontrollierten Einhei-

ten       

10. Erträge / Aufwendungen aus Beteiligungen       

11. Finanzerträge und Finanzaufwendungen       

11.1 

Finanzerträge /-aufwendungen aus sonstigen Fi-

nanzanlagevermögen
486

       

11.2 Zinserträge / -aufwendungen
487

       

11.3 Wechselkurserträge / -aufwendungen       

11.4 sonstige Finanzerträge / -aufwendungen       

12. 

Finanzerfolg  (9 + / - 10 + / - 11.1 + / - 11.2 + / - 

11.3 + / - 11.4)       

13. Gewinn (Verlust) vor Steuern (8 +/- 12)       

14. Steuern von Einkommen und Ertrag       

15. Jahresgewinn / Jahresverlust (13 - 14)       

16. Elemente des Konzernabschlusses       

  Jahresgewinnanteil für das Mutterunternehmen       

  Jahresgewinnanteil für die Minderheitsaktionäre       

 

 

                                                           
486

 Gewinn / Verlust aus langfristigen finanziellen Investitionen, einschließlich Gewinn / Verlust aus dem Verkauf 

von langfristigen Finanzanlagen, Erträge aus Zinsen und Dividenden aus langfristigen finanziellen Investitionen, 

Gewinne / Verluste aus der Neubewertung zum beizulegenden Zeitwert. 
487

 Zinserträge und Zinsaufwendungen für Darlehen, Anleihen-, Finanzierungsleasingverträgen und anderen Darle-

henszinsen. 
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16.3. Anhang III – Gewinn- und Verlustrechnung nach dem Gesamtkosten-

verfahren 

  

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG NACH DEM 
GESAMTKOSTENVERFAHREN       

          

Nr. Beschreibung der Elemente Verweise 
Kontonummer 

Geschäftsjahr 
200X1 

Geschäftsjahr 
200X0 

1. Umsatzerlöse       

2. Sonstige betriebliche Erträge       

3. 

Bestandsveränderung an den fertigen und unferti-
gen Erzeugnissen       

4. Aktivierte Eigenleistungen       

5. Materialaufwand       

6. Personalaufwand       

  - Löhne       

  

- Aufwendungen für Sozial- und Krankenversiche-
rung       

  - Pensionsaufwendungen       

7. Abschreibungen       

8. sonstige betriebliche Aufwendungen       

9. Gesamtaufwendungen (Summe 5 - 8)       

10. Betreibserfolg (1 + 2 + 4 + / - 3 - 9)       

11. Erträge / Aufwendungen aus kontrollierte Einheiten       

12. Erträge / Aufwendungen aus Beteiligungen       

13. Finanzerträge und Finanzaufwendungen       

13.1 

Finanzerträge / -aufwendungen aus sonstigem Fi-
nanzanlagevermögen Fußnote       

13.2 Zinserträge / -aufwendungen       

13.3 Wechselkurserträge / -aufwendungen       

13.4 sonstige Finanzerträge / -aufwendungen       

14. 

Finanzerfolg  (11 + / - 12 + / - 13.1 + / - 13.2 + / - 
13.3 + / - 13.4)       

15. Gewinn (Verlust) vor Steuern (10 + / - 14)       

16. Steuern von Einkommen und Ertrag       

17. Jahresgewinn / Jahresverlust (15 –16)       

18. Elemente des Konzernabschlusses       

  Jahresgewinnanteil für das Mutterunternehmen       

  Jahresgewinnanteil für die Minderheitsaktionäre       
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16.4. Anhang IV – Kapitalflussrechnung nach der direkten Methode 

KAPITALFLUSSRECHNUNG - DIREKTE METHODE Geschäftsjahr 
200X1 

Geschäftsjahr 
200X0 

Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit      

Einzahlungen von Kunden     

Auszahlungen an Lieferanten und Beschäftigte     

Zahlungsmittel aus der Geschäftstätigkeit     

Gezahlte Zinsen     

Gezahlte Ertragsteuer     

      

Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit     

      

Cash-flow aus Investitionstätigkeit     

Netto-Auszahlungen für Unternehmensakquisitionen     

Auszahlungen aus Kauf von Sachanlagevermögen     

Einzahlungen aus Verkauf von Vermögenswerten     

Erhaltene Zinsen     

Erhaltene Dividenden     

      

Cash-Flow aus Investitionstätigkeit     

      

Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit     

Einzahlungen aus Kapitalerhöhungen     

Einzahlungen aus langfristigen Darlehen und Ausleihungen     

Auszahlungen aus Verbindlichkeiten aus Finanzierungsleasing     

Dividendenauszahlungen     

      

Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit     

      

Nettozunahme / Nettoabnahme der Zahlungsmittel     

Zahlungsmittel zu Beginn der Berichtsperiode     

Zahlungsmittel am Ende der Berichtsperiode     
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16.5. Anhang V – Kapitalflussrechnung nach der indirekten Methode 

KAPITALFLUSSRECHNUNG - INDIREKTE METHODE Geschäftsjahr 

200X1 

Geschäftsjahr 

200X0 

Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit      

Gewinn vor Steuern     

berichtigt um:     

                    Abschreibungen     

                    Kurswechselverluste     

                    Erträge aus Kapitalanlagen     

                    Zinsaufwendungen     

Abnahme / Zunahme der Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen und der sonstigen Forderungen     

Abnahme / Zunahme der Vorräte     

Abnahme / Zunahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und Leistungen 
    

das generierte Cash-Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 

    

Gezahlte Zinsen     

Gezahlte Ertragsteuer     

      

Cash-Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit     

      

Cash-flow aus Investitionstätigkeit     

Netto-Auszahlungen für Unternehmensakquisitionen     

Auszahlungen aus Kauf von Sachanlagevermögen     

Einzahlungen aus Verkauf von Vermögenswerten     

Erhaltene Zinsen     

Erhaltene Dividenden     

      

Cash-Flow aus Investitionstätigkeit     

      

 

 

 

 

 

 



XIX 

Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit     

Einzahlungen aus Kapitalerhöhungen     

Einzahlungen aus langfristigen Darlehen und Ausleihungen     

Auszahlungen aus Verbindlichkeiten aus Finanzierungsleasing     

Dividendenauszahlungen     

      

Cash-Flow aus Finanzierungstätigkeit     

      

Nettozunahme / Nettoabnahme der Zahlungsmittel     

Zahlungsmittel zu Beginn der Berichtsperiode     

Zahlungsmittel am Ende der Berichtsperiode     
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16.6. Anhang VI – Eigenkapitalveränderungsrechnung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gezeichnetes 

Kapital

Agio / 

Aktienprämie

eigene Aktien / 

Anteile

gesetzliche und 

sazungsmäßige 

Rücklagen

nicht 

ausgeschütteter 

Gewinn

Gesamtes 

Eigenkapital

Eigenkapital zum 

31.12.200X0
X X (X) X X X

Veränderung von 

Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden

(X) (X)

Berichtigtes Eigenkapital X X (X) X X X

Bilanzgewinn (-verlust) 

aus der GuV
X X

Dividendenauszahlungen (X) (X)

Zunahme der 

Kapitalrücklage
X (X) -

Ausgabe von Aktien 

(Kapitalerhöhung)
X X X

Eigenkapital zum 

31.12.200X1
X X (X) X X X

Bilanzgewinn (-verlust) 

aus der GuV
X X

Dividendenauszahlungen (X) (X)

Ausgabe von Aktien 

(Kapitalerhöhung)
X X X

Zurückgekaufte eigene 

Aktien / Anteile
(X) (X)

Eigenkapital zum 

31.12.200X2
X X (X) X X X



XXI 

Quellenverzeichnis 

Literatur 

Altenburger, Otto A. (1993): Kommentar zum Rechnungslegungsgesetz, Buchführung und Jah-

resabschluß (§§ 189 bis 243 HGB mit Übergangsbestimmungen), Wien 1993  

Auer, Kurt V. (2000): IAS versus HGB, Ein Vergleich für Einzel- und Konzernabschluss, 2. Auf-

lage, Wien 2000 

Bergmann, Sebastian (2011): Kommentierung zu § 231 UGB, in: Wiener Kommentar zum Un-

ternehmensgesetzbuch, Band II Rechnungslegung, 3. Auflage, hrsg. von Manfred Straube, Wien 

2011 

Bertl, Romuald / Deutsch-Goldoni, Eva / Hirschler, Klaus (2011): Buchhaltungs- und Bilanzie-

rungshandbuch, 7. Auflage, Wien 2011 

Bertl, Romuald / Fraberger, Friedrich (1994a): Going-Concern-Prinzip, in: Österreichische Zeit-

schrift für Rechnungswesen, 4. Jg. (1994), S. 123 – 124 

Bertl, Romuald / Fraberger, Friedrich (1994b): Bewertungsstetigkeit, in: Österreichische Zeit-

schrift für Rechnungswesen, 4. Jg. (1994), S. 155 – 156 

Bertl, Romuald / Fraberger, Friedrich (1996): Anschaffungskosten, in: Österreichische Zeit-

schrift für Rechnungswesen, 6. Jg. (1996), S. 207 – 209 

Binder, Josef / Kubat, Renate (2004): Abschreibungen, in: Handbuch zum Rechnungslegungsge-

setz, Rechnungslegung, Prüfung und Offenlegung, Band I, hrsg. Romuald Bertl / Dieter Mandl, 

Wien 1999 – 2011 

Butollo, Beate / Schmidt-Karall, Mirjam / Prachner, Gerhard (2006): IFRS/IAS – US GAAP – 

HGB, Rechnungslegung im Vergleich, 2. Auflage, Wien 2006 

Christian, Dieter / Schiebel, Alexander (2010): Kommentierung zu § 237a UGB, in: Bilanzrecht, 

Kommentar Einzelabschluss, hrsg. von Klaus Hirschler, Wien 2010 

Deutsch, Eva / Rohatschek, Roman (2010): Sonderfragen der Bilanzierung, 3. Auflage, Wien 

2010 



XXII 

Eberhartinger, Eva (2000): Abzinsung von Verlustvorsorgen im Handels- und Steuerrecht, in: 

Verlustvorsorgen im Bilanz- und Steuerrecht, hrsg. von Romuald Bertl et al., Wien 2000, S. 183 

– 198 

Eberhartinger, Eva / Plassak, Angelika (2010): Kommentierung zu § 208 UGB, in: Bilanzrecht, 

Kommentar Einzelabschluss, hrsg. von Klaus Hirschler, Wien 2010 

Egger, Anton (1999): Kommentierung zu § 207 Abs. 1 HGB, in: Handbuch Bilanz und Ab-

schlussprüfung, Band I, 3. Auflage, hrsg. von Herbert Kofler et al., Wien 1998 / 2001 

Egger, Anton / Samer, Helmut / Bertl, Romuald (2010):
 
Der Jahresabschluss nach dem Unter-

nehmensgesetzbuch Band I, Der Einzelabschluss Erstellung und Analyse, 13. Auflage, Wien 

2010 

Fattinger, Stefan (2005): Anschaffungs- und Herstellungskosten, in: Handbuch zum Rechnungs-

legungsgesetz, Rechnungslegung, Prüfung und Offenlegung, Band I, hrsg. Romuald Bertl / Dieter 

Mandl, Wien 1999 – 2011 

Fellinger, Michaela / Urnik, Sabine / Urtz, Christoph (2011): Kommentierung zu § 207 UGB, in: 

Wiener Kommentar zum Unternehmensgesetzbuch, Band II Rechnungslegung, 3. Auflage, hrsg. 

von Manfred Straube, Wien 2011 

Fraberger, Friedrich (1995): Die zeitkongruente Aktivierung von Dividendenansprüchen, in: Ös-

terreichische Zeitschrift für Rechnungswesen, 5. Jg. (1995), S. 98 – 102 

Fraberger, Friedrich / Petritz, Michael (2010): Teilkommentierung zu § 201 UGB, in: Bilanz-

recht, Kommentar Einzelabschluss, hrsg. von Klaus Hirschler, Wien 2010 

Fraberger, Friedrich / Petritz, Michael / Walter-Gruber, Christina (2010): Kommentierung zu § 

195 UGB, in: Bilanzrecht, Kommentar Einzelabschluss, hrsg. von Klaus Hirschler, Wien 2010 

Fraberger, Friedrich / Petritz, Michael / Walter-Gruber, Christina (2010): Kommentierung zu § 

222 UGB, in: Bilanzrecht, Kommentar Einzelabschluss, hrsg. von Klaus Hirschler, Wien 2010 

Fritz-Schmied, Gudrun (2000): Kommentierung zu § 204 HGB, in: Handbuch Bilanz und Ab-

schlussprüfung, Band I, 3. Auflage, hrsg. von Herbert Kofler et al., Wien 1998 – 2001 

Fuchs, Harald (2008): Goodwill Accounting nach IFRS und Bilanzsteuerrecht, Wien 2008 



XXIII 

Gassner, Wolfgang / Lahodny-Karner, Andrea (1998): Kommentierung zu § 201 Abs. 2 Z 1 

HGB, § 201 Abs. 2 letzter Satz HGB, in: Handbuch Bilanz und Abschlussprüfung, Band I, 3. 

Auflage, hrsg. von Herbert Kofler et al., Wien 1998 – 2001 

Geist, Reinhard (1997): Kommentierung zu § 189 HGB, in: Kommentar zum HGB, Handelsge-

setzbuch mit Firmenbuchgesetz und Handelsmaklerrecht, hrsg. von Peter Jabornegg, Wien 1997 

Gelter, Martin / Nowotny, Christian (2005): Ermessensfragen der Abschreibungsermittlung (IFRS 

/ HGB) – Verantwortung des Bilanzerstellers, in: Abschreibungen in der Handels- und Steuerbi-

lanz, einschließlich der Bestimmungen der IFRS, hrsg. von Romuald Bertl et al., Wien 2005, S. 

77 – 104  

Groh, Manfred (1976): Künftige Verluste in der Handels- und Steuerbilanz, zugleich ein Beitrag 

zur Teilwertdiskussion, in: Steuer und Wirtschaft, Zeitschrift für die gesamte Steuerwissenschaft, 

53. 6. Jg. (1976), S. 32 – 42  

Grünberger, Herbert (2004): Bewertung der Passivposten, in: Handbuch zum Rechnungsle-

gungsgesetz, Rechnungslegung, Prüfung und Offenlegung, Band I, hrsg. Romuald Bertl / Dieter 

Mandl, Wien 1999 / 2011 

Grünberger, Herbert (2009): Grundzüge der Bilanzierung, Wien, 2009 

Hirschler, Klaus / Sulz, Gottfried Maria / Schaffer, Thomas (2010): Kommentierung zu § 200 

UGB, in: Bilanzrecht, Kommentar Einzelabschluss, hrsg. von Klaus Hirschler, Wien 2010 

Hirschler, Klaus / Sulz, Gottfried Maria / Schaffer, Thomas (2010): Kommentierung zu § 224 

UGB, in: Bilanzrecht, Kommentar Einzelabschluss, hrsg. von Klaus Hirschler, Wien 2010 

Hirschler, Klaus / Sulz, Gottfried Maria / Schaffer, Thomas (2010): Kommentierung zu § 231 

UGB, in: Bilanzrecht, Kommentar Einzelabschluss, hrsg. von Klaus Hirschler, Wien 2010 

Hofians, Robert (1992): Immaterielle Werte im Jahresabschluß, Steuerbilanz und Einheitswer-

termittlung, Wien 1992 

Hofians, Robert (2011): Kommentierung zu § 223 UGB, in: Wiener Kommentar zum Unterneh-

mensgesetzbuch, Band II Rechnungslegung, 3. Auflage, hrsg. von Manfred Straube, Wien 2011 

Hofians, Robert (2011): Kommentierung zu § 224 UGB, in: Wiener Kommentar zum Unterneh-

mensgesetzbuch, Band II Rechnungslegung, 3. Auflage, hrsg. von Manfred Straube, Wien 2011 



XXIV 

Hübner-Schwarzinger, Petra / Konezny, Gerd (2010): Kommentierung zu § 229 UGB, in: Bilanz-

recht, Kommentar Einzelabschluss, hrsg. von Klaus Hirschler, Wien 2010 

Hueber, Edmund / Kofler, Herbert (1998): Kommentierung zu § 203 Abs. 2 HGB, in: Handbuch 

Bilanz und Abschlussprüfung, Band I, 3. Auflage, hrsg. von Herbert Kofler et al., Wien 1998 – 

2001 

Janschek, Otto / Jung, Maximilian † (2010): Kommentierung zu § 204 UGB, in: Bilanzrecht, 

Kommentar Einzelabschluss, hrsg. von Klaus Hirschler, Wien 2010 

Kofler, Herbert (1998): Kommentierung zu § 203 Abs. 3 HGB, in: Handbuch Bilanz und Ab-

schlussprüfung, Band I, 3. Auflage, hrsg. von Herbert Kofler et al., Wien 1998 – 2001 

Kofler, Herbert / Kofler, Georg (2001): Kommentierung zu § 198 Abs 9 und 10 HGB, in: Hand-

buch Bilanz und Abschlussprüfung, Band I, 3. Auflage, hrsg. von Herbert Kofler et al., Wien 

1998 / 2001 

Konezny, Gerd (2010): Kommentierung zu § 198 Abs. 8 UGB, in: Bilanzrecht, Kommentar Ein-

zelabschluss, hrsg. von Klaus Hirschler, Wien 2010 

Köglberger, Walter (1998): Kommentierung zu § 224 Abs. 1 HGB, in: Handbuch Bilanz und Ab-

schlussprüfung, Band I, 3. Auflage, hrsg. von Herbert Kofler et al., Wien 1998 – 2001 

Krejci, Heinz (2008): Unternehmensrecht, mit Wertpapierrecht von j. Aicher / F. Schumacher, 4. 

Auflage, Wien 2008 

Leitner, Thomas / Urnik, Sabine / Urtz, Christoph (2011): Kommentierung zu § 211 UGB, in: 

Wiener Kommentar zum Unternehmensgesetzbuch, Band II Rechnungslegung, 3. Auflage, hrsg. 

von Manfred Straube, Wien 2011 

Nowotny, Christian (2011): Kommentierung zu § 195 UGB, in: Wiener Kommentar zum Unter-

nehmensgesetzbuch, Band II Rechnungslegung, 3. Auflage, hrsg. von Manfred Straube, Wien 

2011 

Nowotny, Christian (2011): Kommentierung zu § 198 UGB, in: Wiener Kommentar zum Unter-

nehmensgesetzbuch, Band II Rechnungslegung, 3. Auflage, hrsg. von Manfred Straube, Wien 

2011 

Pernsteiner, Helmut (2000): Kommentierung zu § 226 Abs. 5 HGB, in: Handbuch Bilanz und 

Abschlussprüfung, Band I, 3. Auflage, hrsg. von Herbert Kofler et al., Wien 1998 – 2001 



XXV 

Pichler, Thomas (1999): Abzinsung von Rückstellungen, in: Österreichisches Recht der Wirt-

schaft, 17. Jg. (1999), S 432 – 433 

Platzer, Walter (1999): Kommentierung zu § 203 Abs. 5 HGB, in: Handbuch Bilanz und Ab-

schlussprüfung, Band I, 3. Auflage, hrsg. von Herbert Kofler et al., Wien 1998 – 2001 

Rohatschek, Roman (2005): Abschreibungsprinzipien nach HGB und IFSR, in: Abschreibungen 

in der Handels- und Steuerbilanz, einschließlich der Bestimmungen der IFRS, hrsg. von Romuald 

Bertl et al., Wien 2005, S. 61 – 76  

Rohatschek, Roman (2011): Abschreibungen auf Gegenstände des Umlaufvermögens, in: Hand-

buch zum Rechnungslegungsgesetz, Rechnungslegung, Prüfung und Offenlegung, Band I, hrsg. 

Romuald Bertl / Dieter Mandl, Wien 1999 – 2011 

Schauer, Reinbert (1999): Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) und Rechnungsle-

gungsgesetz, in: Handbuch zum Rechnungslegungsgesetz, Rechnungslegung, Prüfung und Offen-

legung, Band I, hrsg. von Romuald Bertl / Dieter Mandl, Wien 1999 – 2011 

Seicht, Gerhard (2002): Buchführung, Jahresabschluß und Steuern, Handbuch für Studierende 

und Praktiker, 12. Auflage, Wien 2002 

Tichy, Georg (1994): Latente Steuer im Einzelabschluß, in: Österreichische Zeitschrift für Rech-

nungswesen, 4. Jg. (1994), S. 320 – 323 

Urnik, Susane (1999): Kommentierung zu § 208 HGB, in: Handbuch Bilanz und Abschlussprü-

fung, Band I, 3. Auflage, hrsg. von Herbert Kofler et al., Wien 1998 – 2001 

Urnik, Susane / Urtz, Christoph (2011): Kommentierung zu § 201 UGB, in: Wiener Kommentar 

zum Unternehmensgesetzbuch, Band II Rechnungslegung, 3. Auflage, hrsg. von Manfred Strau-

be, Wien 2011 

Urnik, Susane / Urtz, Christoph (2011): Kommentierung zu § 203 UGB, in: Wiener Kommentar 

zum Unternehmensgesetzbuch, Band II Rechnungslegung, 3. Auflage, hrsg. von Manfred Strau-

be, Wien 2011 

Urnik, Susane / Urtz, Christoph (2011): Kommentierung zu § 204 UGB, in: Wiener Kommentar 

zum Unternehmensgesetzbuch, Band II Rechnungslegung, 3. Auflage, hrsg. von Manfred Strau-

be, Wien 2011 



XXVI 

Urnik, Susane / Urtz, Christoph (2011): Kommentierung zu § 208 UGB, in: Wiener Kommentar 

zum Unternehmensgesetzbuch, Band II Rechnungslegung, 3. Auflage, hrsg. von Manfred Strau-

be, Wien 2011 

Gesetze 

Ligji Nr. 9228 „Për Kontabilitetin dhe Pasqyrat Financiare“ të ndryshuar, datë 29.04.2004, 

kundgemacht im BGBl. Nr. 35 auf Seite 2712 

Verordnungen und Richtlinien  

Richtlinie des Instituts Österreichischer Wirtschaftsprüfer zum „Grundsatz der Bewertungsstetig-

keit (§ 201 Abs 2 Z 1 UGB) und zur Berichterstattung bei der Änderung der Bilanzierung- und 

Bewertungsmethoden (§ 236 UGB)“, Juli 2010 (IWP / RL 1 (2010)) 

Vendimi Nr. 783, „Për Përcaktimin e Standardeve dhe të Rregullave Kontabël“, datë 

22.11.2006, kundgemacht im BGBl. Nr. 137 auf Seite 5371 

Vendim Nr. 742 „Për Kriteret e Përzgjedhjes së Njësive Ekonomike, që duhet të zbatojnë Stan-

dardet Ndërkombëtare të Kontabilitetit“, datë 07.11.2007, kundgemacht im BGBl. Nr. 154 auf 

Seite 4501 

Fachgutachten und Stellungnahmen 

Austrian Financial Reporting and Auditing Committee (2007): Stellungnahme „Grundsätze der 

unternehmensrechtlichen phasenkongruenten Dividendenaktivierung“, Dezember 2007 (AFRAC 

(2007)) 

Austrian Financial Reporting and Auditing Committee (2009a): Stellungnahme „Anhangsanga-

ben zu Geschäften mit nahe stehenden Unternehmen und Personen gemäß §§ 237 Z 8b und 266 Z 

2b UGB“, September 2009 (AFRAC (2009a))  

Austrian Financial Reporting and Auditing Committee (2009b): Stellungnahme „Sonderfragen 

zur unternehmensrechtlichen Bilanzierung von Umweltschutzrückstellungen“, September 2009 

(AFRAC (2009b)) 



XXVII 

Fachsenats für Handelsrecht und Revision des Instituts für Betriebswirtschaft, Steuerrecht und 

Organisation der Kammer der Wirtschaftstreuhänder (2000): Stellungnahme „Steuerabgrenzung 

im Einzelabschluss und im Konzernabschluss“, April 2000 (KFS / RL 15 (2000)) 

Internetquellen 

http://www.consilium.europa.eu/policies/agreements/search-the-agreements-

database?lang=en&command=details&id=297&lang=en&aid=2006040&doclang=en, Stand: 

4.3.2012 

http://www.keshilliministrave.al/?fq=brenda&m=news&lid=10893&gj=gj2, Stand: 4.3.2012 

http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID=290860&DstID=0&BrID=49, Stand: 

15.10.2011 

 

http://www.consilium.europa.eu/policies/agreements/search-the-agreements-database?lang=en&command=details&id=297&lang=en&aid=2006040&doclang=en
http://www.consilium.europa.eu/policies/agreements/search-the-agreements-database?lang=en&command=details&id=297&lang=en&aid=2006040&doclang=en
http://www.keshilliministrave.al/?fq=brenda&m=news&lid=10893&gj=gj2
http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID=290860&DstID=0&BrID=49


 

Abstract 

Die Bedeutung der internationalen Rechnungslegungsstandards ist bereits mit der IAS-

Verordnung des Jahres 2002 im gesamten EU Raum ersichtlich. Nicht zuletzt wird die Bedeutung 

der IAS / IFRS Standards auch durch das Konvergenzprojekt mit dem US-GAAP verstärkt. Die 

komplette Neuerung des Rechnungslegungsgesetzes in Albanien ist nicht nur ein weiterer Fort-

schritt bei den EU-Beitrittsverhandlungen sondern zeigt auch, dass die Rechnungslegungspraxis 

sich verstärkt an den „einheitlichen“ internationalen Rechnungslegungsstandards orientiert.  

Këshilli Kombëtar i Kontabilitetit (das albanische (nationale) Bilanzierungskomitee) hat in den 

letzten Jahren 14 nationale Bilanzierungsstandards (SKK) unter besondere Anlehnung an die IAS 

/ IFRS Standards, vorbereitet und aufgestellt. Der wichtigste Ziel eines Jahresabschlusses nach 

albanischem Recht ist ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage so-

wie des Cashflows eines Unternehmens zu wiedergeben, was der Zielsetzung der IAS / IFRS ent-

spricht. Das Streben nach der Darstellung eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage des Unternehmens dient v.a. als wesentliche Entscheidungshilfe für den 

Eigenkapitalgeber. Aus diesem Grund dient der auf Grundlage der SKK aufgestellte Jahresab-

schluss ausschließlich dem Informationszweck des Jahresabschlusslesers. Der Informationszweck 

des Jahresabschlusses nach albanischem Recht zieht sich wie ein roter Pfad durch alle Bilanzie-

rungsstandards und –bestimmungen. 

Die vorliegende Arbeit soll einen Beitrag zur Vergleichsliteratur zwischen Albanien und Öster-

reich im Bereich der Rechnungslegung leisten. In dieser Diplomarbeit wurden in erster Linien die 

albanischen Bilanzierungsbestimmungen über den Jahresabschluss dargestellt und anschießend 

ein Vergleich mit dem Bestimmungen des österreichischen UGB ausgearbeitet. Diese Diplomar-

beit erläutert alle wesentlichen Bilanzierungsvorschriften samt Wahlrechte v.a. beim Ansatz und 

Bewertung aller aktiven und passiven Vermögensgegenstände und versucht auf diese Weise die 

Unterschiede in den Rechnungslegung der beiden Länder auf alle Bilanzierungsbereiche zu zei-

gen.  

In Abhängigkeit vom anzuwendenden Rechnungslegungsgesetz zeigen sich wesentliche Unter-

schiede im Bilanzbild eines Unternehmens. Die Unterschiede zwischen den albanischen SKK 

und UGB erstrecken sich auf nahezu allen Bilanzierungsbereichen und können, abhängig vom 

bilanzierenden Unternehmen, große Auswirkungen haben.  



 

Der Trend der globalen Vereinheitlichung der internationalen Rechnungslegungsvorschriften 

wird ununterbrochen weitergehen und in einigen Jahren wird sich die europäische und globale 

Rechnungslegungspraxis an dieselben Bilanzierungsregeln halten. Aber bis dahin muss ein inter-

national tätiges Unternehmen ein Spagat zwischen den unterschiedlichen Rechnungslegungssys-

temen machen.  
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